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Vorbemerkung: Wissenschaftliche Kontex­
tualisierung der Studie 

Die hier vorgelegte Studie faßt die Ergebnisse eines von der Fritz Thysscn 
Stiftung finanzierten Forschungsprojekls zusammen. Gabor Rychlak und 
Volker Titel haben als studentische bzw. wissenschaftliche Hilfskräfte mit 
überdurchschnittlichem Engagement und hermeneutischem Geschick die 
Codierung der Parlamentsdebatten und der Informationen zu den Abgeord­
nelen durchgcflihrt; ihnen sei dafUr an dieser Stelle gedankt. 
Die Projektidee wie auch die Datenauswertung und die Interpretation der 
Befunde sind durch einige wissenschaftliche Prämissen mitgesteuert, die 
wir im folgenden kurz erläUlem wollen. 

I. Die Studie versteht sich als eine kullursoziologische Arbeit. Nun wird 
sowohl der Kulturbegriff wie der der Kultursoziologie so vieldeutig ge­
braucht, daß nicht klar erkennbar ist, was man sinnvollerweise unter Kultur 
verstehen kann und welches der Gegenstandsbereich der Kultursoziologie 
ist. Die in den letzten beiden Dekaden festzustellende. verstärkte Beschäfti­
gung mit "Ku ltur" hat zudem nicht sonderlich zu einer KJärung des Kultur­
begriffs beigetragen. Wir werden daher hier eine Definition von Kultur vor­
schlagen, die in erster Linie an den Kriterien der KJarheit und Einfachheit 
orientiert ist. dabei aber die wesentlichen Elemente aufzubewahren ver­
sucht, die in der Verwendung dieses Begriffs in der soziologischen Tradi­
tion enthalten waren. Unter Kultur verstehen wir die Deutungsmuster und 
Werte, die von einer Gruppe von Menschen gemeinsam geteilt und zur in­
terpretation und Evaluation von "Welt" benutzt werden. Eine solche Defi­
nition enthält drei Merkmale, die man, je nach Forschungsfrage, genauer 
spezifizieren kann und sollte: eine Gruppe von Menschen aJs die Subjekte 
bzw. Träger von Kultur (a), Deutungsmuster und Werte als eine spezifische 
Art und Weise der Weltinterpretation (b) und schließlich der Gegenstands­
bereich, auf den sich die Deutungsmuster beziehen. der hier mit dem Platz­
haJter "Welt" bezeichnet wurde (c). 

a. Die Träger von Kultur sind in unserer Untersuchung di e Abgeordneten 
des Preußischen Abgeordnetenhauses. Insofern handelt es sich bei unserer 
Untersuchung um eine Elitestudie. Wir gehen davon aus, daß Eliten in der 
Definition dessen, was in einer Gesellschaft Geltung besitzt und besitzen 
soll, besonders bedeutsam sind. Ihre soziale Position stauet sie mit Res­
sourcen aus, die sie wirkungsmächtig machen, auf die gesellschaftlich ge-
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teilten Deutungen Einfluß zu nehmen ( ... gl. HigleylBunon 1989). Deswe­
gen ist es nach unserer Ansicht durchaus sinnVOll , Kuhursoziologie als So­
ziologie der Kultur von Eliten zu betreiben. 

b. Daß eines der spezifischen Merkmale menschlicher Existenz darin be· 
steht, einen sinn haften Bezug zur Welt aufzubauen, ist fast ein anthropolo· 
gischer Allgemeinplatz, bildet zugleich den Ausgangspunkt von fast allen 
soziologischen Theorien - seien es systemtheoretische Konzepte in der 
Traditionslinie von Parsons und Luhmann, marxistische Vorstellungen von 
Gesellschaft oder auch mikrosoziologische Konzepte, wie sie von symbo· 
lisch·interaktionistischen Theorien bis hin zu rational-choice Theorien ent­
wickelt wurden. Die Fähigkeit, sinnhaft zu hande ln bedeutet z.B., daß ein 
Baum eben nicht ein Baum ist, sondern fu r die Menschen je nach Deutung 
etwas sehr unterschiedliches bedeuten kann: ein schützenswertes Objekt, 
das durch eine interpretierte Umweltverschmutzung bedroht ist. ein Gegen­
stand, dessen Verkauf Gewinne abwerfen kann. ein sakrales Objekt, das auf 
eine wie auch immer geartete Transzendenz verweist etc. Deutungen von 
"Welt" sind aber häufig nicht allein auf einen Gegenstandsbereich bezogen, 
sondern mit anderen Deutungen verneut und bilden zusammen ein Deutungs­
muster. Deutungsmuster sind Konfigurationen von EinzeldeUiungen, die 
miteinander zu einem System verknüpft sind. So kann. um im Beispiel zu 
bleiben. die Deutung eines Baumes in unterschiedliche Deutungsmuster ein­
gebunden sein: z.B. in ein ökologisches Deutungsmuster. ein marktwin­
schaftliches oder in ein religiöses DculUngsmuster. Wir haben in unserem 
Projekt versucht. die Deutungsmuster von Abgeordneten zu rekonstruieren 
und zwar diejenigen. die sich auf einen bestimmten Ausschnitt von "Welt" 
beziehen. Dies leitet zum nächsten Bestimmungselement von Kultur über. 

c. Jürgen Habermas (1981: 114 ff.) unterscheidet im Anschluß an Karl R. 
Popper drei verschiedene Objektbcreiche. auf die sich das Handeln von 
Menschen beziehen kann: auf die objektive Welt im Sinne der äußeren Na­
tur, die soziale Welt als der Bereich der normativ geregelten Interaktionen 
zwischen Menschen und auf die subjektive Welt als die Innenweh der Men­
schen. Die Deutungsmuster, die Akteure benutzen, können sich ebenfalls 
auf die genannten drei Bereiche beziehen. und führen entsprechend zu Deu­
tungen der Natur, der Beziehungen zwischen Menschen und zu Deutungen 
der Identität und der Selbstkonzepte von Subjekten. Die Welt der sozialen 
Beziehungen kann man nun entlang unterschiedlicher gesellschaftlicher 
Bereiche weiterdifferenzieren. Je nachdem ob sich die Deutungsmuster auf 
die Organisationsformen von Wissenschaft, Kunst, Wirtschaft oder Politik 
beziehen. kann man von Wissenschafts-. Kunst-. Wirtschafts- oder auch von 
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politischer Kultur sprechen. Unsere Untersuchung der Debatten über das 
Dreiklassenwahlrecht im Preußischen Abgeordnetenhaus ist insofem eine 
Untersuchung der politischen Kultur. als die Abgeordneten in ihren Reden 
Vorstellungen über die Organisationsform des politischen Systems formu­
lieren. Sie streiten sich über die Frage, ob man das Dreiklassenwahlrecht 
reformieren soll und formulieren zur Begründung ihrer Position Argumente. 
die unter Bezugnahme auf allgemeinere kulturelle Wen e spezifische politi­
sche Vorstellungen begründen. 

Die Bestimmung eines Gegenstandsbereichs wissenschaftlicher Erkenntnis 
ist eine notwendige aber noch keine hinreichende Bedingung fÜf wissen­
schaftliche Forschung. Sie bedarf als Ergänzung der formulierung von fra­
gestellungen. die man an einen Gegenstandsbereich richtet. Zwei fragen 
sind für unsere Studie konstiluliv: Wir wollen in einem ersten Schritt die 
Dcutungsmuster beschreiben, die die Abgeordneten des preußischen Land­
tags benutzen, um ihre Position zum Wahlrecht zu begründen. Ein solcher 
Versuch der Deskription der politischen Kultur mag auf den ersten Blick als 
einfach. manchem Leser vielleicht als zu einfach erscheinen. Die Probleme 
der Deskription von Kultur kommen aber erst in den Blick. wenn man sich 
der methodischen Frage zuwendet. wie denn die politische Kultur im Sinne 
der relevanten Deutungsmuster erhoben und analysien werden kann. Wir 
haben versucht, die Deutungsmuster der Akteure mit Hilfe einer systemati­
schen InhaJtsanaJyse zu erfassen und operieren damit in dem "weichen" 
Feld von Kultur. in dem es um Symbole. Sinn und Deutungcn geht, mit dem 
.,harten". weil standardisiertem Instrument der quantitativen SoziaJforschung. 
Gehl man in dieser Weise vor, dann kann man sich nur in recht beschränk­
tem Ausmaß an Vorläuferstudien orientieren, da der Bereich der Kultur­
soziologie von einer eher quaJitativ orientienen Sozialforschung dominiert 
wird. mit aJl den Vor- und Nachteilen, die damit verbunden sind und die wir 
später noch erläutern werden. Unser Versuch. die politischen Deutungsmuster 
der Diskussion um das Dreiklassenwahlrecht systematisch zu erfassen ver­
steht sich insofern auch als ein Beitrag zur Methodenentwicklung einer 
empirisch orientierten Kultursoziologie. Dies ist mit ein Grund dafUr. daß 
wir im Anhang dieses Buches das Kategoriensystem der Inhaltsanalyse auf­
genommen haben; so wird dem Leser die Möglichkeit gegeben. die Plausi­
bilität unseres empirischen Vorgehens zu prilfen. 

Neben einer systematischen Beschreibung der Oeutungsmuster wollen Wif 
in einem zweiten Schritt erklären, warum manche Abgcordnete diese und 
andere Abgeordnete jene Deutungsmuster verwendcn. Wir knüpfen damit 
an eine klassische Fragestellung der Kultursoziologie an. Sowohl Man: als 
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auch Weber haben die Beschreibung von Ideensystemen immer ergänzt durch 
die erklärende Frage, warum bestimmte Ideen in einer Gesellschaft domi ­
nant sind und warum welche Akteure welche Deutungsmuster venteten. 
Wir vermuten, daß die Verwendung von Dculungsmustern in einem erheb­
lichem Umfang mit den Interessenlagen von Akteuren zusammenhängen 
und spezifizieren diese allgemei ne Zusammenhangshypothese durch Re­
kurs auf die Theorie gesellschaftlicher Konfliktünien von Seymour Manin 
Lipsci und Stein Rokkan. Wir versuchen zu zeigen, daß die Abgeordneten 
unterschiedliche, sozialstruktureIl bestimmbare Bevölkerungssegmente re. 
präsentieren und ihre Wah lrechtspositionen und ihre Verwendung von 
DeulUngsmustem diese Interessenlagen reflektieren. Ähnlich wie es unser 
Anliegen ist, die Deulungsmustcr mcthodisch systematisch zu rekonstruie­
ren, ähnlich haben wir versucht, dic Intcressenlagen der Abgeordneten sy­
stematisch zu bestimmcn: Neben soziodemographischen Merkmalen dcr 
einzelnen Abgeordncten haben wir die sozialstrukturelle Zusammensetzung 
ihrer jeweiligen Wahlkreise erhoben und können somit statistisch prüfen. 
ob der theoretisch vcrmutetc Zusammenhang zwischen Interessen und Ideen 
auch empirisch besieht. Auch das Kategoriensyslem zur Erfassung der 
Imeressenlagen haben wir in den Anhang am Ende des Buches aufgenom­
men, um auch hier das methodischc Instrumentarium fur dcn Lescr transpa­
rent zu machen. 

Wenn wir die hier vorgestellte Studie also als kultursoziologische Studie 
klassifizieren, dann ist damit - und dies sollten die Ausführungen deutlich 
gemacht haben - ein spezifisches Verständnis von Kultursoziologie unter­
legt, das Wen auf eine möglichst klare Explikation der verwendeten Be­
griffe legt, neben einem verstehenden Beschreiben, Phänomene auch erldä­
ren will und dazu theoriegeleitet vorgeht. sich methodisch der systematischen 
Verfahren der Datcnemebung bedient und die Ergcbnisse zu quantifizieren 
versucht. 

2. Der Gegenstand dieser Untersuchung - Wahlrechtsdebatten in PreuScn 
zwischen 1849 und 191 8 - wird gewöhnlich eher den Geschichtswissen­
schaften und nicht der Soziologie zugeordnet Daher werden wir an dieser 
Stelle eincn kurzen Exkurs zum Verhältnis von Geschichte und Soziologie 
einfügen. 

Die Entwicklung der Sozialgeschichte eincrsei ts und der historischen So­
ziologie andererseits haben dic Grenzen zwischen Geschichte und Soziolo­
gie zum Nutzen beider Disziplinen aufgeweicht. Dies gilt allerdings für 
verschiedene Länder in einem recht unterschicdlichcn Ausmaß: Während 
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in der bundesdeutschen Soziologie immer noch eine erhebliche Distanz 
gegenüber der Geschichte und den Geschichtswissenschaften besteht und 
die historische Soziologie (weniger die hi storische Sozialforschung) bisher 
keine feste Verankerung innerhalb der Soziologie gefunden haI, stellt sich 
die Situation in den USA ganz anders dar (vgl. Spohn 1996): Die Sektion 
.,Comparative and Historical Sociology" ist eine der größten innerhalb der 
American Sociological Association. während in Deutschland vergleichbare 
institutionelle Qne für die Diskussion und Entwicklung historischer Sozio­
logie _ vom Zentrum für historische Sozialforschung in Köln abgesehen -
fehlen. Bei den Publikationsorganen zeigt sich eine ähnliche Lage: Wäh­
rend im angelsächsischen Sprachraum Zeitschriften wie .. Comparative 
Studies in Society and HiSlOry", .. Social Science History" und das ,) ournal 
of Historical Sociology" als explizit historisch-soziologische Zeitschriften 
existicren und daneben auch das American Journal of Sociology und das 
British Journal of Sociology regelmäßig deranigc Beiträge publizieren. so 
existieren in DeutSChland neben dcrZcitschrift Historische Sozialforschung 
mit ihrem sehr speziellen Zuschnitt nur wenige Publikationsorganc, die auch 
Beiträge der historischcn Soziologie schwcrpunktmäßig publi zieren. I 

Eine Annäherung zwischen Geschichte und Soziologic hat in Deutschland 
dafür eher innerhalb der GeschiChtswissenschaft stattgcfunden und sieh als 
Sozial- bzw. Gesellschaftsgeschichte innerhalb dcr Geschichtswissenschaft 
ausdifferenzien. Mit der sogenannten .,Bielefclder Schule" um Hans Ulrich 
Wehler und Jürgen Kocka hat sich der Versuch institutionalisiert, soziologi­
sche Begriffe (Klasse, Revolution, Hemchaftssystem etc.) zur Analyse hi­
storischer Phänomene zu verwenden. Arbeitskreise, Sonderforschungsbe­
reiche, eigene Publikationsreihen (vor allem die "Kritischen Studien zur 
Geschichtswissenschaft") und die Zeitschrift .. Geschichte und Gesellschaft" 
(gegrtlndel 1975) bilden das institutionalisierte Unterfutter, das eine histori­
sche Sozialwissenschaft - so der Untertitel von Geschichte und Gesellschaft 

_ auf Dauer stellen konnte. 

Selbstverständlich werden auch in Deutschland hiSlorbch·sodologiscbe Arbeilcn verfallt 
(I:. B. Best 1990; Lepsius 1990). doch hat insgesamt die Verbindung von Geschichte und 
Soriologie nicht den gleichen programmatischen und institutionellen Stellenwen inner· 
halb der deutsChen Soziologie erlangt, den sie innerbalb der angelslkhsichen Soziologie 

aufweist. 
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Trotz einer Annäherung zwischen Geschichte und Soziologie, sei es von 
der Soziologie ausgehend in Form der historischen Soziologie oder von der 
Geschichtsscnreibung ausgehend in Fonn der Sozial- und Gesellschafts­
geschichte. bleiben in der Praxis Differenzen zwischen den heiden Diszipli­
nen.2 Dazu Hans Ulrich Wehler. ,,Es dürfte in der Alltagspraxis noch immer 
zutreffen, daß der Soziologe vorschnell an allgemeinen Ergebnissen, der 
Historiker engherzig an detaillierter Individualisierung interessiert ist" 
(WehJer 1984: J 3). Hinter dieser Differcnzbeschreibung verbergen sich zwei 
unterscheidbare Dimensionen. 

a. Die Soziologie ist in ihren Forschungen tendenzielltheorieorientierter a1s 
die Geschichtswissenschaften. Die ex anle formulierte kategoriale Durch­
dringung des Forschungsgegenstandes. die dann die empirische Forschung 
steuert, scheint eher typisch zumindest fli r eine bestimmte Art soziologi­
scher Forschung, eher untypisch für historische Forschung zu sein (S kocpol 
1987; KiserlHechter 1991). Eine derartige, explizite Bezugnahme auf theo­
retische Aussagensystem ist unseres Erachtens der grundlegende Vorzug 
der systematischen Sozialwissenschaften. Weder eine all tägliche noch eine 
wissenschaftliche Beobachtung und Beschreibung von Weil ist ohne theo­
retische Annahmen möglich; wenn dem so ist, dann ist eine Explikation der 
theoretischen Annahmen einer impliziten Verwendung vorzuziehen. wei l 
erst eine Explikation Kritik und die Formulierung von Alternativen ermög­
licht. 

Allerdings muß man zugleich die Gefahren einer theorieorientierten For­
schung im Blick behalten, und hier kann die Soziologie gerade von der 
Geschichtsschreibung lemen. Heinrich Best hat mit Recht die Neigung der 
Soziologie, theoretische Übergeneralisierungen zu formu li eren, die den 
konkreten historisch-empirischen Verläufen nicht mehr gerecht werden, 
kritisien und als ,.retrospektive Science Fiction" (Best 1988a: 2) bezeich­
net. Schon Friedrich Tenbruck hat auf die notwendigen Revisionen einer 
"Soziologie vor der Geschichte" hingewiesen (fenbruck 1972) und dabei 
vor allem die Aufgabe von Entwicklungsvorstellungen angemahnt. die eine 
Vorstellung von sozialen und historischen Abläufen implizieren , die mit 

2 Eine andere Frage ist die nach den grundsälzliehen und prin:dpiellen Unterschieden zwi­
schen den heiden Dis:dplinen auf einer wissenschaftstheoretischen Ebene. Hier scheint 
man generell davon spre<:hen zu können, daß eine solche Differenz allgemein verneint 
wird (Abrams 1982; Best 1988&; Spohn 1996). 
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Notwendigkeit vom homogenen, undifferenzicrten und einfachen zum he­
terogenen, differenzierten, komplexen Zustand verlaufen. ,,Abweichende 
Entwicklungen erscheinen dann als bloß temporäre Aufschübe oder als irre­
guläre und exzeptionelle Sonderentwicklungen, für die im Ausnahme­
verfahren Sondergründe konstruiert werden (Tenbruck 1972: 33). Filr die 
verschiedensten Bereiche soziologischer Forschung - von der Familien­
soziologie über die soziale Ungleichheilsforschung bis hin zur Wirtschafts­
soziologie - läßt sich zeigen, daß Trend- und Zustandsbeschreibungen häu­
fig von der Postulierung einer Vergangenheit abhängig sind, die sich bei 
näherem historischem Hinsehen als empirisch nicht richtige Konstrukte er­
weisen. Größere historische Sorgfalt könnte entsprechend zu stärker realitäts­
angepaßlerTheoriebildung, vorsichtigeren Trendaussagen und zutreffende­
ren Gegenwansdiagnosen fuhren. 

Wir favorisieren entsprechend die Idee einer historisch kontrollierten 
Theoriebildung. Für unsere Untersuchung bedeutet dies folgendes: Auf der 
einen Seite begi nnen wir unsere Analysen mit einem theoretischen Kon­
zept. Wir verwenden die Theorie gesellschaftlicher Konfliktlinien zur For­
mulierung von Hypothesen darüber, welche Positionen welche Abgeordne­
te im Hinblick auf eine Reform des Dreiklassenwahlrechts beziehen und 
welche Ocutungsmuster sie präferieren werden, Auf der anderen Seite ver­
suchen wir die Besonderheiten von historischen Ereignissen und Situatio­
nen zu berücksichtigen, die zu einer Einfarbung, Brechung und Verände­
rung von theoretisch abgeleiteten Zusammenhängen geführt haben. Wir 
hoffen damit, sowohl dem Anspruch, theoriegeleitete Forschung zu betrei­
ben, die auf Generalisierung der Befu nde abzielt, zugleich aber die Eigen­
willigkeit historisch einmaliger Konstellationen zu berücksichtigen, gerecht 
zu werden. 

b. Eng mit der stärkeren Theorieorientierung der Soziologie im Vergleich 
zu den Geschiehtswissenschaften hängt die unterschiedliche Methoden­
orientierung der beiden Disziplinen zusammen. Bewegt sich die Geschichts­
wissenschaft weiterhin in einem dominant "narrativem Bezugsrahmen" 
(Spohn 1996: 365) und präferiert eine intensive und eine - aus sozialwis­
senschaftlicher Perspektive - unsystematische Quellenanalyse (vg!. Best 
1988a), so ermöglichen die Methoden der quantitativen Sozialforschung, 
extensiv Datenquellen systematisch zu erschließen und statistisch auszu­
wenen. Im Hinblick auf die Methodenwahl sehen wir die Vorteile auf der 
Seite der systematischen Methoden der empirischen Sozialforschung, gerade 
weil sie systematischer vorgehen und in höherem Maße eine intersubjektive 
Prüfung der Ergebnisse ennöglichen. Zugleich stehen die quantifizierenden 
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Methoden in der Gefahr, daß ihre Ergebnisse bedeutungsleer werden und 
zu einem Zahlenspiel verkommen. gerade wei l die dichte Beschreibung des 
Einzelfalls mit seiner Bedeutungsdichte feh lt. Hier kann die häufig sterile 
empirische Sozialforsc hung von dem methodischen Vorgehen der HislOri· 
ker die Vorzüge einer narrativ-anschaulichen Darstellung lernen. Wir favo­
risieren in unserer Studie im Hinblick auf die Methoden folglich eine syste­
matische Datenerhebung der Deutungsmuster und lntcressenlagen der 
Abgeordneten, versuchen aber zugleich durch Beispielzitate und rnustra­
tianen die abstrakten Kategorien an die konkreten Äußerungen von Abge­
ordneten im Parlament zurückzubinden. 

Ob all die Prämissen und Vorsätze. die wir in dieser Vorbemerkung formu­
liert haben, auch realisiert worden sind, mag und wird der Leser - mög­
lichst nach der Lektüre - selbst entscheiden. 

15 

1. Theoretischer Rahmen und Forschungs­
fragen der Untersuchung 

Die zunehmende Ausbreitung liberaler Demokratien veranlaßte Franci s 
Fukuyama (1992) dazu, vom .,Ende der Geschichte" zu sprechen. Mit die­
ser häufig zitierten Vokabel bezeichnete er nicht das Ende der Kette histori­
scher Ereignisse, sondern die Vorstellung, daß es zu der in vielen Ländern 
der Welt etablierten Gesellschaftsordnung zukünftig keine Alternative und 
insofern keine neue Epoche mehr geben werde. Solche Prognosen gehören 
sicherlich eher in den Bereich der feuiltonistischen Spekulationen als in den 
Bereich wissenschaftlicher Aussagen; allerdings fußen die Erfahrungen, die 
Fukuyama zu seiner Prognose verleitet haben, auf Einschätzungen, die durch­
aus realitätsadäquat sind und von anderen Autoren gestützl werden. Denn 
seit den 70er Jahren dieses Jahrhunderts hat sich der Anteil der Länder mit 
liberalen Demokratien beträchtlich erhöht: Portugal (1974), Griechenland 
(1974), Spanien (1975), Türkei (1980), Peru (1980), Atgentinien, Uruguay 
und Brasilien (1983), dann Paraguay und Chile und die minelamerikanischen 
Staaten Nicaragua, EI Salvador und Guatemala, die Philippinen, Südkorea, 
Taiwan, Südafrika und ab 1989 vor allem die bis dahin unter sowjetischer 
Einflußzone stehenden Länder Osteuropas sind zu Demokratien mit freien , 
allgemeinen und gleichen Wahlen geworden bzw. zurückgekehrt. Damit 
setzt sich ein Prozeß fort , der ca. mit der Mine des letzten Jahrhunden s 
begann und von Roben Dahl (1989; vgl. dazu Fuchs: 1998) als zweite de­
mokratische Transfonnation beschrieben wurde: die Entstehung von demo­
kratischen Nationalstaaten.) Unsere Untersuchung bezieht sich auf diesen 
Beginn der zweiten demokratischen Transfonnation und untersucht am 
Beispiel Preußens die Diskussionen über die Abschaffung des Dreiklassen­
wahlrechts und die Durchsetzung des gleichen Wahlrechts als eines der 
Kemmerkmale demokratischer Systeme. 

3 Die Enmellung von demokratischen Stadt-Staaten in der Antike bezeichnet Dahl (1989) 
al, die erste demokratische Tran, formation. Es darf allerdings nicht übersehen werden. 
daß in zahlreichen formalen Demokratien unter der Hand schon wieder Tendenzen zu 
stärker autoritäTen Regierungsfonnen einsetzen (vgl. Diamond ]996). 
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Demokratie bezeichnet eine spezifische Organisationsform des politischen 
Systems einer Gesellschaft. Als das politische System einer Gesellschaft 
bezeichnet man den Bereich der Gesellschaft, der auf die Herstellung kol­
lektiv verbindlicher Emscheidungen spezialisien und der entsprechend mit 
Macht ausgestauct ist. getroffene Emscheidungen auch durchzusetzen (vg!. 
für viele andere Luhmann 1970). Das Kemmerkmal von Demokratie als 
Organisationsfonn des Staates besIeht darin, daß die Herste llung von kol­
lektiv verbindlichen Entscheidungen an die Imeressen und Willensbildungs_ 
prozesse der Bevölkerung gekoppelt ist. In westlichen Industriegesellschaften 
haben sich mit der zweiten demokratischen Transformation allein repräsen­
tative Demokratien unterschiedlicher Verfaßtheit durchgesetzt. Deren Grund­
prinzip besteht in der Delegation von Herrschaftsmöglichkeiten auf Reprä­
sentan(en, die auf Zeit gewählt sind. Das allgemeine und gleiche Wahlrecht 
bildet das institutionalisierte Regelsystem, das jedem Bürger die gleiche 
Chance gibt, HerrschaflSträger zu bestimmen.· Es ist heute in der Bundesrc­
publik, aber auch in anderen und in zunehmend mehr Gesellschaften ein 
selbstverständlicher Bestandteil plurali stischer Demokratien (MerkellPuhle 
1999: 17), hat Verfassungsrang, wird von nahezu allen Bürgern als zentra­
ler Wert akzeptiert, ist jeder politischen Kontroverse entzogen und bi ldet 
insofern einen Kernbestand der politischen Kultur westl icher Gesellschaf_ 
ten. 

Dies war bekanntlich nicht immer so. Das allgemeine, gleiche und geheime 
Wahlrecht und damit die Demokratie mußte sich erst in einem langen histo. 
rischen Prozeß durchsetzen. und dieser Prozeß ist in den verschiedenen 
Ländern zu einem unterschiedlichen Zeitpunkt abgeschlossen worden. in 
Deutschland mit dem Ende des Ersten Weltkriegs (vg l. das Schaubild in 
Nohlen 1992: 513; Therbom 1977). In der Zeit des Kai serreichs gab es in. 
nerhalb Deutschlands einen scharfen Gegensatz zwischen verschiedenen 
WahlrechlStypen. Das Wahlrecht zum Reichstag war ein allgemeines, g lei­
ches. direktes und geheimes Männerwahlrecht und auch die Wahlrechte 
verschiedener süd- und mitteldeutscher Staaten wurden bis zum ersten Welt­
krieg zunehmend demokratisiert (Lässig 1995). Davon hob sich aber deut. 
lich das Wahlrecht des größten Bundesstaates des deutschen Reiches ab. 

4 Damit sind die institutionellen Merkmale von Dcmoknltien noch nicht hinreichend be. 
schrieben: Fuchs ( 1998) nennt neben dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht (I) noch 
folgende Merkmale: reprisentative Willenlbildung (2) pluralistischer Wettbewerb um 
HerTlChaftspositionen (3) und Gewal tenteilung (4). 
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Bi s 1918 gab es in Preußen zwar ein aufMänner beschränktes allgemeines, 
aber kein geheimes und gleiches, sondern ein öffentliches, indirektes Drei­
klassenwahlrecht. das aber nicht unumsuiuen war und von unterschiedli­
chen gesellschaftlichen Akteuren zu ändern versucht wurde. 

Die gesetzlichen Grundlagen fUr das preußische Dreiklassenwahlrecht sind 
durch die "Verordnung betreffend die Ausführung der Wahl der Abgeordne­
ten zur Zweiten Kammer" vom 30. Mai 1849, im sogenannten Wahl ­
rcchtsoktroi gelegt worden (Huber 1978: 497 - 500). Im damit begründeten 
Dreiklassenwahlrecht war jeder männliche Preuße zur Urwahl stimmbe­
rechtigt, sofern er auch in seiner Gemeinde über das Gemeindewahlrecht 
vertilgte. Die Abstimmung fand in sogenannten Urwahlbezirken statt, die 
zwischen 750 und 1749 Einwohner haben durften. Auf je 250 Einwohner 
wählten die Urwähler einen Wahlmann. Diese Wahlmänner wählten dann 
in einer Wahlmännerversammlung die eigentlichen Abgeordneten eines 
Wahlbezirks. Die Wahl der Wahlmänner in den Urwahlbezi rken fand als 
öffentliche Terminwahl statt. Alle Wähler mußten sich zu einem bestimm­
ten Zeitpunkt am Wahlon versammeln und dort nacheinander, einzeln ihre 
Stimmabgabe zu Protokoll geben. Hervorstechendster Aspekt des DreikJas­
senwahlrechts war aber die Einteilung der Urwäh ler in drei Abteilungen. 
Diese erfolgte nach der Gesamtsumme der in der Gemeinde erbrachten di­
rekten Staatssteuern. Die Wähler wurden nach ihrer Steuerlei stung aufgeli­
stet und es wurden diejenigen mit den höchsten Steuerleitungen deran in 
eine Gruppe zusammengefaßt. daß ihre Steuern ein Drittel der Gesamtsum­
me der Steuern in dieser Gemeinde ausmachten; ähnlich wurde mit der 
zweiten und driuen Abteilung verfahren. In der ersten Klasse befanden sich 
ca. 5 % der Wähler. in der 2. Klasse 15 % und in der dritten nahezu 80 % 
aller Wähler. 

So wie jede institutionelle Ordnung ist auch das Wahlrecht keine reine 
Verfahrensrcgel . sondern kann als die Realisierung kultureller Werte be­
trachtet werden (Parsons 195 1). Dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht 
unterliegt der Glaube an bestimmte, als gerechtfertigt angesehene, kultu­
relle Wcne. Ob alle Bürger das gleiche Wahlrecht haben sollen. ist eine 
normative Entscheidung. der Argumente und Deutungen zu Grunde liegen, 
die die Richtigkeit dieses Wens begründen. Auch die umgekehrte Option 
eines ungleichen Wahlrechts ist mit Ideen der Legitimation dieses Stand· 
punktes verbunden. Den Verfahrensregeln selbst ist ihr Gehalt an "Ideen", 
ihr kultureller Gehalt also meist nicht anzusehen. Dieser bleibt latent, wird 
aber dann manifest, wenn Verfahrcnsregeln striuig werden und Protagoni­
sten und Opponenten Normen veneidigen müssen oder wollen . Mit Jürgen 
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Habermas formuliert könnte man auch sagen, wenn normative Fragen strit­
tig werden, dann wird der als selbstverständlich unIerstelIte Geltungsan­
spruch einer Norm strittig, wird zum kommunikativen Thema und provo­
ziert die Formulierung vonArgumcmcn und Deutungen (praktischer Diskurs) 
zur Stützung von Geltungsansprüchen.j 

1m Falles des Wahlrechts manifestiene sich die Tatsache. daß der Geltungs­
anspruch des Dreiklassenwahlrechts strittig wurde. in den Gesetzesinitiati­
ven, die in das preußische Abgeordnetenhaus eingebracht wurden und den 
öffcnllich-parlamcntarischen Debatten über eine Wahlrechts reform. In den 
Debatten äußerten Abgeordnete zum einen ihre Position zu den verschiede­
nen Mögüchkeiten einer Wahlrcchtsrefonn und ergriffen damit Partei für 
eine bestimmte nonnative. gesetzliche Regelung des Wahlrechts und damil 
auch rur oder gegen eine Demokratisierung der politischen Ordnung. Sie 
talen dies. indem sie Argumente fonnulierten , die ihre Position plausibi­
lisieren sollten ; sie benutzten Symbole zur Bezeichnung von Positionen, 
verknüpften ihr Anliegen mit gesellschaftlich geteilten Werten, nahmen da­
mit Bezug auf kulturelle Bestände - z. B. auf naturrechtliehe Gleichheils­
vorstellungen - und erhofften sich dadurch Zustimmung zu ihren Meinun­
gen. Entsprechend haben die Abgeordneten im preußischen Landtag mit 
unterschiedlichen Argumenten versucht, ihre Positionen und Deutungen zur 
Wahlrechts frage als allgemein verbindliche durchzusetzen und die Gesetz­
gebung zu beeinflussen.6 Die dabei ins Feld geführten einzelnen Argumente 

, 
JUrgen Habermas (1981) unterscheide! bekanntlich zwischen vier Geltungsanspruchen. die 
)edel- funktionien:nden Kommunikation zu Grunde liegen: Verständlichkeil der AuS$ajtC. 
Wahrtlaftigkeit des Sprechen, Wahrl1ei1 des propositionalen Gehalts und Richtigkeit der 
Norm. Bei der Debane um eine Refonn des Wahb'eclns haben wir es mit einem praktischen 
Diskurs zu lun. Strittig geworden ist die normative Frage. welche ilesetzliche Regelung der 
Beteiligung der BUrger an der Wahl die richtige iSI: das existierende Dreiklassenwahlrecht 
oder ein anden:s Wahlre<:hL Dcr Oeltungsgrund dieser Norm steht in den parlamentarischen 
Debatten zur Disposition. Die Akteure, die sieh daran beleiligen, formul ieren Argumente, 
die ihre Position zur Wahlrechtsrefonn plausibilisieren und andere überuugen sollen. lnso­
fern tLandelt es sieh bei den Wahln:elusdebanen um praktische Diskurse. 

6 Die im Parlament diskutierten Wahlre<:hlsvO!'$Chlige und die dazu ~iu.Berten Positionen 
undArgumenie bilden die öffentliche ~1einung des Parlaments zur Wahlrechtsreform. Wi r 
betnchten die öffentliche Meinung des Parlaments als .. soziale Tatsache" sui genms und 
unterscheiden sie von den Entscheidungen der Abgeordneten, die sich im Abstimmungs­
verhalten 1.U Gesetzesvorlagen manifestieren. Entscheidungen einerseits und Kommunika­
tionen über potentielle Entscheidungen andererseits sind zwei unabhängige Sachverhalte, 
die empirisch zwar miteinander verwoben sein können. insofern die öffentlich kom­
munzienen Meinungen Entscheidungen beeeinßussen, analytisch aber getrennl werden 
sollten. So können l ieh in der Debatle die Mehrheit der lieh iu8emden Abgeordneten rur 
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fur oder gegen eine Änderung des Wahlrechts sind häufig gebunden an zen­
trale Deutungsmusler der Interpretation der gewünschten politischen Ord­
nung. Die Diskussionen um das Wahlrecht und die dabei verwendeten Ar­
gumente lassen sich entsprechend als Definitionskämpfe über zentrale 
politische Werte und über die politische Kultur einer Gesellschaft interpre­
tieren. Die hier vorgelegte Studie versteht sich in diesem Sinne als eine 

kultursoziologi sche AJbeit. 

Max Kaase (1983) hat in einem häufig zitierten Aufsatz (1983) das Bemü­
hen vieler Autoren, politische Kultur zu definieren, mit dem Versuch vergli· 
ehen, einen Pudding an die Wand zu nageln. Die unbefriedigende Literatur· 
lage motivierte Kaase für ein Plädoyer, bei der Definition von politischer 
Kultur an das relativ präzise und rur empirische Forschung operationa­
lisierbare Konzept von politischer Kultur anzuknüpfen, wie es von Gabriel 
A. Almond und Sydney Verba (1963; 1980) fonnuliert wurde. Politische 
Kultur eines Landes wird von Almond und Verba (1963) definiert als die 
Verteilung von Einstellungen der BUrgereines Landes bezüglich der Struk­
turen eines politischen Systems. Von demokratischer politischer Kultur kann 
man entsprechend dann sprechen, wenn die demokratischen Strukturen eines 
Landes eine hohe Akzeptanz in der Bevölkerung haben. Wir weichen hier 
von dem Verständnis rur politische Kultur ab, wie es der AlmondlVerba­
Tradition der politischen Kullurforschung zugrunde liegt. Dies ist begrlln­
dungsbedUrftig. Drei Punkte scheinen uns an diesem Verständnis von poli­
tischer Kultur nicht hinreichend überzeugend zu sein: 

a Die Unterschätzung der Macht der Eliten: Theoretisch wie empirisch 
scheint einiges für die These zu sprechen, daß die demokratischen Werte 
nicht von der Bevölkerung selbst generiert werden, sondern im Sinne eines 
"top-down" Prozesses von den Eliten ausgehandelt und öffentlich kommu­
niziert werden und dann in der Folge zur Ausbildung von demokratischen 
Einstellungen in der Bevölkerung fUhren, die dann wiederum eine Bedin­
gung der Stabilität von Demokratien darstellen. Daß die politischen Eliten 
bei der Definition von politischer Kultur bedeutsam sind, zugleich aber in 
der Forschung vernachlässigt wurden, wird auch von Kaase (1983) betont. 

eine Reform des Wahlrechts aussprechen, während in einer Abstimmung die Mehrheit 
sich gegen eine Reform auspr1cht. Eine solche Abweichung liegt dann nalürlich in erster 
Linie in der Tatsache begriindeL daß die in unsen:r Untersuchung berücksichtigten Redner 
keine repliSentative Stichprobe der Gesamuahl der Abgeordneten des preußischen Abge­

ordnetenhauses sind. 
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b. Die Vennischung von Einstellungen und Kultur. Politische Kultur wird 
definicn über die Aggregation von recht spezifischen Einstellungen der 
Bevölkerung zu Strukturelementen des politischen Systems. Damit werden 
aber nicht die generalisierten Ideen und Deutungsmuster erfaßt, die gleich­
sam .)linter" den konkreten Einstellungen lagern. und den Einstellungen 
ihre legitimatorische Kraft geben. Kultur wird reduziert auf Einstellungen. 
nicht aber durch Ideen und Wene definiert, roe die Einstellungen gerade 
begründen. 

c. Die Unterbelichtung des kommunikativen Aspekts von Kultur: Die 
AlmondIVerba-Tradition der Definition von Kultur lokalisiert Kulturin den 
Einstellungen der Subjekte. Kultur cnlfaltet aber erst itlre Wirkungsmacht, 
wenn die Deutungsmuster und Wene auch öffentlich kommuniziert wer­
den_ Insofern scheint es uns plausibel, Kulrur als kommunikativ venvendere 
Deutungsmuster zu definieren. Mir der Begrenzung auf verwendete Deu­
tungs- und Wertemuster greifen wir einen Differenzierungsvorschlag von 
Margaret Archer (1 988) auf. Die Beschränkung auf verwendete Kultur im­
pliziert, daß Kulturdauerhaft durch Akteure reproduziert und veränden wird.? 
Kultur manifestiert sich in der Verwendung von Deutungsmustem und Wer­
ten in der Interpretation von konkreten Themen durch Akteure; indem Ak­
teure dies tun, reproduzieren und verändern sie den kulturellen Haushalt 
einer Gesellschaft. Indem sich ein Abgeordneter mit seiner Rede im Parla­
ment für die Beibeha1tung des ,.Dreiklassenwahlrechts;' einsetzt und diese 
Position mit Argumenten begründet, nimmt er Bezug auf Wene von Ge­
rechtigkeit und indem er dies tut, reproduziert er zug leich die spezifischen 
Gerechtigkeitsvorstellungen. I 

Wir verfolgen mit unserer Studie zwei Ziele: 

I. Auf der Basis einer systematischen Inhaltsanalyse der parlamentarischen 
Debatten, die im preußischen Abgeordnetenhaus zwischen 1849 und 1918 
über das DreikJassenwahlrecht stattgefunden haben, analysieren wir die 

7 

• 

Margaret Archer ( 1988) unterschei&t twischcn dem kulturellen System und der sozio­
kulturellen Ebene. Du kulll.n-eUe System beinhaltet alle sinnhaften Bedeutungs.zusammc:n_ 
hänge. die im gesellsehafilicho:n Ged!ehtnis aufgespeichert sind. Davon unterschieden 
wird der taI.$khliche Umgang mit Elementen des kulturellen SYStems. Nur bestimmte 
verfügbare BedeulUngsgehalte werde zu einem bestimmten histori schen Zeitpunkt aktua. 
lisiert. w!ihrend andere zwar aufgespeichert sind. aber in bestimmten Konte.\ten nicht be­
rücksichtigt werden. Diese Ebene beuichnet Archer als die JOtio-kullurelJe Ebene. 
In begriffl icher Abwandlung der Strukturierungstbese von Anthony Giddens könnte man 
also von einer dauerhaften ~Kulturierungw sprechen. 
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Positionen und die Deutungs- und Argumentationsmuster, die zur Begrün­
dung politischer Optionen von Sprechern im Parlament benutzt wurden. 
Die Argumente der parlamentarischen Akteure werden klassifiziert und als 
Ausdruck von grundlegenden kulturellen Wertvorstellungen und Deutungs­
mustern interpretiert. Wir haben versucht, die Deutungsmuster der Akteure 
mit Hilfe einer systematischen Inha1tsanalyse zu erfassen, was methodisch 
nicht einfach ist und eine Herausforderung darstellt (2). Das erste Ziel unse­
rer Untersuchung besteht in einer Beschreibung der Positionen und vor al­
lem der Deutungsmuster, die von den Abgeordneten zur Legitimation ihrer 
Position benutzt wurden und des Wandels von Positionen und Deutungs­

muster tiber die Zeit (3). 

2. Positionen zu einer Wahlrechtsreform, die verwendeten Deutungsmuster 
und der Wandel der Deutungen zur Begründung einer Wahlrechtsreform 
bzw. zur Beibehaltung des existierenden Wahlrechts sind keine sozial 
kontextlosen akademischen Auseinandersetzungen. Deutungsmuster wer­
den von konkreten gesellschaftlichen Akteuren benutzt, die sozialstruktureIl 
bestimmbar und mit Interessenlagen ausgestattet sind. Neben einer Beschrei­
bung der Positionen und Deutungsmuster woUen wir der erklärenden Frage 
nach der Verbindung von Oeutungsmustem und den Interessenlagen der 
Akteure nachgehen. WIr haben dazu Informationen zur soziaJstrukturelien 
Lage der einzelnen Abgeordneten im preußischen Abgeordnetenhaus und 
der Zusammensetzung der einzelnen Wahlkreise erhoben. die wir zur Be­
stimmung von Interessenlagen benutzen. Zur Erklärung von Deutungsunter­
schieden zwischen verschiedenen Akteuren greifen wir vor allem auf das 
Konzept gesellschaftlicher Konfliktlinien von Seymour Martin Lipset und 
Stein Rokkan zurück (LipsetIRokkan 1967). Die beiden Autoren gehen da­
von aus, daß man in Industriegesellschaften eine begrenzte Anzahl von ty­
pischen gesellschaftlichen Konfliktlinien zwischen Bevölkenmgssegmenten 
feststellen kann. Die Abgcordneten in unserer Untersuchung betrachten wir 
als Repräsentanten dieser durch die Konfliktlinien strukturierten Bevölke­
rungssegmente. Ihre Positionen zu einer Wahlrechtsrcform und die von ihnen 
"erwendeten Argumente und Deutungen interpretieren wir als durch die 
Interessenlagen der Bevölkerungssegmente. die sie repräsentieren, be­
stimmt.' Soziale Strukturen setzen sich a1lerdings nicht unmittelbar in poli-

9 Die Erfahrungen der Eliteforschung zeigen. daß ein solcher Zugang über die soZ-ialen 
Bniehuncen und Organisationskonle.\te von Elite- bzw. Führunispersonal deren Einstel­
hIng und Verhalten weitaus besser erklären kann als die Analyse der direkten soZ-ialen 
Herkunft dieser ~rsonen (HofTmann·l..angc 1991; Schlcth 197\). 
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tisches Verhalten um, sondern erst dann, wenn sie mit kulturellen Sinn­
bezügen aufgeladen sind (Rohe 1992: 13; Pappi 1977; Hcath, lowell und 
Curtice 1985). Wir versuchen den Zusammenhang zwischen Interessen und 
Ideen durch folgende "Ableitung" argumentativ und empirisch nachzuzeich­
nen: Wir erläutern in einem ersten Schrin die Theorie gesellschaftlicher 
Spannungs- und Konfliktlinien und beziehen das allgemeine Konzepe ge­
sellschaftlicher Konfliktlinien auf den empirischen Fall Preußen (4. 1); wir 
fragen dann, inwieweil die sozialen Gruppen. die die Pole der Spannungs­
linien bildeten. in ihren Interessenlagen durch eine Reform des Dreiklas­
senwahlrechts tangiert worden wären (4.2). Wir untersuchen im nächsten 
Schritt. in welchem Maße die einzelnen Abgeordneten (4.3) und ihre Par­
teien (4.4) als Repräsentanten der verschiedenen Spannungslinien interpre­
tiert werden können und in welchem Maße sie die theoretisch erwarteten 
Positionen zum Wahlrecht auch tatsächlich eingenommen haben. Schließ­
lich gehen wir der Frage nach. ob sich auch die Verwendung der Deutungs­
muster der einzelnen Abgeordneten (4.5) und der Paneien (4.6.) auf die 
Konfliktlinienstruktur ursächlich beziehen läßt. 
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2. Datengrundlage und Methoden 

Die empirische Grundlage der Untersuchung bilden eine systematische 
Inhaltsanalyse der Debatten über das Dreiklassenwahlrecht im Preußischen 
Abgeordnetenhaus in der Zeit von 1849 bis 1918 einerseits und die Erhe­
bung von Informationen über die sozialstrukturelle Lage der Sprecher im 
Abgeordnetenhaus und ihrer Wahlkreise andererseits. 

2.1 Inhaltsanalyse der Wahlrechtsdebatten im Preußischen 
Abgeordnetenhaus 

Wir haben uns bemüht. eine Vollerhebung aller Wahlrechtsdebatten vorzu­
nehmen, die zwischen 1849 und 19 18 im preußischen Abgeordnetenhaus 
stattgefunden haben. Dazu wurden erstens im Register der Stcnographischen 
Mitschriften aus dem preußischen Abgeordnetenhaus alle Einträge zum 
Wahlrecht ausgewählt und zweitens in der relevanten Literatur nach Ver­
weisen zu Wahlrechtsdebatten geforsCht. so daß wir insgesamt eine nahezu 
vollständige Liste aBer Debatten zum Wahlrecht erhalten haben. Von diesen 
Debatten wurden diejenigen ausgewählt. die erstens eine Länge von minde­
stens zwei Seiten in den stenographischen Berichten einnehmen und sich 
zweitens auf die untersuchten Dimensionen des Wahlrechts beziehen, die 
wir gleich noch erläutern werden. Ausgesch.lossen wurden also Debauen. 
bei denen es z. B. um die Gestaltung der Stimmzettel oder die Länge der 
Legislaturperiode geht. 

Analyseeinheil der Inhaltsanalyse bilden die Parlamentsdebatten. die im 
preußischen Abgeordnetenhaus zum Thema Wahlrecht gehalten wurden. Die 
Codiereinheit der Inhaltsanalyse bilden zum einen die Rede eines jeden 
Sprechers. zum anderen die verschiedenen Aussagen eines Sprechers zur 
Begründung seiner Einstellung zum Wahlrecht. Der Begriff der Rede um­
faßt hier sowohl eine elaborierte Rede eines Abgeordneten als auch einen 
kurzen Einwurf oder eine Antwort auf eine gestellte Frage. Bildet die Rede 
eines Abgeordneten die Codiereinheil, dann wurde neben dem Namen und 
der Partei des Sprechers seine Position zu einer Reform des Dreiklassen­
wahlrechts erhoben. Wir haben die verschiedenen Positionen mit einer 5er 
Skala erhoben, die von "stark ablehnend" bis "stark zustimmend" reicht. 
Die Position eines Sprechers zu Wahlrechlsvorschlägen wurde also pro Spre­
eher einer Debatte nur einmal erhoben (Rede als Codiereinheit). Insgesamt 
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wurden 481 Reden (Reden, Einwürfe, Amwonen) codiert. Die Reden sind 
in ihrer Länge und damit im Hinblick auf die Menge der enthaltenen Aussa­
gen sehr unterschiedlich. 

Die zweite Codiereinheit bilden die Aussagen der Abgeordneten, die sie zur 
Begrundung ihrer Wahlrechtsposition äußerten, also die Argumente für oder 
wider eine Wahlrechtsrefonn. Die Anzahl der codierbaren Aussagen pro 
Sprecher war nicht begrenzt. Ein und dasselbe Argumcnt, welches von ei­
nem Sprecher mehrmals hintereinander geäußert wurde, wurde dann mehr­
mals codiert, wenn es nicht in ein und demselben Satz vorkam. Auf die 
verschiedenen Inhalte der Argumente gehen wir gleich noch genauer ein. 
Wir haben zwischen Argumentinhalt und der Richtung eines Arguments 
unterschieden. Ein Sprecher kann z. B. behaupten, daß die Menschen von 
Natur aus alle gleich sind, er kann aber auch behaupten, daß die Menschen 
nicht von Natur aus gleich sind. Die Thematisierung des Arguments "Indi­
viduelle Gleichheit" kann also mit unterschiedlichen Argumentations­
richtungen verknüpft sein. Wir haben die RichlUng, mit der ein Argumenl 
verwendet wurde mit Hilfe einer 3er Skala erhoben, die von .,zustimmend" 
über "neutral" bis hin zu "ablehnend" reicht. Zusätzlich zu dem Argument 
und der damit verbundenen Argumentrichtung eines Sprechers haben wir 
die Wahlrechtsdimension erhoben, die ein Sprecher mit einem Argument 
ansprach. Damit ist fo lgendes gemeint. Die Debatte um das preußische Wahl­
rechts bezog sich auf unterschiedliche Dimensionen, die geändert bzw. de­
ren Status quo erhalten werden sollte. Wir haben vier Dimensionen unter­
schieden: das Argument bezieht sich auf die Frage, a. ob das Wahlrecht ein 
allgemeines oder ein auf bestimmte Bevölkerungsgruppen beschränktes 
Wahlrecht sein soll, b. ob das Wahlrecht ein gleiches oder ein ungleiches 
Wahlrecht sein soll, c. ob die Wahl öffentlich oder geheim sein soll oder d. 
ob die Wahl direkt oder indirekt erfolgen soll. 

Kommen wir zu den Argumenten und deren Inhalten zurück. die den eigent­
lichen Kern unserer InhallSanalyse bilden. Argumente sind Aussagen. die 
zur Stützung von anderen Aussagen geäußert werden. ,,Argumentieren ... 
meint mithin den Versuch eines Sprechers (A), den begründungsbedürftigen 
(weil problematischen) GA (Geltungsanspruch: J.G .lJ.R.) einer Äußerung 
(p) durch Berufung auf die unterstellte Gültigkeit einer anderen Äußerung 
(q) einzulösen: A begründet p mit q als Argument" (Kopperschmidt 1989: 
91). Auf unsere Analyse bezogen bezeichnet p die verschiedenen Vorstel­
lungen zur ReformlBeibehaltung des existierenden Dreiklassenwahlrechts, 
die wir auf der Ebene der Rede codiert haben und q die Argumente, die die 
Akteure zur Stützung von p fonnulieren. Das Kategoriensystem zur Erhe-
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bung von Argumenten besteht entsprechend aus verschiedenen q's. Wir ha­
ben die Argumente im Codebuch so ausgerichtet, daß sie sich für eine De­
mokratisierung des Dreiklassenwahlrechts aussprechen; wenn das Argument 
die umgekehrte Richtung hatte, dann wurde dies mit der Variable Argu­
mentationsrichtung erhoben.1o Die meisten der Argumente, die in der De­
batte um die Refonn des Wahlrechts benutzt wurden. wiesen nicht die Struk­
tur eines vollständigen Arguments im Sinne der Argumentationstheorie auf. 
Insofern ist es vielleicht angemessener, von Deutungen statt von Argumen­

ten zu sprechen.l1 

10 Ein Beispiel: Das Codebuch enthält das Argument: "Wahlrecht muS so gestaltet sein, daß 
berücksichtigt wird. daß alle Individuen prin1Jpiell gleich sind··.Wenn ein Specher nun 
behauptet. daß das Wahlrecht nichtjedcm Berliner Zuhälter so viele Stimmen geben soll, 
wie dem verehrtem Mitglied Dr. Virchow (Argument au~der Debatte vom 22.01.1900). so 
wurde das Argument "Wahlrecht muß so gestaltet sein, daß berücksichtigt wird. daß alle 
Individuen prinzipiell gleich sind" cod.ien. als Argumentsrichtung wurde ,,Ablehnung" 

codiert. 
11 Nach Stephen E. Toulmin (1 958) sind folgende Elemente notwendige Bestandteile einer 

vollständigen Argumentation: 
a. Konklusion (Conclusion): Damit ist die Behauptung der Rithtigkeit eines Sachverhalts 
oder die Rithtigkeit einer Norm gemeint. Wenn sich z.. B. jemand für das Dreiklassen­
wah!re<:ht aus den Gründen x und y auspritht. dann ist das sith Aussprethen fUe das Drei­
klassenwahll"e(:ht die Konklusion. die der Sprecher mit den Argumenten ~ und y begrün­
det. Ein Argument zur StUtzung einer Konklusion besteht wiederum aus zwei Elementen: 

einem Datum und einer Sthlußregel. 
b. Datum (01IIa): Datum bezeichnet die Behauptung eines Sachverhalts. In der Diskussion 
um das Wahlrecht bilden Aussagen wie z. B .. alle Menschen sind gleith' oder .der König 
hat es befohlen' oder ,in Frankreith ist die Emwitklung schon fortgeschrittener als in 

Preußen' jeweils ein Datum. 
l ede Argumentation enth iilt implizit oder explizit ein Datum. Auch ein Datum kann selbst 

wieder hinterfragt werden (z. B. durch folgende Aussagen, wer sagt, daß alle Menschen 
gleich sind?' oder ,der König hat dies nicht gesagt' . Diesen Einwände kann man nur mit 

anderen Daten begegnen. 
c. Schlußregel (WarranLS): Die Benutzung eines Datums als Argument. um eine Konklusi· 
on zu ziehen, also eine nonnative Aussage zu stUtzen, bedarf einer Schlußregel. Diese ­
meist nitht e~p\iziert _ stellt die Verbindung zwischen Datum und Konklusion her (z. B. 
.Wenn alle Mensthen gleith sind, dann folgert daraus auch, daß alle Menschen glekhes 
Wahlrecht haben '). Auch die Sthlußregeln können angezweifelt werden; ist dies der Fall, 
dann kann man nieht Daten ins Spiel bringen, die ein allgemeines Prinzip zu sichern 

ermögichen. 
In den von uns analyisienen Debatten haben wir es fast auschließlich mit Argumenten zu 
tun, die allein aus dem Element Data bestehen; die Sthlußregeln und die Konklusion wird 

in der Regel nicht expliziert. 
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Vier verschiedene Argumentsklassen haben wir unterschieden, die im An­
hang genaucr erläutert sind. Innerhalb dieser Argumentsklassen befinden 
sich dann die verschiedenen Argumente der Debatte, die von den Sprechern 
benutzt wurden und die die Codiereinheit bilden. Codiert wurde immer nur 
das Vorkommen eines Arguments. Insofern hat die Variable ein nominales 
Skalenruveau. Die einzelnen Argumente sind im Codebuc h mit Beispiel­
aussagen illustriert; dies sollte das Codieren erleichtern. Denn die Schwie­
rigkeit der Codierung von Argumenten besteht darin, daß es keine eindeuti­
gen sprachlichen Hinweise rur das Vorliegen eines bestimmten Arguments 
gibt; der Codcr muß den Sinnzusammenhang rekonstruieren, um ein Argu­
ment erkennen zu können, wobei ein und dasselbe Argument sprachlich 
unterschiedlich realisiert worden sein kann. Das KJassiftkationssystem wurde 
Schritt für Schritt in Pre-Tests entwickelt und zwar in einem iterativen Ver­
fahren der Kategorienbildung. der empirischen Prüfung, der Veränderung 
und Erweiterung der Kategorien, der Prüfung am Material usw. Dabei ha­
ben wir uns darum bemüht, möglichst di saggregiene Kategorien zu bilden 
und damit in der Codierung möglichst textnah zu bleiben. Ein solches Vor­
gehen hat den Voneil, daß in der Datenauswenung die Argumente je nach 
Forschungsfrage neu und umerschiedlich gruppien werden können, wovon 
wir auch, wie man später sehen wird, auch Gebrauch gemacht haben. 

Insgesamt haben wir ca. 80 verschiedene Argumenttypen unterschieden und 
5007 Argumente codien . Das KJassifikationssystem ist auf der obersten 
Ebene nicht inhaltlich nach bestimmten Werten. die angesprochen werden 
oder nach pro- und co ntra- Argumenten bzg!. einer Wahlrechtsreform auf­
gebaut, sondern nach formalen Kriterien der Argumentationsstruktur. 

Wir unterscheiden zwischen "weil-Argumenten" und "um-zu-Argumemen". 
Die Unterscheidung geht auf eine TenninologieAlfred SchUtz' (1974: 115 ff.) 
zurück. Der Unterschied zwischen beiden läßt sich durch ihre unterschied­
liche Zeitstruktur beschrei ben: Man kann eine Norm begründen, indem man 
auf Prinzipien oder Instanzen verwei st. aus denen man die Norm deduzie­
ren kann; in diesem Fall ist das Prinzip oder die Instanz, auf die man sich 
bezieht, der Norm vorgelagen: weil das ins Feld geführte allgemeine Prin­
zip gilt. und weil man aus dem Prinzip die Norm deduzieren kann, so ll die 
Norm gelten (Beispiel: Weil al le Menschen von Natur aus gleich sind, mUs­
sen sie auch das gleiche Wahlrecht erhalten). 

Bei "um-zu-Argumenten" spricht man sich füreine Norm aus, um bestimmte 
Zwecke zu erreichen. Der Zweck, der mit der Norm erfuUt werden soll, 
liegt in der Zukunft. Man plädiert für eine bestimmte Norm, um bestimmte 
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intendierte Effekte zu erreichen (Beispiel: Man spricht sich fü r das gleiche 
Wahlrecht aus. um die Bereitschaft der Bevölkerung zu erhöhen, fü r das 
Vaterland im Krieg zu kämpfen). 

Die Klasse der .,weil-Argumente" haben wir je nach inhaltlichem Bezugs­
punkt weiter in drei Unterklassen differenziert , so daß sich insgesamt fol­
gende vier Argumentsklassen ergeben: 

A. Weil-Argumente, die sich a uf Gleichheitsprinzip ien beziehen 
In der ersten Argumentklasse sind all die Argumente versamme lt, d ie man 
als "weil-Argumeme", die sich auf Gleichheitskriterien beziehen, klassifi­
zieren kann. Die einzelnen Argumente sind nun durch unterschiedliche Prin­
zipien, die zur Begründung angeführt werden, gekennzeichnet. Folgende 
Argumente sind Beispiele rur diesen Typus: 

,.weil die Individuen von Natur gleich sind" 
"weil die individuelle Gleichheit von Gott gegeben ist" 
"weil Verdienst und Leistung individuelle Gleichheit legitimiert" 
"weil Verdienst individuelle Ungleichheillegitimiert" 
"weil verschiedene Bevölkerungsgruppcn gleich sind" 
"wei l verschiedene Bevölkerungsgruppcn ungleich sind" 

B. Weil-Argumente, die sich a uf die Voraussetzungen der Wa hlrech ts­
ausübung durch den Bürger beziehen 
In der zweiten Argumentklasse sind alle Argumente versammelt, die die 
Bedingungen einer Wahlrechtsausilbung thematisieren. Wenn z. B. ein Spre­
cher bezweifeh, daß der normale Bürger in der Lage ist, seine lnteressen 
überhaupt artikulieren zu können , dann bezweifelt er damit, daß eine rur 
ihn als notwendig angesehene Bedingung eines gleichen Wahlrechts erfüllt 
ist. Aus dieser Behauptung läßt sich, ähnlich wie bei den Gleichheitsprinzi­
pien, eine bestimmte Haltung zum Wahlrecht deduzieren. Folgende Voraus­
setzungen einer WahlrechtsausUbung. die zugleich Argumente bi lden, ha­
ben wir unterschieden: 

"Unabhängigkeit" 
.,Fähigkeit, Interessen zu erkennen und zu artikulieren" 
,,Fähigkeit, Gemeinwohl zu erkennen" 

C. Weil-Argumente, die sich auf Instanzen beziehen 
Weil-Argumente müssen sich aber nicht unbedingt auf G leichheitsprinzi­
pien beziehen, sie können sich auch auf Institutionen und Autoritäten bezie­
hen. die filr die zur Diskussion stehende Norm sprechen. Im folgenden sind 
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Beispiele für diese Klasse von Argumenten genannt: 
" weil das Volk es wünscht" 
"weil die Krone es wünscht" 
"weil die Nation es wünscht" 
"weil Preußen es will" 

"weil von verschicdenenAmontiUen (z.B. aus Kulrurund Wissenschaft) 
so gewünscht" 

"weil es ähnli che Prozesse des Wande ls im Ausland gibt" 
" weH der soziale Wandel es erfordert" 

D. Um-zu-Argumente 

Sprecher können ihre Position zu einer Refonn des Wahlrechts von dem Ef­
fekt her begründen, den eine mögliche Reform hat. Sie thematisieren damit 
die Folgen einer Wahlrechtsänderung. Ein Sprecher, der z. B. davon ausgeht. 
daß ein gleiches Wahlrecht die militärische Bereitschaft der Bevölkerung er­
höhen wird, thematisiert eine von ihm positiv bewertete Folge. Im folgenden 
sind einige Beispiele flir Um-Zu-Argumente genanm: 

"um lmegration zu gewährleisten und Radikalisierung zu venneiden" 
"um die Bindung der Bevölkerung an den Staat zu erhöhen" 
"um die Kriegsbereitschafl zu erhöhen" 
"um Militarismus abzubauen" 
"um die Exekutive besser zu kOntrollieren" 
" um positive Folgen für die Winschaft zu erzeugen.' 
"um positive Auswi rkungen für die Kirche zu erzeugen" 
"um den Frieden zu ermögli chen" 
" um Klassen- und Herrschaftsverhältnisse zu ändern" 
"um die Krone zu stärken" 
"u m Preußen zu stärken" 

2.2 Erhebung der sozialstruktureIlen Merkmale und 
Parteien der Abgeordneten 

der 

Wir haben neben der Inhaltsanalyse der Parlamentsdebartcn ausfilhrliche 
Angaben zu den Rednern und ihren Wahlkreisen erhoben, um auf diesem 
Weg die Interessenslagen der Abgeordneten zu bestimmen und den hypo­
thetisch angenommenen Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Kon. 
fliktlinien . Inleressenslagen und Argumentations. und Deutungsmusler re­
konstruieren zu können. Dazu haben wir eine systematische Inhaltsanalyse 
von drei Handbüchern durchgefilhn. Dabei handelt es sich um das von Hans 
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Booms und Rudolf Morsey ( 1988) herausgegebene "Biographische Hand· 
buch für das preußische Abgeordnetenhaus (1867 - 191 8)", das von Bernd 
Haunfe1der (1994) herausgegebene "Biographische Handbuch für das preu­
ßische Abgeordnelenhaus (1849- 1867)" und das von Thomas Kühne ( 1994) 
geschriebene • .Handbuch der Wahlen zum preußischen Abgeordnelenhaus". 

Aus den beiden genannten biographischen Handbüc hern wurde für jeden 
Redner das Geburtsjahr erhoben, so daß sein Aller zum Zeitpunkl der Oe­
baue berechnel werde konnte. Darüber hinaus wurde sein Stand, sein Be­
ruf. seine Konfession. seine Zugehörigkeit zu kommunalen oder ländlichen 
Selbstverwaltungsinstitutionen, seine Zugehörigkeil zu Verbänden, seine 
Partei oder Fraktion und sein Wahlkreis erhoben (vgl. das Kategoriensystem 
im Anhang). Mit der Infonnation über den Heimatwahlkreis des Sprechers 
konnten dann wiederum aus Kühnes .. Handbuch der Wahlen zum preußi­
schen Abgeordnetenhaus" Informationen über die Sozialstruktur des Wahl­
kreises gewonnen werden. Wir haben aus diesem Band Informationen zum 
Anteil der in der Landwinschaft Beschäftigten im Wahlkreis (1882 und 1907), 
zum Anteil der im Wahlkreis lebenden Katholiken (1880 und 1905), zum 
Anteil nationaler und ethnischer Minderheiten im Wahlkreis (1905) und zur 
Region des Wahlkreises erhoben. Darüber hinaus konnte für die Jahre nach 
t 903 auch eruien werden, in welchen Wahlabteilungen der drei Wahlab­
leilungen die Partei eines Redners vorwiegend ihre Unterstützung erhalten 
hane. Wie wir aus diesen Infonnationen die Inleressenlagen der Abgeordoe· 
len bestimmt haben. werden wir dann erläutern. wenn wir die Theorie gesell· 
schaftlicher Konfliktlagen im Einzelnen vorgesteUt haben. Die verschiede­
nen Variablen. die wirzur Bestimmung der lntercssenlagen der Abgeordnclen 
erhoben haben, sind im Anhang ausHIhrlich kommentien. 

Da manche der Parteien während des Analysczeitraums sich aufgelöst, neu 
gebildet oder mit anderen fusionien haben, haben wir die Parteien der Ab­
geordnelen zum Teil zu Parteilagem aggregiert. Dieses Vorgehen wird ver­
ständlich und begrilndbar, wenn man einen Blick auf die Geschichte der 
Parteien wirft. Einige Bemerkungen zur Geschichte des Paneiensystems 
scheinen uns aber auch zum besseren Verständnis der nachfolgenden empi­
rischen Analysen sinnvoll zu sein.11 

12 Grundlegende Informationen :tu allen Paneien und Verbänden linden sich in Fricke (1983); 
weitere Informationen und Literatur sind :tusarnmenfassend in Rössel (1999: 234 - 297) 
genannt. Für die ZuOfdnung der Fraktionen :twischen 1849 und 1810 haben wir uns VOI" 

allem auf die Artikel in Frieke (1983) über die liberalen und konservativen Fraktionen 
sowie .ur das Buch \"o n Grilnthal ( 1982) gestü~t. 
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Beginnen wir mit der konservativen Paneirichtung. Diese hat sich in der 
Revolution von 1848 eher außerparlamentarisch in Vatcrlandsvereincn, 
Preußen vereinen und Vereinen fUf König und Vaterland konstituiert. Erst 
nach der Niederschlagung der Revolution konnten sie einen erheblichen 
Einfluß in den Parlamenten erlangen. Im preußischen Landtag blieben die 
konservativen Fraktionen, vor allem aufgrund der Wahlenthaltung der De­
mokraten, bis 1858 tonangebend. In der folgenden "Neuen Ära", die mit 
dem Antrin der Regentschaft durch den Prinzen Wilhe lm begann, und im 
Verfassungskonflikt wurden die konservativen Fraktionen erheblich ge­
schwächt Erst im Verlauf der späten sechziger und siebziger Jahre entstan. 
den dann die beiden Parteien, die die konservative Richtung für die weitere 
Zeit des Kaiserreichs bestimmen sollten, die Freikonservative oder Reichs­
partei (1866/67) und die Dcutschkonservative Partei (1876). In der frei­
konservativen Partei fande n sich gemäßigte Konservative zusammen, die 
den Ausbau des Nationalstaates und die Durchserzung einer bürgerlichen 
Marktgesellschaft als zentrale Programmpunkte venraten (Mommsen 1964: 
54 - 62). Die Deutschkonservative Partei entstand erst nach langen Anläu­
fen, da die panikularislische Orientierung der preußi schen Konservativen 
es ihnen schwer machte , sich in der Politik des neu gegründeten deutschen 
Nationalstaates zurechrzufinden. Die 1876 gegründete Dcutschkonservative 
Partei warf dann aber zumindest in ihrem offizi ellen Gründungsaufruf die­
sen Partikularismus über Bord und bekannte sich zur Einheit des Vaterlan_ 
des, zur Stärke der Krone und der Monarchie, zum Schutz der Religion und 
zum Kampf gegen den Sozialismus (Mommsen 1964: 67 _ 69). Die DKP 
wurde dann in der Folgezeit die wichtigste Partei des preußiSCh-deutschen 
Konservati smus. Seit den frühen neunziger Jahren konnte sie sich organisa­
tori sch auf die Massenorganisation des Bundes der Landwirte stürzen (Puhle 
1966) und setzte im 1892 verabschiedeten Tivoli-Programm stärker popu­
listische Akzente, indem sie die Interessen des Miuelstandes in Stadt und 
Land ansprach und dies mit antisemitischen Untertönen versetzte (Momm­
sen 1964: 78 - 80). Insgesamt blieb die DKP aber eine stark agrarische 
Partei, währcnd die FKP eine Honoratiorenpanei ohne echte Massenbasis 
blieb, die in stärkerem Maße auch schwerindustrielle Interessengruppen 
vertrat. In ihren Führungsgremien und in ihrer Fraktion war die DKP vor 
allem durch adlige ostelbische Großgrundbesirzer geprägt (Retallack 1988). 
Die Liberalen hatten sich im GegeDsarz zu den Konservativen schon in der 
Zeit des Vormärz in Verei nen und in Landtagsfraktio nen konstituiert 
(Langewiesche 1988: 34 - 38). Einen gewaltigen Durchbruch erlebten sie 
dann während der Revolution von 1848. Nahezu aUe neu berufenen Regie-
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rungen, die sogenannten Märzministerien, waren nun mit Liberalen besetzt. 
Nach der Niederlage der Revolution konstituienen sich die Liberalen in Preu­
ßen in verschiedenen Fraktionen und hatten erst ab 1858, also wiederum seit 
Beginn der ,,Neuen Ära". einen größeren Mandatsanteil zu verzeichnen. Vor 
allem in den sechziger und siebziger Jahren hatten die Liberalen im preußi­
schen Abgeordnetenhaus nahezu kontinuierlich eine komfortable Mehrheit. 
Da sie in den frühen siebziger Jahren auch im Reichstag über eine Mehrheit 
verfügten, standen die ersten Jahre des Kaiserreichs unter der Vorherrschaft 
eines liberalen Programms. welches sich vor allem im Ausbau einer markt­
liberalen Gesellschaft und dem Ausbau des Rechtsstaates äußcne (Ullmann 
1995). 

Allerdings spalte te sich der deutsche Liberalismus in diesem Zeitraum in 
zwei rivalisierende Paneirichtungen auf. Im Jahr 1861 wurde die linkslibe­
rale Deutsche FonschritlSpanei gegründet, die in ihrem Programm vor al­
lem cüe weitere Durchserzung einer liberalen politischen Verfassung und 
die Parlamentarisierung Preußens betonte (Mommsen 1964: 133 - 135). 
Die 1866 gegründeten Nationalliberalen vernachlässigten diese liberaI-de­
mokratischen Forderungen zugunsten der Belonung von Ehre und Macht­
stellung des Vaterlandes (Mommsen 1964: 147 - 15 1). Nach einer Spaltung 
der nationalliberalen Partei im Jahr 1880 wandte sich diese Partei noch stär­
ker konservativen Interessen zu und betonte in der vor allem von süddeut­
schen Nationalliberalen formu lienen Heidelberger Erklärung nun auch agra­
rische Interessen (Mommsen 1964: 159 - 160; White 1976). Diese Spaltung 
entwickelte sich im historischen Kontext der sogenannten . .zweiten Reichs­
gründung" bzw. der konservativen Wende des Reiches in den Jahren 1878179. 
Die schwere Weltwinschaftskrise, die 1873 begann. führte zu einem Ver­
lust des Vertrauens in das marktliberale Programm und den Liberalismus 
als politische Bewegung, so daß sich zahlreiche winschaftliche Interessen­
verbände, die auf politischem Wege Ausweg aus der Krise suchten, konsti­
tuierten. Darüber hinaus bereiteten weüere Konflikte um die Finanzpolitik 
des Reiches und den weüeren Ausbau des Konstitutionali smus den Weg rur 
die vom Reichskanzler Bismarck initiiene konservative, antiliberale Wende 
(UlImann 1995: 60 - 68). Zentrale Maßnahmen dieser konservativen Wende 
waren das Sozialistengesetz im Jahr 1878 und die Einführung von Schutz­
zöllen im Jahr 1879. Sozialhistorisch kann diese konservative Wende als 
Sammlung der Intcrcssenventeter der Industrie. vor allem der Schwcrindu­
strie und der agrarischen Besitzklassen, vor allem der ostelbischen Groß­
landwinschaft begriffen werden. die politisch von den rechten Nationalli-
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beralen, den Freikonservativen und den Konservativen vertreten wurden 
(Wehler 1995: 936 -936: vgl. für den intcmationalcn Vergleich Gourevitch 
1986).1) 

Die Zustimmung der Mehrheit der Nationalliberalen zu den Schutzzöllen 
und ihr Abrücken von konstitutionellen Zielen ftihrten zur Abspaltung des 
linken Flügels, der Sezession, dem prominente liberale Politiker wie Edu­
ard Laskcr, Ludwig Bamberger und Max \I. Forckenbeck angehörten. Diese 
Gruppe schloß sich 1884 der Fortschrittspartei an, trennte sich aber 1893 
wieder von dieser, so daß mehrere linksliberale Gruppierungen nebenein­
ander existicrten.'~ Diese bemühten sich seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
verstärkt um eine Vereinigung, die auch 1910 in der Gründung der Fort­
schrinlichen Volkspartei gelang, während sich auch bei den Nationallibera­
len ein neuer liberaler Aufbruch zeigte, der eine partielle Abwendung von 
den konservativen Orienlierungen mit sich brachte und zu einer verstärkten 
Hinwendung zu den Linksliberalen fühne. Dies zeigte sich auch in den zu­
nehmenden Wahlkreisabsprachen mit den Linksliberalen (KUhne 1994a: 257 
- 304). Während die linksliberalen Parteien durch enge Anbindung an 
freihändlerische und großbürgerliche Gruppierungen geprägt waren, wie­
sen vor allem die preußischen Nationalliberalen eine enge Verbindung mit 
der Schwerindustrie auf (Mielke 1976; Thieme 1963; Langewiesche 1988). 

Die dritte große, prägende Kraft des preußischen Parlamentarismus war die 
katholische Fraktion. Diese wurde J 852 in Reaktion auf die preußischen 
Jesuitengesetze gegründet, die die Mi ssionstätigkeit und Ausbildungstätig_ 
keit der Jesuiten in Deutschland einschränkten. In den folgenden Jahren 
flaute allerdings das Imercsse an kirchlichen Fragen deutlich ab, vor allem 
in der Zeit des VerfassungskonOiktes traten die kirchlichen Interessen deut­
lich in den Himergrund. so daß es 1867 zur Auflösung der katholischen 
Fraktion kam. die sich seit 1859 aufgrund ihrer Miuelplätze im Abgeordne-

13 Damit möchten wir keinesfal ls iltere Interpretation des Hemchaftskanells von .,Roggen 
und Eisen" wieder aufleben lassen. Es ist seJbstversLindlich. daß erstens d.ie Sozialstnlk. 
tur der Gesellschaft des K.iserreichs kompluer war. daß tweitens die Koalitioncntwi. 
schen sorialen Akteuren tum Teil auch gewechselt haben und drittens auch die Zustim­
mung zu den beiden genannten \Wlagen (Sozialistengesetl:. Zollvorlage) nicht mit den 
gleichen Mehrheiten gelani. Es geht hier nur um eine grobe sozialhistorische Charnkteri ­
sierung der sozioökonomischen Grundlagen der konse rvativ-liberalen AlJiant . 

14 Neben den 8enannten linksliberalen Gruppen existierte auf der Ebene der Reichspolitik 
auch noch die SüddeuISChe Volkspanei. die eine linksliberale blW. demokratische Politik 
verfotgte. 
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tenhaus Zemrum nannte. Erst 1870. mit der bevorsiehenden Grundung eines 
protestantisch geprägten deutschen Reiches, sahen katholische Politiker, vor 
allem in Rheinland und Westfalen, die Zeit für die Neugründung einer ka­
tholischen Fraktion gekommen. In den Essener und Soester Programmen 
wurden wiederum kirchliche Interessen, wie die Konfessionsschulen und 
die Unantastbarkeit der christlichen Ehe in den Vordergrund gestellt (Momm­
sen 1964: 2 16 - 218). Vor allem der nun beginnende Kulturkampf bestä­
tigte diese lmercssenwahmehmung und führte zu einer starken Mobilisie­
rung der katholischen Bevölkerung, so daß das Zentrum seit 1873 immer 
mehr als 20% der Mandate im Abgeordnetenhaus gewinnen konme. Ab 1890 
wurde diese Mobilisierung noch durch die Gründung des Volksvereins für 
das katholische Deutschland als Massenorganisation verstärkt, der vor al­
lem die katholischen Arbeiter mobilisierte (Loth 1991). Allerdings traten 
beim Zentrum nach dem Ende des Kulturkampfs in den späten achtziger 
Jahren zunehmend interne, soziale Konfliktlinien auf, die aus dem Bemü­
hen unterschiedlicher katholi scher Bevölkerungsgruppcn (Arbeiter und 
Bauern u.a.) um die Repräsentation ihrer Interessen resultierten (Blackbourn 
1980; Loth 1991). Bereits vorher waren in der Zentrumspartei deutlich un­
tersch.iedliche F1Ugel vertreten gewesen, die nun eine stärkere Anbindung 
an außerparlamentarische Interessengruppen erhielten. Die politische Füh­
rung der Partei war daher dauerhaft zur internen Kompromißbildung und 
zum Austarieren sozialer Konflikte innerhalb der katholischen Bevölkerung 
gezwungen (Loth 1991). 

Nur eine geringe Bedeutung tur das im preußischen Abgeordnetenhaus re­
präsentierte Parteienspektrum hatten die Sozialdemokraten. Zwar wurden 
die sozialdemokratischen Parteien schon in den sechziger Jahren gegrün­
det, doch erst auf dem Hamburger Parteilag von 1897 und dem Stuttgarter 
Parteitag von 1898 wurden die Weichen fur eine Teilnahme an den preußi­
schen Landtagswahlen unter dem Dreiklassenwahlrecht gestellt (Schuster 
1958: 64 - 71). Trotz erheblicher Stimmengewinne bei der Wahl von 1903 
gelang es den Sozialdemokraten erst 1908 einige Abgeordnete in den preu ­
ßischen Landtag zu entsenden. Programmatisch waren die Sozialdemokra­
ten seit dem Erfurter Programm von 1891 an einer relativ pessimistischen 
Diagnose der EntwickJung des Kapitalismus orientiert; gleichzeitig traten 
sie in ihren Programmen aber rur umfassende Reformen in Richtung De­
mokratie und Sozialstaat ein (Mommsen 1964: 349 - 353). In ihrer Mit­
gliedschaft und in ihren Fraktionen waren die Sozialdemokraten in hohem 
Maße eine Arbeiterpanei, zudem eng mit den freien Gewerkschaften ver­
bunden (von Saldern 1990: Schröder 1990). 
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Eine weilerc, quantitativ relativ untergeordnete, aber kontinuierlich vertre. 
tene Gruppe im preußischen Abgeordnetenhaus waren die Abgeordneten 
der polnischen Fraktion (Kolo Polskie). Sie hatten sich schon in der preußi ­
schen Nationalversammlung von 1848 zusammengefunden, um national­
polni sche Interessen zu vertreten und waren scildem mit ca. 15 - 20 Abge­
ordneten im preußischen Landtag vertreten. Ihre EntwickJung wurde vor 
allem durch die preußi sche Polenpolitik geprägt; sie halten zahlreiche Kon­
takte zu denjenigen Parteien, die dieser Politik skeptisch gegenüberstan. 
den, wie das Zentrum, die Linksliberalen und vor allem die Sozialdemokra­
ten. Bis in die neunziger Jahre des 19. Jahrhunderts war ihre Führung vor 
allem in der Hand polnischer Adliger, die aber zunehmend durch bürgerli­
che, nationaldemokratische Politiker abgelöst wurden (Grot et a1 . 1983). 
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3. Positionen und Deutungsmuster der Wahl­
rechtsdebatten und ihre Entwicklung 

3.1 Parteien, ihre Positionen zur Wahlrechtsreform und ihre 
Entwicklung 

Insgesamt kamen in den Wahlrechtsdebatten 481 mal Abgeordnete zu Wort, 
einige von ihnen mehrmals. In 465 der Fälle handelte es sich um Reden, 
wenn auch von sehr unterschiedlicher Länge, in 16 Fällen um Einwürfe aus 
dem Plenum. Dabei kamen insgesamt 198 verschiedene Sprecher zu Wo rt. 
Die sozialstrukturellen Merkmale der Sprecher im Abgeordnetenhaus zei­
gen uns, daß es sich bei dem Parlament um eine Elitcninstitution handelte: 
83,8 % der Abgeordneten haue ein Hochschulstudium absolviert, 29 ,8 % 
waren sogar promoviert. Von den Sprechern mit Hochschulstudium hatte 
71,6 % Rechtswissenschaften studiert. 3 1,0 % der Abgeordneten, die sich 
zu Wort meldeten, waren adlig und 56,0 % standen in einem staatlichen 
Beschäftigungsverhältnis (21 ,7 % Verwaltungsbeamte, 18,4 % lustizbeamte, 
8,2 % Hochschullehrer und Lehrer; 5,7 % Angehörige des Militärs und der 
Diplomatie). Kurz: das Preußische Abgeordnetenhaus war dominiert von 
hochgebildeten, juristisch geschulten Mitgliedern der staatlichen Dienst­
leistungsklasse. Der hohe Anteil an Staatsbediensteten im Preußischen Ab­
geordnetenhaus entspricht einem Ergebnis. das Heinrich Best (1990: 59) 
ftir die Frankfurter Nationalversammlung im Unterschied zur Pariser As­
semblee natio nale constituante herausgefunden hat. Best erklärt den hohen 
Anteil an Staatsdienern mit dem geringen Grad der Ausdifferenzierung eines 
politischen Sektors und von fonnalisierten Wegen der Rekrutierung von 
Politikern in Deutschland.!' 

Die folgende Grafik zeigt deutlich, daß sich die Aufmerksamkeit ftir das 
Thema Wahlrechtsrefonn im Zeitverlauf ändert. 

15 Die in den Handbüchern vorfindbaren AnBaben zu den AbBeorocnten schließen leider nur 
unzureiehende Informationen über deren Mitgliedschaft in Vereinen und Organisationen 
ein. Für weniger als 40% der Abgeordneten können wir eine ZUBehöriBkeit zu Vereinen 
und Orpnlsationen feststellen, 50 daß eine quantitative Auswenung dieser Mitgiiedseh .• J· 
tcn fIIr unsere Frasestellung aufgrund der geringen Fallzahl vernachlässigt wurde: . 
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Schaubild 3.1.1: Häufigkeit von Reden zur Wahlrechtsreform in ver­
schiedenen J ahrzehnten 
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Das Thema WahlrechlSreform wurde erst ab 1890 zu einem "großen" The­
ma der parlamentarischen Arena. Über 70% der Reden wurden in der Zeit 
zwischen 1890 bis 1918 geh allen. Der unmittelbare Anlaß für diese Kon­
junktur des Themas bestand in der Tatsache. daß die Linksliberalen und ab 
1908 die Sozialdemokraten das Thema nachdrücklich auf die Tagesord­
nung des Parlaments setzten und damit zu einem öffentlich di skutierten 
Thema machten. Sie reagierten damit auf eine kräftige Veränderung der 
Sozialstruktur Preußens, die sich in einem Bedeutungsverlust des primären 
Sektors und der Ausbildung ei ner Arbeiterklasse manifestien e. 16 Wir wer­
den weiter unten darauf empiri sch genauer zu sprechen kommen. 

Die im Abgcordnctenhaus venretenen Parteirichtungen haben sich in einem 
recht unterschiedlichen Maße an der Debatte beteiligt. Wir können die Be­
teiligung der Parteien an den Debatten durch zwei Messungen nachzcich­
nen. Durch die Menge der Redebciträge und die Menge der Argumcntaus-

16 FiIT Rüscherneyer et al. (1992) sind die Entwicklung der Arbeiterklasse und der Bedeutungs_ 
verl ust des prim.irm SektOß die uDtraJen Determinanten von gesellschaftlicher Demo­
Ic.nItisierung. 
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sagen, die auf die verschiedenen Parteien entfielen, Die bessere Messung 
scheint uns die Aussagenmessung zu sein, Je mehr Aussagen ein Sprecher im 
Parlament macht, desto mehr Einfluß hai er auf die im Parlament genericrte 
öffentlich kommunizierte Meinung, wenn man von der Qualität und Über­
zeugungskraft der jeweiligen Argumente an dieser Stelle einmal absieht. 

Tabelle 3.1.2: Anteile de r Pa rteirichtungen a n der Gesamtzahl von Re­
den und Argumenten in % 

Parteirichtungen Reden l7 Argumente 

Konservative 26,0 22,3 

Zentrum 12,6 7,' 

Rechtsliberalc 20,7 14,9 

Linksliberale 19,0 27,4 

Sozialdemokraten 8,1 18,6 

Polen 5,3 ' ,2 
Fraktionslosc 1,9 1,5 

Regierung 6,2 3,5 

N=469 N= 4956 

Die unterschiedliche Beteiligung der Parteien an der öffentlichen Debatte 
kann sich zum einen aus der Sitzverteilung im Parlament ergeben: Je stär­
ker eine Partci im Parlament vertreten war, desto mehr Redebeiträge und 
Aussagen fi elen auf sie. Um diesen möglichen Zusammenhang zur prüfen, 
haben wir die Menge Sitze der verschiedenen Paneiric htungen im Abge­
ordnetenhaus für die verschiedenen Wahlperioden seit 1858 addiert; das 
Ergebnis zeigt die folgende Tabelle. 

17 Die AbweichuDi der Oesamtuhl von Reden und Argumenlen von der oben im Text ge· 
nann~D erklän sich aus der TatsaChe , daß einige Abgeordnete kei ner Parteirichlung zuge­
ordnet \\o~rdcn konnlen lind daher in eIer Tabelle nieht . uft. uchen, 
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TabeUe 3.1.3: Durchschnittliche Verteilung der Sitze Im preußischen 
Abgeordnetenhaus seit 185811 in % 

Konservative 32 

Rechtsliberale 22 
Zentrum 16 

Links liberale 20 
Polen 4 

Sozialdemokraten 2 
Fraktionslos 4 

Der Vergleich zwischen der Sitzverteilung und der Beteiligung an der De­
batte über d ie Reform des Wahlrechts zeigt, daß die Stärke der Panei allein 
kein guter Prädikator für die Beteiligung an der Debatte ist. Zusätzlich ent­
scheidend fUf das Engagemem in der Wahlrechtsfrage ist der Wi lle, das 
bestehende Wahlrecht zu ändern. Die Sozialdemokraten. die sich am inten­
sivsten für eine Wahlrechtsreform einsetzten, konnten für sich weit mehr 
Aussagen verbuchen als man nach der Sitzverteilung erwarten könnte. Der 
umgekehrte Befund gilt fur die Konservativen. Ihre Beteiligung an der De­
batte blieb im Verhällnis zu ihrer SitzveneiJung unterdurchschniltlich. Sie 
hiel ten sich in der Debatte zurtlck und konnten dies auch getrost, weil sie 
über die Mehrheit im Parlament verfUgten. Sie überließen das "Palavem" 
den mandatsmäßig schwachen Parteien und vertrauten auf ihre Macht in 
den parlamentarischen Entscheidungsprozessen. 

Dieser Zusammenhang erklärt auch, warum sich in den Debatten eine Mehr­
heit der Sprecher flir eine Reform des Dreiklassenwahlrechts aussprach, 
nicht aber in den Entscheidungen. Diskursmehrheit bedeutet eben noch lange 
nicht Entscheidungsmehrheil. Die im Parlament generierte öffentliche Mei­
nung, wie sie in der fo lgenden Tabelle präsentiert wird, sprach sich also fUr 
eine Reform aus, die aggregienen Individualmeinungen aller Abgeordne­
ten, wie sie sich in Abstimmungsresultaten manifestierte. sprachen sich ge­
gen eine Reform aus. 19 

t8 Berechnet naeh RitterlNiehuu (1980) und Gagel (1958). 
t9 Alle wesentlichen Versuche zu einer Reform des Dreiklassenwahlrechts in Preußen $ind 

bis 1918 geJCheitert. 
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Tabelle 3.1.4: Häufigkeit von ablehnenden, neutralen und zustimmen­
den positionen zur Wahlreform in %1(1 

Ablehnung einer Reform 38,9 

Neutral 5,0 

Zustimmung zur Reform 56,2 

N _463 

Wer waren die Gegner und wer waren die Befürworter einer Wahlrechts­
reform? Die folgende Tabelle gibt uns darüber Auskunft. 

Tabelle 3.1-5: Positionen zur Wahlreronn nach Parteien in % 

Konser- Zentrum Rechts- Links- So:dalde- Polen Frak-

vatlve Uberale liberale mokraten tionslos 

Ableh- 89.2 18,5 36.3 1.1 0,0 8,7 22.2 

nunl! 

Neutral 2~ 9,3 13.2 0,0 0,0 8,7 0,0 

Zust1m· 8,3 72.2 50,S 98.9 100.0 82,6 77.8 

mun2 

N-=J20 N=54 N=9J N-89 N-38 N;23 N-9 

Die Konservativen bildeten die eindeutigen Gegner der Reform. die Sozial­
demokraten und die Linksliberalen die eindeutigen Fürsprecher tur die Re­
form. Sie erhielten Unterstützung, wenn auch nicht homogen, von den Po­
len, den Fraktionslosen und - wenn aueh nicht eindeutig - dem Zentrum. 
Die Rechtsliberalen waren in der Frage der Wahlrechtsreform gespalten. 

20 Diese Positionen beruhen auf EinSl:häuungen der Codien:r. Darüber hinaus haben wir 
noch fUnf namentliche Abstimmungen analysiert (1859. 1813. 1883. 1910. 1918). um 
einen Eindtuck von der Reformbereitschaft der Abgeordneten ~u erhalten. Sowohl die 
Reden als auch die Abstimmungen können jeweils von strategischen Überlegungen ge­
prägt sein und somit keine einwandfn:ien Messungen clar!;teUen. Die ÜbeTeinstimmung 
z .... ischen den bciden Größen ist a1lerdinas relativ hoch. wie aus den hier angegebenen 

Werte fiirTau-b und Gamma folgt; T. "" 0.66 uoo G '" 0.88. 



40 
Positionen und Deutungsmuster 

der WahlrechlSdeballen und ihre Entwicklung 

Wie haben sich im Zcitverlauf die Positionen zur Wahlrechtsrefonn verän. 
dert? Wir haben den Zeitverlaufin vier Phasen eingeteilt. Die Einteilung in 
die vier Phasen beruht vor al lem auf der spezifischen Entwicklung der preu. 
Bischen und deutschen Parteien. In der ersten Phase von 1849 bis 1878 fan­
den die wesentlichen Parteigründungen statt; die letzte Gründung erfolgte 
im Jahre 1876 mit den DeUlschkonservativen. Die Phase von 1879 bis in 
die 1890er Jahre war von der Vorherrschaft dieser locker strukturierten 
Honoratiorcnparteien geprägt, die sich vor allem auf lokale Vereine oder 
Wahlkreiskomitees stützten (Nippcrdey 1961). 

Erst in den 1890er Jahren begann der Aufbruch der Massenorganisationen 
(Nipperdey 1961; E1ey 1980). Die Konservativen stützten sich auf die Mas. 
senorganisation des Bundes der Landwirte, der im Jahr 191 3 mehr als 300000 
Mitglieder halle (Puhle 1966): das Zentrum auf die christlichen Bauern­
vereine mit in Preußen um 1906 fast 100000 Milgliedem (Möller 1983: 
J 17), die christlichen Gewerkschaften mit ihren am Vorabend des ersten 
Weltkrieges fast 350000 Mitgliedern (Schönhoven 1987: 80 _ 81) und den 
Volksvercin für das katholische Deutschland, der um 1913 ca. 800000 Mit­
glieder zählte (Länne 1986: 182). Die Liberalen konmen sich vor allem auf 
die Industrieverbände stützen. den eher schwerindustrieIl geprägten schon 
1876 gegründeten CenlTalverband deutscher Industrieller mit einer relativ 
großen Nähe zu den Nationalliberalen (Kaelbe 1967; Thieme 1963), den 
eher eltportindustriell geprägten 1895 gegründeten Bund deutscher Indu­
strieller, der politi sc h zwischen Nationalliberalen und Linksliberalen 
(DUmann 1976) stand und dann den Hansabund als große antiagrari sche 
Sammlungsbewegung, der vor allem die Linksliberalen finanziell unterstützte 
(Mielke 1976: 152 - 154). Aufgrund der schwachen Bindung an Massenor­
ganisationen hallen die liberalen Parteien schon seit den neunziger Jahren 
damit begonnen. ihr Parteileben stärker auf der Basis von Vereinen zu orga­
nisieren, die einen großen Tei l der Wählerklientel organisieren sollten. So 
hatten die nationalliberalen Vereine 1914 fast 300000 Mitglieder (Nipperdey 
1961 : 92 - 109. 124 - 130). DerAuslöserfür die Mobilisierungsbemühungen 
der bürgerlichen Parteien war der Erfolg der sozialdemokratischen Massen. 
organisationen: die freien Gewerkschaften hatten 1913 ca. 2,5 Millionen 
Mitglieder. die SPD selbst 1914 über eine Million Mitglieder (Wehler 1995: 
802). Auch die Polen hauen vor allem in Posen, aber auch in Westprcußen 
ein umfassendes Netz von Bauem- und Arbeitervereinen und ländlichen 
Kreditgenossenschaften gebildet (Broszat 1972: 137 - 141; Bemhard 1910). 
Da aber in den neunziger Jahren die letzten Wahlrcchtsdebauen 1893 stau­
fanden. können sich die organisatorischen Veränderungen noch kaum in der 
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zweiten Phase bemerkbar gemacht haben. Darüber hinaus markiert die zweite 
Phase aber auch die enge Zusammenarbeit von Rechtsliberalen und Kon­
servativen nach der konservativen Wende. 

Erst mit der dritten Phase ab J 900 haben sich die organisatorischen Verän· 
derungen und der Anbruch des Massenzcitalters in der Parteipolitik mögli· 
cherweise auch in den Wahlrechtsdebatten niedergeschlagen. Eine weitere 
Zäsur mit Beginn des ersten Weltkriegs zu ziehen , scheint uns naheliegend. 
da die Situation des Weltkriegs erhebliche Veränderungen im Parteiensystem 
hervorgerufen hat, besonders was die Rolle der Sozialdemokraten anbe­
langt (vgl. Bergsträsser 1929).21 

Tabelle 3.1.6: Entwicklung der Positionen zur Wahlrefonn in % im 
Zcitvcrlaur 

Position 1849-1878 1879-1899 1900--1914 1915-1918 

Ablehnung 40.6 52,3 35,4 29.7 

Neutral 4,7 5,7 4,6 5,4 

Zustimmung 54,7 42,0 60,0 64,9 

N 106 N 88 N-/95 N 74 

Während die Refonngegner von der ersten zur zweiten Phase etwas an Bo­
den gewannen, was als Indikator für die konservative Prägung des Kaiser· 
reichs nach 1878 gelten kann, gab es aber nach der zweiten Phase eine Zu­
nahme der Redner, die sich für eine Refonn aussprachen und eine Abnahme 
der Redner im Parlament, die sich gegen eine Wahlrechtsreform zur Wehr 
setzten. Diese Veränderungen können durch zwei Entwicklungen induziert 
worden sein: Zum einen können sich die Pro- und Contra· Parteien in den 
unterschiedlichen Zeitphasen mit unterschiedlicher Intensität an der Debatte 
beteiligt haben, zum anderen kann ein Wandel aber auch durch Veränderun-

21 Selbstverständlich häne die Einteilung der Zeitphasen auch anders aussehen können. Vor 
allem die TatSache. daß wir die Wende vo n 1866167 und 187M I einfach übersprungen 
haben. mIIglrritieren. Zwei Gründe sprechen rur die vorgenommene Phaseneintei lung: 
erstens der pragmatische Grund. daß die Zahl der Fälle keine starke Differenzierung der 
zeitlichen Eruwiddung zulassen wUrde ,-,nd zweitens die Robustheit der verwendeten Ein­
teilung. So Inden sich in den Ergebnissen wenig. wenn der erste Schnitt auf das Jahr 1870 
vorverlegt wird. 
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gen der Position zur Wahlrechtsrcform innerhalb der Paneien ausgelöst 
worden sein. Wir haben an anderer Stelle (Gerhards, Neidhardt und Rucht 
1998: 154 ff.) zwischen individuellen und kollektiven Lemeffekten öffent­
licher Meinungsbildung unterschieden. Von individuellen Lemeffekten kann 
man dann sprechen, wenn die Akteure im Zeitverlauf von den anderen Ak­
teuren lernen und auf dieser Basis ihre Einstellung zur Wahlrechtsrefonn 
ändern. Kollektives Lernen findet dann statt, wenn die öffentliche Meinung 
sich ändert, dies aber nicht auf Veränderungen der Einstellungen der Spre­
cher zurückzuführen ist, sondern auf eine veränderte Zusammensetzung des 
Sprecherensembles. 

Die fo lgende Tabelle gibt uns einen ersten Hinweis darauf, welcher der bei­
den Lernprozesse stattgefunden hat. 

Tabelle 3.1.7: Anteil der Reden nach Parteien in % im ZeitverlauC 

1849-1878 1879 1899 1900-1914 1915-1918 
Konservative 21,8 28,9 27,4 24,7 
Zenuum 11,9 21, 1 10,0 10,4 
Rechtsliberale 36,6 14,4 15,9 19.5 
Linksliberale 6,9 21.1 27,4 10,4 
Sozialdemokraten 10,0 23,4 
Polen 5,0 4,4 5,0 7,8 
Fraktionslos 8,9 

Regierung 8,9 10,0 4,5 3,9 
N 101 N90 N-201 N=77 

Die Zunahme von Positionen von der ersten zur zweiten Zeitphase, die sich 
gegen eine Wah lrcchtsreform aussprachen, ging einher mit einer Zunahme 
von Reden von Seiten der Konservativen: da diese sich durchgehend gegen 
eine Wahlrechtsreform aussprachen, ist die Zunahme der öffemlichen Ab. 
lehnung der Reform auf ein stärkeres Engagement der Konservativen zu­
rückzufUhrcn. Allerdings kann diese Frage an dieser Stelle noch nicht ab­
schließend beamwortet werden, da auch die Linksliberalen sich in der zweiten 
Phase verstärkt zu Wort gemeldet haben, was eine genau umgekehrte Schluß­
folgerung vermuten ließe. Es ist deshalb sinnvoll, sich die Emwicklung der 
Positionen der verschiedenen Paneirichtungen über die Zcitphasen hinweg 
genauer anzuschauen. 
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Konservative, Linksliberale, Zentrum und Sozialdemokraten blieben in ih­
rer Einstellung zur Wahlrechtsrefonn innerhalb der vier (zwei für die Sozial­
demokraten) verschiedenen Zeitphasen relativ konstant. Bei den Polen hat 
ein leichter Wandel zugunsten der Refonnbefürworter stattgefunden. In der 
ersten Zeilphase sprachen sich die Abgeordneten in 60 % der Reden rur 
eine Refonn aus. Dieser Wert stieg linear bis zur letzten Phase auf 100 %. 
Die Rechtsliberalen, in der ersten Ph.ase gespalten, sprachen sich in der 
zweiten Phase deutlich gegen eine Wahlrechtsrefonn aus, und äußerten sich 
in der dritten und vierten Phase mehrheitlich für eine Wahlrechtsrefonn. 
(Tabellen werden hier nicht ausgewiesen). Ganz offensichtlich geht also die 
Zunahme der refonnablehnenden Reden auf das Konto der Konservativen, 
die sich häufiger zu Wort meldeten und die mit ihnen in dieser Phase eng 
verbunden Nationalliberalen, die eine stärker negative Haltung zu einer 
Wahlrechtsreform eingenommen haben. 

Ähnlich erklärt sich auch die Zunahme der öffentlich geäußerten Positio­
nen, d ie sich für eine Refonn des Wahlrechts nach der zweiten Zeitphase 
aussprachen. Linksliberale Sprecher meldeten sich in der dritten Phase ver­
stärkt zu Wort, die Sozialdemokraten - ab 1908 im Abgeordnetenhaus ver­
treten _ beteiligten sich in der dritten, vor allem aber in der vierten Phase 
intensiv an der Debatte und machten die Wahlreehtsreform zu ihrem The­
ma. Dies hatte zur Folge, daß sich die öffentlich erzeugte Meinung zugun­
sten der Refonnbefürworter änderte eine Form kollektiven Lemens im oben 

definierten Sinne. 

Die Veränderungen im Zeitverlauf ergeben sich also zum einen und in er­
ster Linic durch eine Zunahme des öffentlichen Kommunikationsengage­
ments der Refonnbefiirworter und zum anderen aber auch durch leichte 
Veränderungen der Positionen bei den Nationalliberalen. Die mit vielen 
Argumenten gefilhrte Debatte hat aber offensichtlich bei den meisten Par­
teien wenig Eindruck in dem Sinne hinterlassen, daß sic zur Veränderung 
von Positionen beigetragen hätte. Deliberation im Sinne der Überzeugung 
durch bessere Argumente hat offensichtlich kaum stattgefunden. Wir wer· 
den an späterer Stelle auf diesen Befund zurückkommen und eine Erklä­
rung rur die Stabilität und Veränderung der Positionen der Paneien offerie­

ren. 
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3.2 Deutungsmuster der Debatten und deren Entwicklung 

Neben den Positionen, die die Sprecher zur Wahlrechtsrcform einnehmen, 
haben wir die Argumente und die Wahlrechtsdimension erhoben. die sie mit 
ihren Argumenten beglilnden. Das Dreiklassenwahlrecht war ein allgemei­
nes, öffentliches. direktes, auf einer spezifischen Wahlkrciseinteilung beru­
hendes und ungleiches (Männer-)Wahlrechl. In den Debatten über die Re­
form des Wahlrechts wurden die verschiedenen Dimensionen desselben 
diskutien. Die folgende Tabelle gibt uns Auskunft darüber, welche Dimen­
sionen im Vordergrund der Debatte standen: 

TabeUe 3.2.1: Häufigkeit der Thematisierung von unterschiedlichen 
Wahlrechtsdimensionen in % 

WahJrechtsdimensionen 

Wahlrecht generell (unterschiedliche Dimensionen) 33,5 
Gleichheit 38,6 
Wahlkrei seinteilung 11 ,9 
Öffentlichkeit 10,7 
Allgemeinheit 3,0 
Direkt/indirekt 2,_ 

N-5007 

Die Frage, ob alle BUrger (Männer) das gleiche Stimmen gewicht erhalten 
sollen, bildete das wichtigste Thema der Wahlrechtsdebatten. Zusammen 
mit dem Bezugspunkt "Wahlrecht generell", in dem die Dimension Gleich­
heitlUngleichheil enthalten ist, bezogen sich 72, 1 % der Argumente entwe­
der auf die Gleichheitsfrage allein, oder auf das gleiche Wahlrecht in Kom­
bination mit anderen Dimensionen. Im Zeitverlauf zeigt sich, daß die Frage 
der Gleichheit zum dominierenden Thema der Debatte wurde, 
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Tabelle 3.2.2: Wichtigkeit verschiedener Wahlrechtsdimensionen im 
Zeitverlauf in % 

Wahlrechtsdimension 1849-1878 1879-1899 1~1914 191 5-1918 

Andere Dimensionen 43,3 46.3 28.4 11.1 

Wahlrecht gene rell 56.7 53,7 71 ,6 88,9 
und Gleichheit 

N=607 N::650 N=2434 N=13 16 

Argumente bilden Aussagen. die zur StUtzung von gesetzlichen Nonnen ins 
Feld gefUhrt werden. Die unterschiedlichen Wahlrechtsdimensionen bilden 
unterschiedliche normative Bezugspunkte, Wenn man die Argumente der 
Wahlrechtsdebatte analysieren will. so kann man dies nur fUr die einzelnen 
normativen Bezugspunkte getrennt vornehmen. da die unterschiedlichen 
Argumente ja auf die einzelnen Bezugspunkte bezogen sind. Argumente 
hauen wir defini ert als Aussagen q. die den Geltungsanspruch einer Norm p 
begründen sollen. Wir müssen also p konstant halten, um die Argumente zu 
untersuchen. Vor allem angesichts der Tatsache, daß sich die in den Argu­
menten angesprochene Wahlrechtsdimension über die Zeit hinweg deutlich 
gewandelt hat, sollten nur Argumente innerhalb einer Dimension allein un­
tersucht werden. Wir beschränken unsere Analyse der Argumente im fol ­
genden auf die Dimension der Gleichheit und die Thematisierung des Wahl­
rechts generell, in der ja die Gleichhcitsfrage als Dimension mit enthalten 
ist. Die Argumente für oder gegen eine Wahlrechtsänderung in den anderen 
Wahlrechtsdimensionen werden dagegen in den folgenden Ausführungen 
nicht mehr berücksichtigt. 

Das Kategoriensystem zur Erhebung von Argumenten war, wie in Kapitel 2 
erläuten, nach formalen Kriterien und innerhalb der formalen Kriterien nach 
inhaltlichen Dimensionen aufgebaut. Wir interessieren uns im folgenden 
für die Inhal te der in der Debatte verwendeten Deutungsmuster. Wir haben 
uns in der Auswcnung der Argumente von dem Klassifikationssystem der 
Datenerhebung gelöst und die Argumente nach verschiedenen inhaltlichen 
Deutungsmustem (frames) umgruppien,u Die Zuordnung von Argumenten 

22 Ob man gute Argumente von schlechten Arj:umenten unterscheiden kann und an welchen 
Kriterien bemessen dies möglich ist, ist in der Litcratureine sc:brumstrittene Frage. Grund· 
säulich gilt , daß der Geltungsanspruch von p durch ein Argument q nur dann zu sichern 
ist, wenn q selbst nicht strittig ist. Wenn sich L B. ein Sprecher im Parlament rur eine 
gleiches Wahlrecht einseut (p) und dies mit dem Argument. alle Menschen seien von 
Natur aus gleich (q) begründet., dann jA dies nur insofern ein plausibles Argument, wenn 
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zu Deutungsmustem erfolgte in der Weise, daß Argumente dann zu einem 
Deulungsmuster zusammgefaßt wurden, wenn sie Teil desselben Sinnzu­
samrnenhangs/Sinnrahmens sind: wir werden die Deutungsmuster gleich 
genauer erläutern. Der Begriff des • .Rahmens" (,,frame") ist von David Snow 
CI a1. (1986: 464) in Erweiterung einer Begriffsdefinition von Erving Goffman 
folgendennaßen definiert worden: Rahmen sind "schemata of interpretation 
thaI enable individuals 10 locate, perccive. identify, and label occurences 
within their Iife space and thc world at large. By rendering events or 
QCcurences meaningful , frarnes funelion 10 organize cltperience and guide 
action, whcthcr individual or coJlecli ve". Die Begriffsfassung und die Aus­
arbeitung des Konzepts von "Frame" im Sinne von Deutungsmuster ist von 
Snow symbolisch-interaktionistisch begründet worden. Daneben gibt es in 
der Literatur aber diverse, aus unterschiedlichen Disziplinen kommende Be­
griffe, die jeweils ähnliches wie Frames bezeichnen (vg!. Vowe 1994).1l Die 
argumentative Verknüpfung einer normativen Position mit bestimmten 
Deutungsmustem hat die Funktion, die Oberzeugungskraft der normativen 
Position zu erhöhen. Dies gelingt um so besser, desto stärker die Deutungs­
muster zu einem Thema von vielen Bürgern geteilt werden und wichtige 
Werte in der Gesellschaft repräSentieren. 

q selbst nicht strittig ist und als gültig anerkannt wird. Ist dies nicht der Fall. dann muß q 
selbst durch ein weiteres Arlument gestützt werden mit der Gefahr eines infinitiven 
BegrüDdungSJegresses. Hans Alben (1977: 34 ff.: lOS ff.) hat danous den Schluß gezogen. 
daß Begrtindungeo letztendlich nurdun::h die Setzung von vermeintlichen Evidenun. die 
dann nicht mehr hinterfragt werden (Nltur. 0.011 eie.). Ibgesicbcn werden können. Dies 
aber bedeutet., daß eine positive Becrtlndung letztlich nicht möglich ist. Alben zieht dar­
aus den Schluß, daß man sich von der VorsteUIIlIg der Begriindbarkeit von Normen \'erab­
schieden muß: was bleibt ~ allein -llholich wie im Bereich derWa.hrhheilSfragen für die 
Wissenschaft von Popper und Alben fonnulien -die Möglichkeit der kritischen Prilfung 
von Argumenten und der ~nuch. diese %.u fal sifi:tieren. nicht aber die Möglichkeit einer 
Verifikation (Alben 1977: 37). Die %.u diesem Standpunkt fonnulienen Gegenpositionen 
finden sich gut bilantiert in der Atbeit von losef Kopperschmidt (1989). 

23 Kat! Rohe (1992: 14) unterscheidet in seiner Studie über das deutsche Paneiensystem im 
19. und 20. Jahrhunden drei verso::hiedene Dimensionen von Kultur. Er grenzt die Lebens. 
weise, die sich auf das Handeln be!ieht. von der MenlaJität, die sich auf das Denlten be. 
zieht. von der DeutungskulturIIdeen im engeren Sinne ab, die sich auf die öffentliche 
Kommunikation von Ideen betiehen. Unter Deutungsku!tur versteht er die öffentlich 
kommunzienen Ideen von Akteuren. Unsere Studie ist insofern eine Studie der Deutungs­
kulllJr der Mitgl ieder des preußischen Landtag5. 

Interessante Beiträge !um TIlema Deutungsmuster und "frames" sind aus der Perspektive 
einer Theorie rationalen Handeln5 entwickelt worden (vgl. Esser ]99(1: 1991). Deutungs­
muster red uzieren die Infonnationskosten. und deswegen ist ihre Verwendung gerade in 
der Decodierung von Kommunikationen rur Akteure rational (vgl. Gerhards 1996). 
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Wir haben durch die Zuordnung von Argumenten zu Dcutungsmustern ins­
gesann elf verschiedene Deutungsmuster unterschieden, wobei wir im fo l­
genden die zu "sonstige Argumente" zusammengefaßte Restkategorie von 
Argumenten nicht in der Analyse berilcksichtigen.14 Die insgesamt in der 
Analyse berücksichtigten 3265 Argumente, die von den Abgeordneten in 
den verschiedenen Debatten formuli ert wurden, vertei len sich auf die ver­
schiedenen Dcutungsmuster auf folgende Weise: 

Tabelle 3.2.3: Deutungsmuster der Wahlrechtsdebatten In % 

a. Die Auswirkungen auf die NationIPreußen als Argument 14,9 
ruf die Gestaltung des Wahlrechts 

b. V01klMehrheit als Bezugspunkt fi1r die Gestaltung des Wahlrechts 13, 1 

c. Gesellschaftlicher Wandel und Fortschritt im ln- und Ausland 12,7 
als Argument rur die Gestaltung des Wahlrechts 

d. Prinzipielle Gleichheit als Kriterium rur das Wahlrecht 12,5 

e. Gesellschaftliche und politische Stabilität als Argument 11,4 
fü r die Gestaltung des Wahlrechts 

f. Leistung und Verdienst als Kriterium ftlr das Wahlrecht 9 ,8 

g. Bezugnahme auf Autoritäten als Argument für die Gestaltung 8,6 
dcs Wahlrechts 

h. Prinzipielle Ungleichheit als Kriterium ftir das Wahlrecht 6,9 

i. Ablehnung von Leistung und Verdienst als Kriterium für 5,5 

das Wahlrecht 

j . Autonomie und Unabhängigkeit der Bürger 2,6 

k. Soziale Einbeuung und Abhängigkeit der Bürger 1,9 

24 In der Kategorie "sonstige" wurden Argumente t usammengefaBt. die sich einerseits auf 
unterso::hiedliche Folgen einer Wahlreform beuehen. Die Palette reichte hier von den 
Auswirkungen einer Wahlreforrn auf das kulturelle Leben bis hin !u den Auswirkungen 
auf die kapiUllistischen Klassenverhältnisse. Diese Argumente machen ca. 70 % der son­
stigen Argumente aus. Auf der anderen Seite finden sich hier Ari\umente, die sich auf 
Alter. Familienstand und die Bedeutung von historisch gewachsenen Gemeinschaften a!s 
Kriterien der Wahl rechtsausübung beuehen. 
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Wir werden in einem ersten Schritt die einzelnen Deutungsmuster in der 
Reihenfolge ihrer quantitativen Wichtigkeit genauer erläutern und durch 
Beispielzilate illustrieren: 

a Der wichtigste Bezugspunkt in der Debatte war ein Deutungsmuster, das 
wir als "Patriotismus" bezeichnen (14,9 %). Hier haben wir alle die Argu­
mente zusammengefaßt, die davon ausgehen, daß ein g leiches Wahlrecht 
gut/schlecht für die Nation, Preußen oder das Vaterland ist. weil es diese(s) 
stärkt/schwächt. Dabei wird der Wert der preußischen/nationalen Gemein­
schaft als der wichtigste Bezugspunkt interpretiert. an dem gemessen das 
Wahlrecht beurteilt wird. Der linksliberale Abgeordnete 0uo Wiemer z. B. 
verwendet ein Argument dieses Rahmens rur die Begrtlndung eines glei­
chen Wahlrechts: .. Wenn wir zu der ÜlMrzeugung kommen, daß der Be­
stand des preußischen Staates gefährdet ist, so würden wir unsere Pflicht 
verletzen. wenn wir einer Vorlage. die eine solche Gefährdung enthiilr, Zu­
stimmen würden. Wir fordern diese Reform nicht zuletzt im Hinblick aufdie 
Stellung, die Preußen als VomlQcht im Deutschen Reich einnehmen soll" 
(Wiemer 26.01.1909). Diese Orientierung an patriotischen Überlegungen 
findet sich auch bei den Gegnern einer Wahlrechtsrefonn, wie das fo lgende 
Zitat des Konservativen Gustav Mrukewitz verdeutlicht: ,,Ausschlaggebend 
ist einzig und allein das Interesse des preußischen Staates, das meine poli­
tischen Freunde über das Interesse des einzelnen Staatsbürgen an mög­
lichst weitgehender politischu Freiheit stellen" (Malkewitz 10.1.1908). 

b. Eine deutlich abweichende Konzeption der politischen Gemeinschaft fin­
det sich im zweitwichtigsten Deutungsrahmen der analysierten Debatten, 
den wir als Demos bezeichnen (13,1 %). Nicht die Orientierung am Wohl 
und Wehe der Nation oder des preußischen Staates ist hier der unmittelbare 
Bezugspunkt, sondern die Orientierung am Volk als politischem Souverän. 
Damit wird der Wille des Volkes und seine Rechte zum Argument für eine 
bestimmte Gestaltung des Wahlrechts. Dies wird auch aus dem folgenden 
Zitat des sozialdemokratischen Abgeordneten Heinrich Ströbel deutlich, der 
seine eigene Position mit der Berufung auf den Mehrheitswillen im Volk 
unterstützt: "Di~ ungeheure Mehrheit des Volkes forden das al/gemeine, 
gleiche Wahlrecht,,,." (Ströbelll .2. 1910). 

c. Das dritte Deutungsmuster rahmt die Wahlrechtsfrage im Kontext von 
Entwicklungen im In- und Ausland und setzt sie in Beziehung zur Ideologie 
von Wandel, Fortschritt und Modernität (12,7 %). Dabei wird implizit ein 
Evolutionskonzept von GeselJschaft in Richtung einer Weiter- und Höher­
entwicklung unterstellt, an dem sich die Wahlrechtsfrage messen lassen muß. 
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Aus bestimmten politischen und sozialen Entwicklungen im In- und Aus· 
land wird dabei auf die Gestaltung der preußischen Verhältnisse und vor 
allem des Wahlrechts geschlossen, wie das folgende Zitat des linksliberalen 
Abgeordneten Hermann Pachnicke verdeutlicht: "Die Veränderung des 
Volkskörpers in den vergangenen dreißig Jahren läßt das Dreiklassenwahl­
recht als vollständig inadäquat erscheinen ... neue Kräfte sind emporge­
kommen, die ein neues Recht verlangen; dem Großgrundbesitz. dem Land­
adel steht die bürgerliche Welt gegenüber, diefür Wissenschaft und Winschaft 
glänzendes geleistet hat und deshalb zu größerem Einfluß kommen muß 
und kommen will" (Pachnicke. 20.05.1912). Auch Veränderungen im Aus­
land wurden als Vergleichsmaßstab der preußischen Entwicklung entgegen­
gehalten. wie ein Zitat des Sozialdemokraten Karl Liebknecht belegt "Meine 
Herren, es ist ihnen ja auch vorgehalten worden, daß das Wahlrecht zur 
russischen Duma ein besseres Wahlrecht ist als das Wahlrecht zum preußi­
schen Landtag, lind zwar so, wie es jetzt ist, und so, wie es nach der 
Kompromißvorlage sein wird" (Liebknecht 16.3.1910). 

d. Der vierte Deutungsrahmen - Prinzipielle Gleichheit - bezog die 
Wahlrechtsdiskussion auf den Wert der menschlichen Gleichheit. Die kon­
krete Frage nach einem gleichen Wahlrecht wurde auf den allgemeineren 
Wen der prinzipiellen Gleichheit der Menschen bezogen. Mit 12.5 % der 
Nennungen war das Gleichheitsdeutungsmuster zwar relativ wichtig aber 
weit entfernt von einer hegemonialen Stellung. Wir verfügen zwar Ober keine 
Daten, die die argumentative Begrilndung ftir das gleiche Wahlrecht in der 
jetzigen Bundesrepublik messen, unterstellen aber, daß in aller Regel die 
Menschen das gleiche Wahlrecht mit dem Gleichheitsprinzip begrtlnden 
wOrden und insofern dieses heute die hegemoniale Vorstellung bilden würde. 

Der Wert der Gleichheit wurde zum e inen im Hinblick auf die individuelle 
Gleichheit diskut"ien, zum anderen im Hinblick auf die Gleichheit unter­
schiedlicher Bevölkerungsgruppen, wie die der Arbeiterschaft oder der Be­
amten. Der Wert der Gleichheit wurde dabei in der Regel selbst nur behaup­
tet, eher selten hingegen weiter begründet. indem z. B. auf Naturrechte oder 
auf eine göuliche Ordnung verwiesen wurde. Die Vorstellung von der grund­
sätzlichen Gleichheit der Menschen findet sich beispielsweise in dem fol ­
genden Zitat des sozialdemokratischen Abgeordneten Heinrich SlIÖbel Ober 
die ungleiche Größe der Wahlkreise in Preußen: Wenn wir z. B. den Wahl­
kreis Rixdorf·Schiineberg vergleichen mit dem Wahlkreis Schrimm-Schroda­
Wreschen oder Preußisch Holland-Mohrungen oder wie dieser interessan· 
ten (sich) Gegenden heißen mögen. finden wir, daß in Schöneberg-Rixdorf 
erst 87()()() Wähler einen Abgeordneten wählen. Wie will denn der Herr 
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Abgeordnete Herold das schlechte Wahlrecht für die Wähler in Rixdorj'­
Schiineberg begriinden? Will er eMa behaupten, die Wähler in Preußisch 
Ho/land·Mohrungen seien zehnmal intelligenter. stünden moralisch zehn­
mal höher; bildeten eine zehnmaf wertvolleren Teil der Bevö/kernng als die 
Wähler von Schöneberg-Rixdor[. Das wird er gewiß nicht wagen wollen?" 
(Ströbel 11.2.1910). 

C. Das fünfte Deutungsmustcr bezeichnen wir mit dem Begriff Stabilität. 
Das Muster umfaßt alle die Argumente. die davon ausgingen, daß ein glei­
ches Wahlrecht die Stabilitätllnstabilität der Gesellschaft erhöhen wird; die 
Sicherung von stabilen gesellschaftlichen Zuständen bildet den Bezugspunkt 
der Beuneilung einer Wahlrechtsreform. Dabei umfaßte der Begriff Stabi li­
tät verschiedene Dimensionen, die von winschaftlicher Wohlfahn, über die 
Abfcderung von Radikalität, Revolution und Anarchie bis hin zu einer mili­
tärischen Stabilität reicht. Generell ist darin eine Absage an umfassende 
soziale und politische Veränderungen enthalten; dies gilt auch dann, wenn 
dieses Argument für eine Wahlrechtsrefonn ins Feld gefühn wurde, wie bei 
dem folgenden Zitat des Nationalliberalen Paul von Krause: ,,. .. sollen wir 
eben auch alles tun, um Zufriedenheit wenigstens in denjenigen Kreisen zu 
erzielen, welche vielleicht noch schwanken und zur Sozialdemokratie hin 
neigen, die wir abu befestigen in der Zufriedenheit und in dem Festhalten 
an den Ordnungszuständen, wenn wir alles vermeiden, was eben zur Unzu­
friedenheit Anlaß gibt und sie nähren kann. Und ein Nähren der Unzufrie­
denheit ist das Bestehen des heutigen preußischen Wahlsystems" (Krause. 
23.03. 1906). Eine Gegenposition des Deutungsmusters fonnuliene z. B. 
der konservative Abgeordnete Chrisloph Cremcr: "Die Veränderung des 
Wahlrechts wird nur dazuJühren, daß morgen noch radikalere Forderun­
gen gestellt werden, wie die Einführung des Frauenwahlrechts oder radi­
kale Steuerveränderungen " (Cremer, 31.05.1893). 

f. Mit 9,8 % der Äußerungen bildete das Dcutungsmuster Gleichheit nach 
Leistung und Verdienst das sechstwichtigste Interpretationsmuster der De­
batten. Dabei zielen die Argumeme innerhalb dieses Deutungsmusters auf 
die Behauptung. daß das Wahlrecht eines Bürgers bzw. einer bestimmten 
Gruppe an seinen/ihren Leistungen und Verdiensten fU r das Gemeinwesen 
bemessen werden sollten. Ähnlich wie im dritten Dcutungsmuster geht es 
hier um die Gleichheitsfrage der Menschen; allerdings wird hier gleich und 
ungleich über die erbrachten Leistungen definien. Leistung wurde dabei in 
den Argumenten umerschiedlich spezifiziert: durch die Zahlung von Steuern, 
durch Wissen und Bildung oder spezifische Dienste. wie den Einsatz der 
Bevölkerung im Krieg. So betont der Abgeordnete Heydebrand (13.01 .1893) 
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z. B. " Wir müssen es als ein durchaus richtiges Prinzip erachten, daß die 
Steuerlast, die effektive Steuerlast, nach wie vor als das Korrelat, als der 
Maßstab der Wahlberechtigungfestgehalten worden ist ". Allerdings konn­
te diese Vorstellung durchaus auch als ein Argument rur die Einführung 
eines allgemeinen oder gleichen Wahlrechts nutzbar gemacht werden, in­
dem auf die durch bestimmte Leistungen bewiesenen Fähigkeiten von be­
stimmten Bevölkerungsgruppen hingewiesen wurde. wie in dem folgenden 
Zitat des Sozialdemokraten Heinrich Ströbel deutlich wird: " Ich halte es 
für ganz erstaunlich, wie man heute, in einer Zeit, wo es Tausende studie­
render Frauen gibt, wo die Frauen auf allen Gebieten des Erwerbslebens 
bewiesen haben, daß sie den Männern ebenbünig sind, noch den Frauen 
das Wahlrecht versagen kann" (Strobel 11.2.1910). 

g. Die Bezugnahme auf Autoritäten bildet den siebten Rahmen der Deu­
tung des Wahlrechtsthemas, der in 8,6 % der Fälle benutzt wurde. Wir ha­
ben hier all die Argumente zusammengefaßt, die sich nicht auf kulturelle 
Inhalte und Prinzipien zur Begründung von Positionen beziehen, sondern 
auf Personen und Institutionen, die als Autoritäten ins Feld gefühn und die 
zur Stützung der eigenen Meinung zitiert werden. Bei den Autoritäten han­
delte es sich um wissenschaftliche oder kulturelleAutoritälen (Sybcl, Gneist, 
Bismarek ete.), wie das folgende Beispiel des linksliberalen Abgeordneten 
Leopold Rosenow zeigt" Wir sind der Meinung ... , daß das Dreiklassen­
wahlsystem, welches von hoher Seite aus einmal als das elendste aller Wahl­
systeme bezeichnet worden ist (von Bismarck, die Autoren) so schnell wie 
möglich beseitigt werden muß" (Rosenow 26.1.19(9). 

h. An achter Stelle folgt nun die Bezugnahme auf die Vorstellung der prin­
zipiellen Ungleichheit der Menschen, die in 6.9 % der Argumente verwen­
det wurde. Damit konnte sowohl gemeint sein, daß individuelle Personen 
grundsätzlich von herausragender Bedeutung und ungleich sind, aber auch 
daß bestimmte gesellschaftliche Gruppen prinzipiell ein Recht auf eine 
Privilegierung besitzen. Dies wird in den folgenden Ausführungen des Kon­
servativen Ernst von Heydebrand sehr deutlich: "Nichts in der weiten Welt, 
insbesondere in der menschlichen Gesellschlljt gibt es, was so wenig exi­
stien wie die Gleichheit. Da gibt es keine Gleichheit, sondern es gibl nur 
ein organisches Zusammenfassen von zusammengehörigen Mitgliedern, die 
der Beruf oder das Geschick oder die Tätigkeit oder etwas anderes , usam­
menflihrt" (Heydebrand 30.4. 19 18). 

i. Den neunten Deutungsrahmen bilden diejenigen Argumente, die den sech­
sten Rahmen, also Gleichheit nach Leistung ablehnen. Sie wurden in 5,5 % 
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der Fälle benutzt und bezweifeln die Behauptung, daß bestimmte leistun­
gen oder Verdienste einer Person oder einer Gruppe tatsächlich relevant für 
die Zuteilung politischer Teilhaberrechte sein können. So wird in dem fol­
genden Zitat des Sozialdemokraten Roben Leinert gerade die Rechtferti­
gung der Steuern als Basis für das Wahlrecht in Zweifel gezogen: "Ist es 
gerecht, daß ein Kriegswucherer hunden Kriegsteilnehmer niederstimmen 
kann? Nein, meine Herren, wir können nicht zugeben, daß die Leute, die 
sich heute das Pfund Gänsefleischfor 10 M kaufen können , fir das Land 
mehr tun als andere, die nicht in dieser glücklichen Lage sind, daß diese 
Leute in ihren Rechten ungerecht verkürzt würden, wenn sie ebenso viel 
Rechte hnben wie jeder andere" (Leinert, 15.02.1917). 

j. Der zehnte Deutungsrahmen, der nur in 2,6 % der Fälle benutzt wurde, 
lagert ähnlich wie die auf Gleichheit bezogenen Deutungsmuster wieder 
auf der Ebene allgemeiner und prinzipieller Werteprämissen. Hier sind alle 
die Argumeme versammelt, die die Voraussetzungen einer Wahlrechtsaus­
übung durch die Bürger thematisieren und letztendlich die Autonomie und 
Unabhängigkeit der Bürger behaupten oder zumindest als wünschens­
wert ansehen. Drei verschiedene Voraussetzungen wurden diskutiert: die 
Unabhängigkeit der Bürger in ihrer Entscheidung, ihre Fähigkeit, ihre in­
teressen zu erkennen und zu anikulieren und die Fähigkeit, das Allgemein­
wohl zu erkennen und sich dafür einzusetzen. Generell wird aJso behauptet, 
daß die Bürger als autonome Individuen fahig sind, ihre Interessen zu er­
kennen und Entscheidungen zu fallen, wie es in dem folgenden Zitat des 
Abgeordneten der polnischen Fraktion Wojciech Korfanty deutlich wird: 
"In meinen Augen heißt politische Bi/dung nichts anderes als das richtige 
Verständnis seiner eigenen Interessen. Meine Herren, und diese politische 
Bildung besitzt unser Volk, die besitzt der preußische Bürger; er besitzt das 
Verständnis seiner eigenen Interessen, und diese werden ihm auch diktie· 
ren, wie er seine Stimme abzugeben hat" (Korfanty 20.5.1912). 

k. Die genau gegentei lige Behauptung findet sich im elften und letzten 
Deutungsrahmen, der eben nicht davon ausgeht, daß die Menschen auto­
nom entscheidende Individuen sind und selbst am besten über ihre Interes­
sen Auskunft geben können. In diesem Deurungsmuster sind all die Argu­
mente versammelt, die behaupten, daß die Menschen prinzipiell nicht 
losgelöst von ihren sozialen Abhängigkeiten und Einbenungen behandelt 
werden können. Das folgende Zitat des Konservativen Freiherm Octavio 
von Zedlitz und Neukirch mag die Verwendung des Rahmens verdeutli­
chen: " Meine Herren, soll es etwa der Vernunft entsprechen, daß man den 
Massen, die an Eifahrnng und Uneil minder reif sind als die Minderheit, 
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die Entscheidung über dns Ergebnis der Wahl in die Hand legt ?" (Zcdlitz 

und Neukirch 11.2.1910). 

Nach dieser Beschreibung der einzelnen Deutungsmuster wollen wir im 
folgenden die Gesamtveneilung der Argumente und Deutungsmuster in den 
Blick nehmen und interpretieren. Die Debatten um das Wahlrecht entzün­
deten sich an einer der Kernfragen demokratischer politischer Ordnung: 
Sollen alle (männlichen) Bürger das gleiche Wahlrecht besitzen oder nicht? 
Unsere Auswertungen zeigen zum einen, daß die Debatte um eine Refonn 
des Wahlrechts nicht durch ein oder zwei ,,Master-Framcs" (Snow und 
Benford 1992) dominiert wurde, sondern durch eine Vielzahl unterschiedli­
cher Deutungsmuster, die zwar in unterschiedlicher Häufigkeit benutzt wur­
den, deren relatives Gewicht aber nicht so unterschiedlich war, wie man 
hätte erwarten können. Die Debatte war also nicht strukturiert durch eine 
politische Kultur, sondern durch ein Vielzahl heterogener Deutungen. Be­
trachtet man zweitens die Inhalte der Deutungsmuster genauer, dann zeigt 
sich, daß die Legitimationen ftir oder gegen ein gleiches Wahlrecht nur in 
begrenztem Maße aus allgemeinen und abstrakten Wert prinzipien deduziert 
wurden, sondern recht pragmatischen und zum Teil auch tautologischen 
Argumenten folgte. Diese Interpretation wollen wir im folgenden etwas 
genauer explizieren , indem wir die von den Abgeordneten verwendeten 
Deutungsmuster mlt den Legitimationen des gleichen Wahlrechts, wie sie 
in der Demokratietheorie zu finden sind, vergleichen. 

Die Legitimation eines gleichen Wahlrechts als eines der Grundprinzipien 
von Demokratien erfolgt ja nicht nur in öffentlichen Debatten, wie denen, 
die wir untersucht haben, sondern ist ein Thema der politischen Philosophie 
und der Demokratietheorie seit der griechischen Philosophie. Man erfährt 
etwas über die Qualität der von uns analysierten Debatten, wenn man die 
benutzen Argumente mlt denen vergleicht, die in der Demokratietheorie 
benutzt werden. Wir beziehen uns zur Rekonstruktion der demokratie­
theoretischenArgumentation auf dieArbeüen von Roben Dahl. Dahl (1989) 
hat einen der elaboriertesten Versuche die Grundprinzipien von Demokratie 
und deren Möglichkeiten der Institutionalisierung theoretisch zu begrün­

den. 

Dahl beschreibt Demokratie auf drei unterschiedlichen, argumentativ mit­
einander verbundenen Ebenen, die von einer theoretisch-abstrakten bis hin 
zu einer empirisch-konkreten Ebene reichen. Auf einer mluleren Ebene lo­
kalisiert er fünf Grundprinzipien, die für einen demokratischen Prozeß der 
WiJlensbildung konstitutiv sind. Diese ftinf Grundprinzipien eines demo-
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kratischen Prozesses erhalten ihre Legitimation durch den Verweis auf ab­
strakte Prämissen und sie werden spezifizien. durch die Angabe von institu­
tionellen Regeln der Implememation dieser Grundprinzipien. 

Folgende fünf Grundprinzipien, die einen demokratischen Prozeß auszeich­
nen, werden vOn Dahl (1989: 108 ff.) fannulie": a. alle erwachsenen Bür­
ger haben das Recht. Teil des Demos zu sein (Inclusion), b. alle Bürger 
haben die gleiche Chance, ihre Meinungen und Präferenzen zu anstehenden 
Entscheidungen zu äußem (effective participation), c. alle BUrgerhaben die 
g leiche Chance. sich zu infonnieren und damit ihre Interessen crst zu defi­
nieren (enlightened understanding), d. alle Bürger haben die Chance, die 
Themen, über die politisch entschieden wird, auch zu bestimmen (control 
of the agenda) und e. alle Bürger haben das Recht, mit gleichem Stimm­
recht über Entscheidungen abzustimmen (voting equality at the decisive 
stage). Das gleiche Wahlrecht, das im Zentrum unserer Analyse steht, läßt 
sich als eine Fonn der Insti tutionalisierung des fünften Prinzips interpretie­
ren und ist damit aus einem der Grundprinzipien eines demokratischen Pro­
zesses abgeleitet. 

Dahl bilanziert nun die Fülle an Argumenten, die zur Begründung der de­
mokratischen Grundprinzipien fonnuliert wurden; wir konzentrieren uns 
auf die Begründungen, die zur Legitimation des gleichen Wahlrechts von 
ihm fonnuliert werden. Dahl geht davon aus, daß sich das Prinzip des glei­
chen Wahlrechts auf zwei Prämissen bezieht: .,Because the choices are, of 
course, what we mean by voting, this criterion may be said 10 require voling 
equalityat the decisive stage. Obviously something like Ihis requirement 
has been an mainstay of dcmocratic theory and practice from classical Greece 
onward. But on what rational ground? !t's justification rests, I think., on the 
practical judgement that voting equality at the decisive stage is necessary in 
order to provide adequate protection for thc intrinsic equality of citizens 
and the Presumption of Personal Autonomy" (Dahl 1989: 109). 

Zwei allgemeine Annahmen liegen dem Prinzip des gleichen Wahlrechts 
also zugrunde: Die erste dieser Prämissen geht davon aus, daß die Men­
schen im Wesen gleich sind (intrinsic equality). Dieses Prinzip ist in der 
Theoriegeschichte sehr unterschiedlich begründet worden (Gleichheit vor 
GOIt; naturrentliche Gleichheit etc.). Die zweite Prämisse geht davon aus, 
daß die Menschen freie und autonome Wesen sind (personal autonomy). 
Autonomie jedes einzelnen Menschen bedeutet. daß jeder einzelne am be­
sten in der Lage ist, seine eigenen Interessen zu erkennen und darüber be­
stimmen zu können und dies nicht durch andere erfolgt. Diese beiden Prä-
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missen werden nicht nur von Dahl sondern von den meisten anderen 
Demokratietheoretikern als die basalen Grundwerte von Demokratie an­
gesehen: ,,Politische Freiheit und politische Gleichheit sind also diejenigen 
kulturellen Werte, ohne die ein Demos und damit auch die Demokratie nicht 
bestimmbar ist. Beide stellen demgemäß die normativen Prinzipien dar, die 
von vornherein mit akzeptiert werden mUssen. wenn man von einer Demo­
kratie als einem positivem Wert ausgeht. Nicht zufälligerweise begreifen fast 
alle prominenten Demokratietheoretiker der Modeme - wenn auch mit teil­
weise untersch.iedlichen Begründungen - das Postulat der "wechselseitigen 
Anerkennung als Freie und Gleiche" als das tragende Prinzip ih.rer Theorie­
entwürfe (Dworkin; Larmore; Habennas; Rawls)" (Fuchs 1998: 7). 

Wenn Gleichh.eit und personale Autonomie die Geltungsgründe für Demo­
kratie und damit für ein gleiches Wahlrecht sind, dann müßte sich die Kon­
troverse um Demokratie und ein gleiches Wahlrecht als eine Kontroverse 
um diese beiden Geilungsgründe manifestieren. In welchem Maße dies der 
Fall ist. sehen wir, wenn wir versuchen, die verschiedenen Deutungsmuster 
auf diese Prinzipien zu beziehen. Die Deutungsmuster ,,Prinzipielle Gleich­
heit". "Gleichheit nach Leistungen"; "Prinzipielle Ungleichheit" und .,Ab­
lehnung von Gleichheit nach Leistung und Verdienst" sind Rahmen, die das 
Prinzip der Gleichheit thematisieren. Der Wert der personalen Autonomie 
wird durch die beiden letzten Deutungsmuster thematisiert. Hier geht es 
ganz im Sinne Dahls um die Frage, ob "every aduh member of an association 
is suffieiently weil qualified, taken all around, to participate in making 
binding collective decisions, that affect his or her good or interests" (Dahl 
1989). Die vier Gleichheitsdeutungsmuster vereinigen auf sich zusammen 
34,7 %, das Deutungsmuster ,,Autonomie" 4,5 % der Argumente. Zusam­
men ergibt dies einen Betrag von 39,2 %. Dies aber bedeutet. daß sich nur 
ca. 40 % der Argumente in den preußischen Wahlrechtsdebatten auf die 
allgemeinen Prinzipien und Werte bezogen, die zur Begründung eines glei­
chen Wahlrechts laut demokratietheoretischer Lesan die eigentlichen Grund­
lagen der Legitimation liefern können. Umgekehrt formuliert : 60 % der 
Argumente zur Begründung einer Befürwortung oder Ablehnung eines glei­
chen Wahlrechts bezogen sich auf ganz andere Welle und Bezugspunkte, 
als abstrakte Welle, aus denen das Prinzip ,.one man, one vote" deduzierbar 
wäre. Die Funktionalität einer Wahlrechtsreform für Preußen, die Siche­
rung gesellschaftlicher Stabilität, der Verweis auf den Willen des Volkes, 
den gesellschaftlichen Wandel im ln- und Ausland und auf Autoritäten, bil­
den zusammen die Deutungsmuster, die die Mehrzahl der Argumente für 
sich verbuchen können. Die Legitimation einer Wahlrechtsrefonn wie die 
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der Ablehnung einer Refonn erfolgte also nicht dominant über Prinzipien, 
die man als die Grundprinzipien einer demokratischen Kultur beschreiben 
könnte, sondern über andere kullUrelle Werte und Ideen. 

Wir wollen zum Abschluß dieses Kapitels untersuchen, welche Deutungs­
muster von den Refonngegnern und welche von den ReformbefÜlWortem 
präferiert werden. Wir hatten ja zwischen Positionen zu einer Wahlrechts­
refonn und den Deutungen des Themas unterschieden. Neben einer separa­
ten Betrachtung der heiden Dimensionen können wir auch beide miteinan­
der in Beziehung setzen und danach fragen, welche Deutungen von den 
Befürwortem einer Refonn und welche von den Gegnern präferiert wur­
den. Wir betrachten die jeweils vier wichtigsten Deutungsmuster der bei den 
Lager.ll 

Die Befürworter eil1er Reform benutzten folgende Argumentationsmuster 
am häufigsten: 
a. "Prinzipielle Gleichheit": Die Menschen sind prinzipiell gleich und des­
wegen gebührt ihnen das gleiehe Wahlrecht (16,9 %). 
b. ,,Demos": Das Volk wünscht das gleiche Wahlrecht und deswegen ist es 
legitim, wenn es auch eingeführt wird (16.5 %). 

c. ,,Fortschritt": Der gesellschaftliche Wandel im In- und Ausland ist eine 
Entwicklung in Richtung Fortschritt und spricht auch in Preußen für ein 
gleiches Wahlrecht (14,2 %). 

d. ,.patriotismus": Es ist im Sinne Preußens und der Nation, wenn das glei­
che Wahlrecht eingeftihrt wird (13,7 %). 

Die Gegner einer Reform präferierten hingegen folgende vier Deutungs­
muster am häufigsten: 
a ,.patriotimus": Das gleiche Wahlrecht würde Preußen und der Nation scha­
den (l7,7 %). 

b. "Gleichheit nach Leistung": Die Menschen erbringen unterschiedliche 
Leistungen, dies macht sie ungleich und deswegen gebührt ihnen auch nicht 
das gleiche Wahlrecht (I5,7 %). 

c. "Prinzipielle Ungleichheit": Die Menschen sind prinzipiell ungleich und 
deswegen gebührt ihnen auch nicht das gleiche Wahlrecht (15.1 %). 
d. "Stabilität": Das gleiche Wahlrecht würde die Stabilität der Gesellschaft 
bedrohen (13,1%) 

25 Die anderen Deutungsmuster fal1~n in ihrer prozentualen Bedeutung deutlich gegenüber 
den ersten vier Mustern ao und werden deswegen hier nicht weit~r interpretiert. I 

I 
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Gegner und Befürworter der Wahlrechtsreform stehen sich in ihren 
präferierten Deutungen konträr gegenüber. Während die Refonnbefürworter 
die Gleichheit der Menschen und ihr Recht auf politische Beteiligung be­
tonten, lehnten die Refonngegner gerade diese Vorstellungen ab. Das Recht 
auf politische Partizipation wurde von ihnen von bestimmten Vorleistungen 
und einem bestimmten gesellschaftlichen Status abhängig gemacht. Der 
Gegensatz zwischen der Orientierung an Fortschritt und Wandel auf der 
einen Seite und der Orientierung an Stabilität auf der anderen Seite macht 
deutlich, daß die Refonngegner an der Bewahrung des status quo interes­
siert waren und dies nicht nur im Hinblick auf das Wahlrecht, sondern auch 
darüber hinaus die bestehenden gesellschaftlichen und politischen Verhält­
nisse als Wert schätzten. Ähnlich wie die politischen Eliten im Hinblick auf 
die Positionen zu einer Wahlrechtsrefonn gespalten waren, waren sie es 
auch im Hinblick auf die kulturellen Bestände, auf die sie sich bezogen. Sie 
bezogen sich nicht auf ein- und dieselben politischen Werte und Deutun­
gen, sondern auf unterschiedliche Ideen. Insofern dokumentieren die De­
batten um das Wahlrecht, daß die parlamentarischen Eliten nicht über eine 
gemeinsame politische Kultur verfügten. sondern daß unterschiedliche und 
sich widersprechende Ideen den kulturellen Horizont der Debatten bilde­
ten. Der Begriff der Kultur suggeriert meist einen für alle Akteure einheitli­
chen Horizont von Ideen und Werten. Die Wahlrechts debatten zeigen dage­
gen sehr deutlich die Ex.istenz eines Konflikts zwischen verschiedenen 
kulturellen Orientierungen. 

Interessant ist aber zugleich, daß beide Gruppen in relativ hohem Maße 
patriotische Argumente benutzt haben. Dies stützt die in der historischen 
Literatur gemachten Behauptungen von der großen Bedeutung des Natio­
nalismus im wilhelminischen Deutschland (Wehler 1995: 1067 - 1081; Dann 
1990). Dieser Eindruck wird sich im weiteren Verlauf der Analyse noch 
erhärten, wenn wir betrachten, welche Unterschiede zwischen verschiede­
nen Gruppen in der Benutzung bestimmter Argumente bestanden. Zusam­
menfassend kann man festhalten, daß Refonnbefürworter und -gegner sich 
durch die Verwendung spezifischer Argumentsyndrome auszeichneten, die 
sich in den prinzipiellen kul!urellen Orientierungen deutlich voneinander 
unterschieden, im gemeinsamen Bezug auf das Wohl der Nation aber ver­
eint waren. 

Zum Abschluß soll noch auf die Entwicklung der Deutungsmuster einge­
gangen werden . Diese wurden entlang der oben unterschiedenen vier Pha­
sen vorgenommen. Ein entscheidendes und erstaunliches Resultat dieser 
Betrachtung ist die Tatsache, daß kaum generelle Trends festzustellen sind. 



58 

Die einzige generelle Wandlung ist der starke Rückgang von Argumenten, 
die die Autonomie der Staatsbürger ansprechen und die Zunahme von Ar­
gumenten, die sich auf die Gleichheit der Bürger beziehen. Darüber hinaus 
läßt sich auch eine tendenzielle Zunahme von volks- und fortschritts­
orientierten sowie patriotischen Argumenten feststellen, die allerdings kei­
neswegs linear verläuft. Im Zeitverlauf ist besonders die zweilc Phase ( 1878 
- 1899) hervorz.uheben. die durch eine relativ stru-ke Orientierung an eher 
,,konservati ven" Werten gekennzeichnet ist und daher die skizzierten Eßt­
wicklungsIrends tendenziell bricht. Zusammenfassend kann also davon ge­
sprochen werden, daß e ine gewisse Entwicklung der kulturellen DeUiungs­
muster festgestellt werden kann, diese aber in ihrer Einbettung in historische 
Konstellationen und Ereignisse betrachtet werden muß. 
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4. Spannungs- und KonfliktIinien und die 
Artikulation von politischen Positionen und 
Deutungsmustern 

Unsere Analysen haben sich bis jetzt auf eine Beschreibung der Positionen 
und der benutzten Deutungsmuster konzentriert und die erklärende Frage, 
warum bestimmte Akteure bestimmte Positionen beziehen und spezifische 
Deutungsmuster verwenden, ausgeklammert. Diese Frage steht im Zentrum 
des folgenden vierten und zentralen Kapitels unserer Studie. 

Wir gehen von der allgemeinen Annahme aus, daß die Wahlrechtsreform­
debatten im preußischen Abgeordnetenhaus keine sozial kontexllosen Ver­
anstaltungen waren, sondern eingebunden waren in die Konkurrenz zwi­
schen den verschiedenen Abgeordneten und ihren politi schen Paneien um 
Wählerstimmen und die Maeht. Wir vermuten, daß es einen ursächlichen 
Zusammenhang zwischen Interessen und Ideen gibt: Akteure beziehen be­
stimmte normative Positionen und verwenden bestimmte Deutungsmuster 
zur Stützung dieser Positionen, weil diese ihren Interessen entsprechen und 
sie durch die öffentliche Artikulation von Positionen und Deutungen ihre 
spezifischen Interessen durchsetzen wollen.26 Wir spezifizieren diesen all­
gemein vermuteten Zusammenhang zwischen Interessen und Ideen durch 
Bezugnahme auf die Theorie gesellschaftlicher Spannungs- und Konflikt­
linien (LipsellRokkan 1967). Diese geht davon aus, daß Venreter im Parla­
ment abhängig sind von der Klientel, die sie in das Parlament gewählt hat. 
Die Wählerschaft wiederum ist durch sozialslnlkturelle Merkmale gekenn­
zeichnet. Geht man mit der Theorie gesellschaftlicher Spannungslinien davon 
aus, daß das Elektorat ein nach Spannungslinien strukturiertes Elektorat 
darstellt , dann lassen sich die Abgeordneten als Repräsentanten unterschied­
licher Bevö lkerungssegmente interpretieren. 

26 Damit ist nicht impl izien, daß bestimmte Interes5en bestimmte Positionen • .kausal verur· 
sachen-. Interessen sind selbst schon kulturell aedcutet und haben daher eine An von 
Wahlverwandl5ch.aftsverbitlnislu bestimmten kulturel1en Werten. 
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Wir erläutern in einem ersten Schritt die Theorie gesellschaftlicher Span­
nungs- und Konfliktlinien und beziehen das allgemeine Konzept gesellschaft­
licher Konruktlinien auf den empirischen Fall Preußen (4.1); wir fragen 
dann, inwieweit die sozialen Gruppen, die die Pole der Spannungslinien 
bildeten. in ihren Interessenslagen durch eine Reform des Dreiklassenwahl­
rechts tangiert worden wären (4.2). Wir untersuchen im nächsten Schritt, in 
welchem Maße die einzelnen Abgeordneten (4.3) und ihre Parteien (4.4) als 
Repräsentanten der verschiedenen Spannungslinien interpretiert werden 
können und in welchem Maße sie die theoretisch erwaneten Positionen zum 
Wahlrecht auch tatsächlich eingenommen haben. Schließlich gehen wir der 
Frage nach, ob sich auch die Verwendung der Deutungsmuster der einzel­
nen Abgeordneten (4.5) und der Paneien (4.6.) auf die Konfliktlinienstruktur 
ursächlich beziehen läßt. 

4.1. Das Konzept gesellschaftlicher Spannungs. und Kon. 
fliktlinien und die Spannungslinien in Preußen 

Zur Spezifizierung der Interessenlagen der Abgeordneten greifen wir auf 
die Theorie gesellschaftlicher Spannungs- und Konfliktlinien zurück.n Ver­
treter im Parlament sind abhängig von der Klientel, die sie in das Parlament 
gewählt haben. Die Wählerschaft wiederum ist durch sozialstrukturelle 
Merkmale gekennzeichnet. Geht man mit der Theorie gesellschaftlicher 
Spannungslinien davon aus, daß das Elektorat ein nach Spannungslinien 
strukturiertes Elektorat dars tellt, dann lassen sich die Abgeordneten als Re­
präsentanten unterschiedlicher, fonnierter Interessenssegmente interpretie­
ren. Unterstellt man weiterhin im Anschluß an die ökonomische Theorie 
der Demokratie, wie sie von Anthony Downs (1968) form uliert wurde, daß 
Abgeordnete darum bemüht sind, ihre Machtposition zu erhalten bzw. zu 
erweitern, dann können sie dies aJs gewähl!e Vertreter nur, wenn sie die 
Interessen ihrer Wählerklientel berücksichligen. Die Positionen und Deu­
tungen, die sie in der parlamentarischen Debatte äußern. aber auch der Wech­
sel der Argumentationen müßten entsprechend auf die Interessenlagen bzw. 
auf die veränderten Interessenlagen des jeweiligen Wählersegments zurück-

27 Fram Urban Pappi (198') macht die sinnvolle Unterscheidung zwischen Spannungs- und 
Konfliktlinie. Konfllktlinie meint den manifesten Konflikt. der sich in unserem Fall an 
den Argumenten und Positionen zeigt, Spannungslinie bezeichnet hingegen die Latenz 
von Konfliktlinien. Es bedarf Akteure, die Spannunvlinien anl!lßlich eines Themas oder 
einer Problemstellung in Konfllktlinien transformieren. 
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zufUhren sein. Allerdings setzen sich diese sozialen StruklUren nicht unmit­
telbar in politisches Verhalten um, sondern erst wenn sie mi! kulturellen 
Sinnbczügen aufgeladen sind (Rohe 1992: Pappi 1977; HeathlJowelVCurtice 
1985). Nicht erst auf der Ebene des Abgeordneten findet sich also die kultu­
relle Begründung und Interpretation von Interessen, sondern schon auf der 
sozial strukturellen Ebene. Die soziale Basis der Parteien bilden eben nicht 
unterinterprelierte Bevölkerungssegmente . so nde rn soziokulturell 
konstitutierte Milieus (Lepsius 1973). 

Wir spezifizieren diesen allgemeinen Zusammenhang zwischen der Sozial­
struktur einer Gesellschaft, der Formierung von Imeressensgegnerschaflen 
zwischen verschiedenen Bevölkerungssegmenten, der Repräsentanz dieser 
Gegnerschaften in den gewählten Körperschaften und dem Argumentations­
verhalten der Abgeordneten. indem wir auf das Modell gesellschaftlicher 
Spannungs- und Konfliktlinien von Stein Rokkan und Seymour Martin Lipset 
zurückgreifen (Lipset und Rokkan 1967). Lipset und Rokkan betrachten 
zum einen die Staatsbildung und zum anderen die Industrialisierung als die 
beiden wichtigsten Modemisierungsprozesse. Im Zusammenhang mit die­
sen beiden historischen Prozessen können jeweils zwei gesellschaftliche 
Spannungslinien hervorgerufen werden. 

Erstens kommt es im Prozeß der Staatsbildung häufig zur territorialen Inte­
gration von Regionen in das Staatsgebiet. die ethnisch. kulturell oder in 
anderer Hinsicht deutlich von der dominanten Kultur eines Staates unter­
schieden sein können. Aus einem solchen Prozeß kann eine relativ dauer­
hafte Spannungslinie zwischen der dominanten und der "eingemeindeten" 
Kultur entstehen, wie wir dies z. B. in den keltischen Kulturen Großbritan­
niens oder in Belgien feststellen können (Hechter 1975; Zolberg 1974). Wir 
bezeichnen diesen möglichen Konflikt als territoriale Spannungslinie. Zwei­
tens dehnt der Staat im Prozeß der Staatsbildung seine Funktionen über 
immer weitere Bereiche der Gesellschaft aus und nivelliert dabei altherge­
brachte Rechte und Privilegien. Dies bringt ihn vor allem in einen Konflikt 
mit den Kirchen. So finden sich in Europa in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts in fast allen Ländern mit katholischer Bevölkerung Konflikte 
zwischen dem Staat und der katholischen Kirche, da der Staat bestimmte 
Rechte und Privilegien der Kirche einzuschränken drohte (Lönne 1986). 
Wir bezeichnen diesen potentiellen Konflikt als religiöse Spannungslinie. 

Der Prozeß der Industrialisierung vennag zwei weitere Spannungslinien zu 
produzieren. Im Zuge der Industrialisierung kommt es zu einer Entgegen­
setzung von agrarischen und industriellen Interessengruppen. Nicht nur. daß 
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die agrarischen Interessen durch die Industrialisierung in vielfaltiger Hin­
sicht betroffen werden (Landflucht, steigende Löhne für Landarbeiter, sin­
kende Preise aufgrund von verbesserten Transportmöglichkeiten), vor allem 
werden auch die bisherigen Führungsansprüehe der agrarischen Elite zu­
nehmend in Frage gestellt, so daß sich zwischen diesen Sektoren eine 
seklOrale Spannungslinie herausbilden kann. 

Schließlich kommt es im Verlauf der Industrialisierung auch zur Herausbil ­
dung eines Gegensatzes zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, da im­
mer mehr Menschen zu Lohnarbeitern werden und sich ihre Interessen zu­
mindest teilweise im Gegensatz zu den Interessen der Arbeitgeber befinden; 
dies fUhrt zur Ausbildung einer klassenspezijischen Spannungslinie. Vor dem 
Hintergrund dieser allgemeinen Typologie von Lipset und Rokkan lassen sich 
die gesellschaftlichen Spannungslinien in Preußen genaucr spezifizieren. 

Beginnen wir dabei mit der terri torialen Spannungs linie. Für Preußen wa­
ren zwei Gegensätze relevant. Erstens der Gegensatz zwischen westeibisehen 
und ostelbischen Gebieten und zweitens der Gegensatz zwischen der domi­
nanten deutschen Nation und der polnischen, nationalen Minorität.21 Der 
Gegensatz zwischen ost- und westelbischen Gebieten hat zwei Ursachen. 
Zum einen existierte eine jahrhundenealte Trennung zwischen den Gebie­
ten östlich und westlich der EIbe hinsichtlich ihrer agrarischen Sozial- und 
Herrschaftsverhältnisse. Fand sich westlich der Eibe das Gebiet der Grund­
herrschaft, so findet man vor allem östlk h der Eibe das Gebiet der Guts­
herrschaft (Möller 1983; Reif 1991 ; Kocka 1990). Es ist relativ plausibel 
anzunehmen, daß ein solcher fundamentaler Unterschied in den agrarischen 
Verhältnissen auch die Spätere politische Kultur dieser Regionen geprägt 
hat.

29 
Zum anderen ist darauf hinzuwei sen, daß der größte Teil der west-

28 Neben der polnischen Minorität gab es lMXh einige andere nationale bzw. ethnische Min­
derbeiten in Preußen (Dänen, Litauer, Masuten und Sorben). Lediglich die dänische Min­
derheit besaß auch politische Vertreler im Abgeordnctenhaus. Die~e haben sich in den 
Wahlrechlsdebatlen aber niChl zu Wort gemeldet, so daß wir hier lediglich die SilUation 
der polnischen Minderheit belnlchten. 

29 Dies wird auch durch die Ergebnisse von Heinrich 8eSl nahegelegt. der die Abgeordneten 
zur Frankfunet" Nationalversammlung von 1848 eill("T eingehenden Analyse unlerzogen 
hat Er kann erstens zeigen, daßdie norddeutschen und rheinischen Abgeordneten nichl in 
ein gemeinsames Netzwerk mit den altpreußischen Abgeordneten eingebunden waren (BeSl 
1990: 236 - 237) und zweitens, daß die Wa.hlregion eines Abgeordneten ein ganz erhebli ­
ches Gewicht ruf die Er:k.lllnln& seiner politischen Orientierung hane (BeSt 1990: 433 -
438). Diese Ergebnisse sprechen dafilr. auc.h in unserer Unlersuchung die regionale 
Spannungslinie zu berticks.ichti&en. 
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elbischen preußischen Besitzungen deutlich später zu Preußen gekommen 
ist als die ostelbischen Gebiete und insofern nicht zu den ,.altpreußischen 
Kerngebieten" zäh lte. Dies gilt vor allem fli r die Provinzen Hannover und 
Schleswig-Holstein, die erst seit 1866 zu Preußen gehönen, gi lt aber auch 
für die überwiegend seit 1815 zu Preußen gehörenden Provinzen Westfa­
len, Rheinland und Sachsen (Köbler 1995). Dies könnte dazu geführt ha­
ben, daß Abgeordnete aus diesen Gegenden eine geringere Loyali tät gegen­
über dem preußi schen Staat entwickelt haben.)O Aus diesen Gründen werden 
wir in unserer Untersuchung eine regionale Dimension berücksichtigen und 
betrachten, ob sich Unterschiede zwischen west- und ostelbischen Abge­
ordneten zeigen. 

Die Spannungslinie zwischen deutscher und polnischer Kultur bildete einen 
zweiten territorialen Gegensatz. Von den insgesamt 35,4 Millionen Einwoh· 
nem Preußens waren im Jahre 19103,7 Millionen Polen (Wehler 1995: 96 1). 
Um 191 0 gehöne also immerhinjeder zehnte Preuße der polnischen Natio­
nalität an. Besonders seit Gründung des deutschen Kaiserreichs wurden 
verstärkt Repressions- und Germanisierungsmaßnahmen gegenüber den 
Polen vorgenommen, so daß die nationalen Unterschiede von einer gesell­
schaft1ichen Spannungslinie in eine Konfliktlinie transformiert wurden. Nicht 
nur die Verwendung der polni schen Sprache in Schulen und politischen 
Vereinen wurde zunehmend erschwert, von Seiten nationalistischer Verbände 
und der preußischen Regierung wurde sogar versucht, in den mehrheitlich 
polnisch besiedelten Gebieten flir eine Ansiedlung von Deutschen zu sor­
gen und dies auch mit Zwangsmaßnahmen zu unterstützen (Nipperdey 1992: 
274 - 275). Aus diesen skizzenhaften Ausführungen wird deutlich, daß die 
polnische Bcvölkerungsgruppe in einem realen Gegensatz zur herrschen­
den Politik in Preußen stand und sie allen Grund haue, für politische Refor­
men einzutreten. 

Wenden wir uns dem konfessionellen Gegensatz zu. lm Königreich Preu­
ßen war die Verteilung der Bevölkerung auf die verschiedenen Religions­
gemeinschaften 1871 wie folgt: ca. 65 % evangelische Christen und 33,5 % 
römi sch-katholische Christen. Schwerpunkte der katholischen Bevölkerung 
lagen in Hohenzollern (96 %), im Rheinland (73 %), in Posen (64 %), West­
falen (53 %), Schlesien (5 1 %) und Westpreußen (49 %) (Hohorst, Kocka, 

30 AngcsiehtsderTalSaChe. daß in Hanoovet"relaliv kontinwerlicheine welfische Panei exi­
stierte, kann diese Vermulungnicht als unbegründet betrnChtel werden (Wehlet" 1995: 946). 
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Riner 1975: 54). In deo östlichen Provinzen war der konfessionelle Gegen­
satz noch durch den nationalen Gegensatz überlagert. da hier die meisten 
Katholiken zur polnischen Bevölkerungsgruppe gehörten. Vor allem im 
Rheinland und in Westfalen, die mehrheitlich erst seit 1815 zum preußi­
schen Staat gehönen, entzündeten sich Konflikte zwischen der katholischen 
Bevölkerungsmehrheit dieser Provinzen und der protestantisch geprägten 
preußischen Regierung. Diese Konflikte entzündeten sich schon in der Zeit 
des Vonnärz an der Frage der Mischehen (Hardtwig 1985: 169 - 170) und 
verschärften sich dann in den fünfziger Jahren noch, als von Seiten der preu· 
ßischen Regierung die Tätigkeit der Jesuiten eingeschränkt wurde. Der 
Konflikt zwischen Regierung und katholischer Bevölkerung wurde darüber 
hinaus noch verstärkt durch eine seit der Mitte des 19. Jahrhunderts an­
schwe Uende, gut organisiene, katholische Volksfrommigkeit (Sperber 1984; 
Blackboum 1993). Allerdings bildeten die Entwicklungen bis in die sechziger 
Jahre hinein nur eine An von Vorgeplänkel für die Entstehung des konfes­
sionellen Gegensatzes im Kulturkampf der 1870er Jahre. Gegen Ende der 
sechziger Jahre war die konfessionelle Frage zeitweilig so irrelevant, daß 
sich die Zentrumsfraktion im Abgeordnetenhaus sogar auflöste. Erst mit 
Beginn des Kulturkampfes seit Beginn der siebziger Jahre gewann der kon­
fessionelle Gegensatz wieder an Schärfe und Stabilität. Die preußische Re­
gierung erließ zahlreiche Gesetze, die die Schulaufsicht der katholischen 
Kirche einschränkte. die die Priester unter staatliche Aufsicht stellten, der 
Kirche zusätzliche Rechte nahmen und vor allem zur Disziplinierung rebel· 
lischer PriesterfUhrten (Hofmann 1993: 101 ). DieseAuseinandersetzungen 
fUhnen dann zur Stärkung der Zentrumspartei , die vor allem in den siebzi­
ger und frühen achtziger Jahren nahezu ein Vienel aller Wählerstimmen bei 
den Reichstagswahlen erhielt. Die konfessionelle Spannungslinie ist damit 
relativ dauerhaft im politischen Leben Deutschlands institutionalisien wor­
den (Schmitt 1989). 

Die größten Veränderungen in den Spannungslinien der preußischen Gesell­
schaft haben sich bei den sozioökonomischen Gegensätzen ergeben. Arbeite­
ten 1867 noch 51,5 % der Bevölkerung in Deutschland im primären Sektor, 
so lag dieser Anteil im Jahr 1913 lediglich bei 34.5 % (Nipperdey 1992: 269). 
Bis in das späte 19. Jahrhunden hinein war die Situation dcrdeutschen Land­
wirtschaft relativ unbedrängt. Erst seit den siebziger Jahren des 19. Jahrhun­
dens wurden diedeutschenAgrarproduzenten durch preiswertes Importgetreide 
unter Druck gesetzt. Ab den neunziger Jahren gilt dies dann auch fLirdi e Pro­
duzenten tierischer Lebensmittel. Auf diese Krise reagierte die Landwirtschaft 
mit zunehmender Organisation in Genossenschaften, vor allem aber in Ver-
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bänden, wobei der Bund der Landwirte - gegründet 1893 - (vgL Puhle 1966) 
eine herausragende Rolle einnahm. Dieser hane in der Folgezeit versucht. die 
landwinschaftlichen Interessen zu bündeln und in die Politik umzusetzen. Im 
deutsehen Kaiserreich wurde auf diese Art und Weise der sektorale Gegen­
satz wirkungsvoll institutionalisert. Dissens besteht in der Forschung noch 
ilbcrdie Frage. inwieweit der BdL in erster Linie die Interessen der ostelbischen 
Großgrundbesitzer vertreten hat oder auch in allgemeinerer Hinsicht agrari­
scher Inleressenvertreter war (Puhle 1966; Hunt 1974; Eley 1993). Generell 
wird man aber davon sprechen können, daß die Politik des BdL. aber auch der 
christlichen Bauemvereine- vor allem den agrarischen Besitzklassen genutzt 
hatte (Wehler 1995: 829). Die Interessen von Klein- und Kleinstbauern sowie 
ländlichen Arbeitnehmern wurden nur ansatzweise durch Verbände und Par­

teien vertreten. 

Im Zuge des Industrialisierungsprozesses bildete sich aber nicht nur eine 
sektorale Spannungslinie heraus, sondern auch eine Spannungslinie zwi­
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Betrachtet man nur die Entwick­
lung in der Industrie, so stieg von 1875 bis 1907 der Anteil der Arbeiter von 
56.5 % aller Beschäftigten in diesem Sektor in Preußen auf 77.6 %. wäh­
rend der Anteil der Selbständigen in diesem Bereich von 41 .8 % auf 16.2 % 
fiel (Hohorst, Kocka, Ritter 1975: 70). Eine deutliche Polarisierung der B~ 
schäftigten in Arbeiter und Arbeitgeber war die Folge. Während die deut­
schen Industriearbeiter im internationalen Vergleich in ihrem Wohlstand 
durchaus verhältnismäßig gut abschnitten (Wehler 1995: 776 - 777). so war 
doch insgesamt die Situation der Arbeiterschaft durch eine prekäre Lage 
gekennzeichnet, da die Arbeiter den größten Teil ihres Einkommens filr ele­
mentare Konsumausgaben verwenden mußten und darüber hinaus kaum spa­
ren konnten (Nipperdey 1992: 312). Hinzu kommt, daß die neu entstandene 
Arbeiterbcvölkerung aufgrund ihrer hohen Konzentration in Fabriken und 
Städten bessere Organisationsmöglichkeiten als z. B. die ländliche Arbei­
terschaft besaß. Diese Möglichkeiten wurden in Deutschland schon sehr 
früh in kollel.."tiven Protest und gewerkschaftliche Organisierung umgesetzt, 
um die Lebensbedingungen der Arbeiterschaft zu verbessern (Kocka 1983: 
154 _ 198). Auf diese Weise wurde der Gegensatz von Arbcit und Kapital 
institutionalisiert und setzte sich mit der frilhen Grilndung der sozialdemo­
kratischen Parteien dann auch in der Politik fort. Den oben schon angeruhr­
ten freien und christlichen Gewerkschaften, neben denen noch kleinere libe­
rale und nationale Gewerkschaftsverbände existierten, stand in Preußen vor 
allem der schwerindustrieIl geprägte CVDI und die seit 1902 zunehmend 
besser organisierten Arbeitgeberverbände gegenüber (Ullmann 1981). 
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Auf der Basis der aus den verschiedenen Handbüchern erhobenen Daten 
haben wir die verschiedenen Spannungs linien folgendermaßen operotio­
nalisiert. Die terri toriale Spannungslinie haben wir in zweierlei Hinsicht 
gemessen. Erstens unterscheiden wir zwischen den Regionen des preußi­
schen Staatsgebiets, die westlich und ösllich der Eibe lagen3L• Zweitens uno 
terscheiden wir zwischen denjenigen Wahlkreisen, in denen die polnische 
Bevölkerung in der Minderheit und in denen sie eine Mehrheit steilie. Ähn­
lich messen wir den konfessionellen Gegensatz. Auch hier haben wir zur 
Vereinfachung der Analyse eine dichotome Variable gebildet, d ie uns an­
gibt, ob die katholische Bevölkerung im Wahlkreis in der Mehrheit oder in 
der Minderheit war. 

Die Spannungslinien zwischen den beiden winschaftlichen Sektoren haben 
wir etwas anders bestimmt. Zur Bestimmung der sektoralen Spannungs· 
linie haben wir eine Marke von 20 % in der Landwinschaft Beschäftigten 
als Grenze zwischen den beiden Gruppen festgelegt. Zur Bestimmung der 
Klassenspannungslinie haben wir eine Variable gebi ldet. die uns annähe· 
rungsweise Infonnation darüber gibt, ob ein Sprecher eher von den weniger 
wohlhabenden Bevölkerungsgruppen seines Wahlkreises Unterstützung er­
fahren hat oder nicht. Wir haben diejenigen Abgeordneten besonders her· 
ausgehoben, deren Panei in ihrem Heimatwahlkreis zwar in der dritten und 
zweiten Wahlableilung die stärkste Panei war, nicht aber in der ersten Wahl· 
ableilung. Diese Abgeordneten sind ganz offensichtlich eher von ökono­
misch schlechter gestellten Wählern unterstützt worden (vgl Rössel 1999: 
236 - 237). Dieser Indikator kann natürlich nur ein Hilfsmittel sein, da wir 
die gen aue Unterstützung für die jeweiligen Kandidaten in bestimmten Be· 
völkerungsgruppen nicht rekonstruieren kö nnen. Das folgende Schaubild 
faßt die Operationalisierungen der verschiedenen Spannungslinien zusam· 
men. 

31 Die Unterseheidung zwischen Ost- und Westelbien wird hier allerdings etwas ungenau 
benutzt. So wurde das eigemlich oslelbi l'Che Schleswig-Holsle in zur Region Westelbien 
gezähl!, die wC$telbischen Teile Brandenburgs zu Ostelbien und Sachsen-Anhalt wurde 
gänzlich zu der westelbischen Region gerechnet. Die Begriffe Wut- und Ostclbien wer· 
den nu.r als Symbole für die im Tut erllulenen strukturellen DilTercnun zwischen den 
he iden GroBrcgiOllen verwendet. 
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Schaubild 4.1 .1: Spannungslinien in P« uße n u nd deren Operatlo­

nalisierung 

Spa nnungslinie 

Territorial 

Religiös 

Sektoral 

Klassen 

Va ria ble und 
Ausprägung 

Region 
o 

Polen 
o 

Katholik 
o 

Landwin 

o 

Klasse 

o 

E rläuterung 

Osten und Westen des Staatsgebietes 
Wahlkreis in Ostelbien 
Wahlkreis in Westelbien 

Anteil der polnischen Minderheit 
Polen in der Minderheit im Wahlkreis 
Polen in der Mehrheit im Wahlkreis 

Anteil der Katholiken 
Katholiken in der Minderheit im 
Wahlkreis 
Katholiken in der Mehrheit im 
Wahlkreis 

Anteil der in der 
Landwin.Beschäjtigten 
Anteil unter 20% im Wahlkreis 
Anteil mindestens 20 % im Wahlkreis 

Unterstützung durch Wahl­
abteilungen 
Unterstützung nur durch 2. und 3. 
Abteilung 
Andere Kombinationen 
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4.2 Interessenlagen in der Debatte um das Wahlrecht als 
Bedingung für die Transformation von Spannungslinien in 
Konfliktlinien 

Die Ausführungen des letzten Kapitels sollten verdeutlicht haben, daß alle 
von Lipscl und Rokkan beschriebenen Spannungslinien auch durchaus in 
der preußischen Gesellschaft anzutreffen waren. Spannungslinien bilden eine 
latente Struktur der Bearbeitung unterschiedlicher Themen und Konflikte. 
Ob Spannungslinien aber in Konfliktlinien - vom Status der Latenz in den 
des Manifesten - transformiert werden. hängt entscheidet davon ab, ob und 
wie e in Thema die Intcressenlagen der Konfliktpancien tangiert oder nicht. 
Nicht jedes Thema berührt alle Spannungslinien gleichermaßen und wird 
entsprechend auch nicht alle Konfliktparteien mobilisieren. Will man Hy­
pothesen darüber fo rmuli eren , in welcher Weise die Positionen zur 
Wahlrechtsrefonn und die Verwendung von Deutungsmustem durch die 
Konfliktlinien geprägt wurden, dann muß man im nächsten Schrill spezifi­
zieren, waru m eine Wahlrechtsrefonn bzw. die Beibehaltung des Dreiklas­
senwahlrechts welche Interessen welcher Spannungslinie wie (positiv, ne­
gativ oder überhaupt nicht) tangiert hat. 
a. Im Hinblick auf die regionale Konfliktlinie entlang des Gegensatzes 
Ostelbien/Westelbien gilt, daß eine Veränderung der Wahlkrciseinteilung, die 
in der Wahlrechtsrefonn auch diskutiert wurde, weniger aber die Frage eines 
gleichen/ungleichen Wah1rcchts die Interessen der heiden Konfliktparteien 
tangiert hätte. Die Zusctmeidung der preußischen Landtagswahlkreise brachte 
eine gewisse Benachteiligung fUr die Bevölkerung in Westelbien mit sich. Da 
agrarische Wahlkrei se eine sehr viel geringerc Bevölkerung aufwiesen als 
industrialisierte Wahlkreise, benötigten die letzteren eine sehr viel größere 
Zahl von Wählern, um einen Abgeordneten ins Parlament zu entsenden. Dies 
bedeutet letztlich, daß agrarische Wahlkreise überrepräsentiert waren. Da 
aber Westelbien stärker industrialisiert war als Ostelbien , war im preußi­
schen Abgeordnetenhaus die dominaßle preußische politische Kultur stär­
ker repräsentiert als die politische Kultur der im 19. Jahrhundert erst von 
Preußen annektierten Gebiete in Westdeutschland. Eine Wahlreform, so­
weit sie auch eine Änderung der Wahlkreise miteingeschlossen hätte, hätte 
den westelbischen Gruppen einen Einflußzuwachs gegeben. Allerdings ist 
dieser Effekt nicht von der Gleichheit des Wahlrechts abhängig. Insofern 
vermuten wir. daß die Konfliktlinie zwischen West- und Ostelbien eher 
schwach durch die Frage der Wahlrechtsreform tangiert wurde. 
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b. Eindeutiger ist eine Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts mit dem In­
teressengegensatz zwischen Polen und Deutschen verbunden. Erstens wur­
de die polnische Bevölkerung durch das aktive Eingreifen und die offene 
Manipulation der preußischen Verwaltung bei den Wahlen zum Abgeordne­
tenhaus benachteiligt (Kühne 1 994a: 80 - 81). Zweitens haue die polnische 
Bevölkerung Preußens seit den 1870er Jahren in zunehmendem Maße unter 
Repressalien zu leiden. Nicht nur, daß die Verwendung der polnischen Spra­
che in den Schulen. Kirchen und Vereinen immer stärker zurück.gedrängt 
wurde. Dazu kam, daß der preußische Staat eine aktive Germanisierungs­
politik betrieb, die die Ansiedlung von polnischen Staatsbürgern erschwer­
te und sogar die Enteignung von polnischem Großgrundbesitz vorsah (Wehler 
1995: 963, 968). Eine Refonn hin zum gleichen Wahlrecht hätte im Abge­
ordnetenhaus diejenigen Kräfte gestärkt, die für gewöhnlich gegen die anti­
polnischen Maßnahmen stimmten, also Linksliberale, Zentturn und vor allem 
die Sozialdemokraten. Dies hätte auch den Wahlmanipulationen der Ver­
waltung in stärkerem Maße einen Riegel vorschieben können. Insofern ver­
muten wir, daß die Frage einer Wahlrechtsrefonn den Interessengegensatz 
zwischen Polen und Deutschen in einem starken Maße tangiert hat. 

c. Wenden wir uns dem konfessionel1en Gegensatz zu. Bei den Wahlen zum 
preußischen Abgeordnetenhaus war der katholische Bevölkerungsteil nicht 
benachteiligt. Wahrscheinlich hätte er bei einer Refonn der Wahlk.reise so­
gar mit gewissen Einbußen rechnen müssen, da die katholi sche Bevölke­
rung häufig in agrarischen und damit kleineren Wahlbezirken lebte. Aller­
dings waren die Katholiken in hohem Maße innerhalb der preußischen 
Verwaltung benachteiligt. So war beispielsweise im preußischen Justizmi­
nisterium der einzige angestellte Katholik ein Botenjunge (Wehler 1995: 
1027). Eine stärkere Demokratisierung Preußens durch ein verändertes 
Wahlrecht hätte mit hoher Wahrscheinlichkeit auch die preußische Verwal­
tung für bisher ausgeschlossene Bevölkerungsgruppen offener gemacht. 
Umgekehrt gilt aber, daß ein gleiches Wahlrecht möglicherweise eine anti­
klerikale Mehrheit aus Liberalen und Sozialdemokraten hervorgebracht hätte, 
was die Interessen der Katholiken negativ tangiert hätte. Man darf hier al­
lerdings nicht vergessen, daß für bestimmte Gruppen innerhalb des Katho­
lizismus, vor allem die katholische Arbeiterschaft und das katholische Bür­
gertum auch die nun folge nden sozioökonomischen Interessen lagen 
zutreffen, die sie eher für eine positive Einstellung gegenüber einer Reform 
prädisponierten (Lath 1991 ). Es zeigt sich also. daß die Interessenlage der 
Katholiken gegenüber der Wahlrefonn nicht e indeutig war, weil mehrere 
Interessen in unterschiedlicher Richtung tangiert wurden, die im Resultat 
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zu einer Neutralisierung oder zu einer internen Diversifizierung gefiihn haben 
mögen, so unsere Hypothese. 

d. Betrachten wir nun die sektorale Konfliktlinie. Die nichtagrarischen Be­
völkerungsgruppen waren in vielerlei Hinsicht benachteiligt. Nicht nur, daß 
die nichtagrarischen Abgeordneten sehr viel mehr Stimmen brauchten. um 
einen Sitz. zu erringen. die adlig-agrarischen Gruppen waren auch in den 
Spitzen der preußischen Verwahung weit überrepräsentiert (Wehler 1995: 
817 - 8 19). Nicht nur in der politischen, auch in der ökonomischen Dimen­
sion war der agrarische Sektor in Preußen bevorzugt. Das preußische Steu­
ersystern war sehr deutlich zugunslen des agrarischen Sektors gestaltet (Will 
1973; Witt 1970; 5 1; Hallerbcrg 1996) und die rechtliche Gestaltung der 
ländlichen Arbeitsverfassung war zugunsten der ländlichen Grundeigenlü, 
mer geordnet (Vormbaum 1980), so daß die fuhrenden ländlichen Gruppen 
einen deutlichen Vortei.1 aus ihrer politischen Überrepräsentation ziehen 
konnten. Dementsprechend hätten auch die gewerblichen und kaufmänni· 
sehen Eliten durchaus einen Votteil in der Veränderung des Wahlrechts se· 
hen können. 

e. Auch die Arbeiter waren gegenüber den Arbeitgebern in Preußen deutlich 
benachteiligt. Ihre Stimmen zählten aufgrund des Dreiklassenwahlrechts 
weniger, was ihnen auch einen geringeren Einfluß auf die für die Gesamt· 
verhältnisse des deutschen Reiches entscheidende preußische Politik gab. 
So kam es denn auch in Prcußen·Deutschland zu Beginn des Jahrhundetts 
nicht zu einer ähnlich progressiven Reform der Sozialpolitik wie sie in Groß· 
britannien zu dieser Zeit stattfand (B lackboumlEley 1980), konnte die Ko· 
alitionsfreiheit der Arbeitnehmer immer wieder durch die parlamentarisch 
kaum kontrollierten Gerichte und die Verwaltung in drastischem MaBc ein· 
geschränkt werden (Saul 1974: 227 - 262) und es konnte eine Steuerpolitik 
durchgeführt werden, die mit hohen indirekten Steuern vor allem die gering 
verdienenden Arbeitnehmer belastete (Witt 1970: 52). ZusammengefaßI 
hätten also gerade die Arbeitnehmer von einer Veränderung des preußischen 
Wahlrechts sowohl in politischer als aueh in ökonomischer Hinsicht profi· 
tieren können. 

Bilanzieren wir unsere Hypothesen: Wir vermuten, daß eine Wahlrechts· 
reform im hohen Maße die Interessen der Konfliktlinie PolenJDeutsehe, 
agrarischcrfnichHgrarischer Sektor und Arbciterschaftf Arbeitgeber tangiert 
hätte. Wir erwarten keinen oder einen ambivalenten Zusammenhang für den 
konfessionellen Gegensatz und einen nur schwachen Gegensatz zwischen 
Westelbien und Ostelbien. 
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4.3 lnteressenlagen und Positionen zur Wahlrechtsrefonn 

Wir prüfen im folgenden , ob sich die fonnuli erten Erwartungen im Hin· 
blick auf die Positionen zu einer Reform des Wahlrechts empirisch bestäti· 
gen lassen.32 Dabei muß man folge ndes in der Analyse berücksichtigen. Die 
verschiedenen Spannungslinien können sich zum Teil ilberlagern, verstär· 
ken oder auch neutralisieren. Wir mUssen also bei den empirischen Analy· 
sen darauf achten, daß wir die Konfliktlinien als "reine Linie" analysieren, 
um die Überlagerungen anderer Dimensionen zu kontro llieren. Eine mul· 
tivariate Analyse läßt sich allerdings aufgrund der vielen Ausprägungen und 
der relativ schiefen Verteilung der Fallzahl Ober die verschiedenen Parteien 
und Bevölkerungssegmente nicht durchführen; wir haben die Kontrollen 
mit Hilfe von mehrdimensionalen Kreuztabellen durchgeführt, werden Ober 
die Ergebnisse berichten. obne die Tabellen selbst zu präsentieren. 

a. Im Hinblick auf die territorial·regionale Konfliktlinie ergeben sich schwa· 
ehe Unterschiede zwischen Abgeordneten aus Westelbien und Ostelbien hin­
sichtlich ihrer Position zu einer Wahlrechtsrefonn, insofern die Ostelbier 
eine Reform stärker ablehnten als die Westelbier; die Unterschiede sind aber 
äußerst schwach und nur zum O,I · Niveau signifikant. 

32 Die Sprecher. die sich an den Deballen zur Rcfonn des Wahlrechts betciligteJ\. v(:ncilen 
sich entlang der verschiedcnen Polc der unterschiedenen Konfliktl inie auf folgcnde Wci­
se: 38.9 % der Redner stammten aus Wahlkrei!.en, die in Gebieten westlieh der Eibe lagcn 
und 61.1 % aus Gebieten östlich der Eibe. Über die Zeit hinweg gibt es ein leichte Zu· 
nahme von westlichen Sprechern. Dics kann dllTCh die Tatsache erklän werden. daß erst 
seit 1866 die westlichen ProYinzen Hannover und Schieswig-Hoistein zum preu.8ischen 
SUIalSgebiet aehörten und auch Abscordncte in den Landllg schickten.. Als zweite territo­
riale Konfliktlinie halten wir in Preußen den nationalen Gegcnsatz zwi!iChen Deutschen 
und Polen identifiziert. 14.2 % der Redner stammen aus Wahlkreisen miteinerpolni5Chen 
Mehrheil Aus naheliegenden GrUmten verändert sich der Anteil VOll Ahgeordneten aus 
Wahlkreis.en mit einer polnischen Bevölkerungsmchrheit über die Zeil hinweg kaum. Im 
Hinbl ick auf die konfcssionelle Spannungslinie zeigt sich. daß 31.1 % der Redncr aus 
Wahlkreisen mit einer Ir.atholi!iChen BeYölkerungsmchrheit stammen. Dieser Anteil ver!n­
dert sich ilber die Zeit hinweg nicht. Wenden wir uns dcn heiden sozioökOllomischen 
Konfliktlinien zu. 58.9'1> der Redner swnmen aus Wahlkre isen mit einemAnteil VOll min­
destens 2O'J> in der Undwirtschaft Bcsclt!ftigten. In 4O'l> der Falle liegt der Anteil der in 
der LandwirtsChaft Be!iChäftigten im Wahlkreis sogar üher 45%. Über die Zeit hinweg 
kann man eine deutliche Vel'5Chiebuns hin zu Abgeordneten sehen, die nicht aus agrari­
schen Wahlkreisen kamen. das heißt Wahlkreisen. die unter20% Beschäftigte in der Land­
wirtschaft aufwicsen. lm Hinblick lufdie KonfHktlinie zwischen sozioölr.onomischcn Kl!lS­
sen zeigt sich. daß insgesamt 11.6% der AbScorUnetcr\ seit 1903 vor a1lcm in der 2. und 3. 
WahlabteiJung unterstützt wurden. während die restlichen 88.4% l uch in der ersten Wahl­

abteilling unterstützt worden sind. 
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Tabelle 43.1: Position zur Wahlreform nach Region des Wahlkreises in % 

Position Ostelbien Westelbien 

Ablehnung einer Refonn 39.6 32,1 

Neutral 3.5 7.7 

Zustimmung zur Reform 56.9 60,1 

N 255 N 168 

Kontingenzkoeffizient = 0, I1 p = 0.08 

Kontrolliert man den Gegensatz zwischen Abgeordneten aus Wesl- und 
Ostelbien im Hinblick auf die Einstellungen zu einer Wahlrechtsreform be­
züglich der anderen Spannungslinien, dann wird das Ergebnis bestätigt: es 
zeigen sich nur geringe Unterschiede zwischen den Sprechern aus den ver­
schiedenen Regionen. Dieser Befund entspricht nahezu unseren theoreti­
schen Erwartungen; wir konnten keine starken Unterschiede in dem Aus­
maß, in dem eine Wahlrechtsrefonn die Interessen der Westelbier im 
Vergleich zu den Ostelbiern begünstigt hätte, hypothetisch feststellen. 

b. Anders verhält es sich mil dem Gegensatz zwischen Deutschen und Po­
len. Hier sind wir von der Erwartung ausgegangen, daß die Frage der 
Wahlrechtsreform unmittelbar deren Interessen tangieren würde. Empirisch 
zeigen sich nun zwar Unterschiede in der Position zum Wahlrecht zwischen 
Abgeordneten aus Wahlkreisen mit deutscher bzw. polnischer Bevölkerungs­
mehrheit in der erwarteten Richtung, diese waren aber recht schwach, zu­
dem nicht signifikant: 

Tabelle 4.3.2: Position zur Wahlreform nach nationaJer Zusammenset­
zung des Wahlkreises in % 

Position Polen in der Polen in der 

Minderheit Mehrheit 

Ablehnung einer Reform 37.3 30,0 

Neutral 5.0 7.5 

Zustimmung zur Refonn 57,7 62.5 

N-383 N_40 

Kontingenzkoeffizient = 0,05 p = 0,57 
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Das Ergebnis bleibt konstant, wenn man die Abgeordneten aus Wahlkreisen 
mit polnischer Mehrheit mit Abgeordneten aus Wahlkreisen vergleicht, die 
agrarisch und vorwiegend katholisch sind, also aus ähnlich strukturierten, 
"deutschen" Wahlkreisen. Die empirischen Ergebnisse falsifizieren also auf 
den ersten Blick unsere Hypothese. Dieses Ergebnis läßt sich allerdings 
unter Bezugnahme auf die politische Repräsentation der mehrheitlich pol­
nischen Wahlkreise erklären. Innerhalb dieser Wahlkreise kam es erstens 
häufig zu einer erheblichen Mobilisierung der deutschen Bevölkerung und 
zweitens auch zu Wahlmanipulationen seitens der preußischen Verwaltung. 
Dies führte dazu, daß mehrheitlich polnische Wahlkreise häufig durch deut­
sche und zudem konservative Parlamentarier vertreten wurden. Die nicht­
polnischen Vertreter mehrheitlich polnischer Wahlkreise stimmten lediglich 
zu 45 % für eine Wahlreform, während die polnischen Vertreter zu 81 % für 
eine Reform argumentierten. Damit zeigen sich zumindest die polnischen 
Abgeordneten als konsistente Befürworter einer Reform. 

c. Die Analyse des konfessionellen Gegensatzes zeigt, daß es einen Unter­
schied zwischen den beiden betrachteten Gruppen von Abgeordneten gibt. 

Tabelle 4.3.3: Position zur Wahlreform nach konfessioneller Zusam­

mensetzung des Wahlkreises in % 

Position Katholische Katholische 

Minderheit Mehrheit 

Ablehnung einer Reform 39,7 27,2 

Neutral 3.8 9.7 

Zustimmung zur Reform 56.6 63,1 

N_320 N 103 

Kontingenzkoeffizient = 0,15 p=O,OI 

Redner aus Wahlkreisen mit einer katholischen Bevölkerungsmehrheit be­
fürwortete n eine Wahlrechtsreform im stärkeren Maße als Abgeordnete aus 
Wahlkreisen mit einer protestantischen Bevölkerungsmehrheit. Kontrolliert 
man die konfessionelle Spannungslinie um die sektoraJe Konfliktlinie. dann 
zeigt sich, daß die Redner aus protestantischen, nichtagrarischen Gebieten 
stärker für eine Wahlreform waren als die Repräsentanten vergleichbarer 
katholischer Gebiete. Dagegen waren die Abgeordneten der katholischen, 
agrarischen Gebiete sehr viel stärker für eine Wahlreform als ihre Kollegen 
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aus prOlcstantischen, agrarischen Gebieten. Aus der Aggregation der bei­
den Sektoren ergibt sich dann eine stärker positive Haltung der Redner aus 
katholischen Wahlkreisen. Eine Erklärung ftlr die Interaktion von Konfessi­
on und sektoraler Zugehörigkeit ist die Tatsache. daß das katholische Mi­
lieu weitgehend Uber eine Partei , das Zentrum, im Abgeordnetenhaus reprä­
sentiert wurde. während die protestantische Bevölkerungsmehrheit durch 
mehrere Parteien repräsentiert wurde. Während sich daher bei den Prote­
stanlen die sekloralcn Differenzen ungebrochen in die politische Arena hin­
ein fansetzen konnten, wurden sie bei den Katholiken durch die Klammer 
einer gemeinsamen Partei und gemeinsamer gesellschaft licher Organisatio­
nen abgemildert. 

d. Deutliche Unlerschiede in den Einstellungen zur WahlrechISreform zei­
gen sich. wenn man die Repräsentanten der beiden sozioökonomischen 
Konfliktlinien betrachtet. Tabelle 4.3.4. gibt die Ergebnisse bezüglich der 
sektoralen Spannungslinie wieder. 

Tabelle 4.3.4: Positionen zur Wahlrefonn nach sektoraJer Zusammen­
setzung des Wahlkreises in % 

Position Nichtagrarisch Agrarisch 
Ablehnung 17.6 53,6 
Neutral 4,0 6.3 
Zustimmung 78.4 40.2 

N 199 N 224 
Kontingenzkoeffizient = 0.36 p < O.O I 

Die Reden von Repräsentanten agrarischer Wahlkreise wiesen sehr viel sel­
tener eine positive Einstellung zur Wahlreform auf. als die Reden von Re­
präsentanten von nicht agrarischen Wahlkreisen. Wir hatten schon in den 
vorhergehenden Ausführungen darauf hingewiesen. daß sich der sekto rale 
Gegensatz innerhalb der katholischen und der protestantischen Bevälke­
rungsgruppe unterscheidet. Ergänzend ist noch hinzuzufügen. daß bei Aus­
schluß der polnischen Bevölkerungsgruppe. die Uberwiegend in stark agra­
rischen Wahlkreisen lebte. der sektorale Gegensatz noch stärker wird. 
Darüber hinaus gibt es keine erkennbaren Unterschiede im sektoralen Ge­
gensatz. wenn man diesen fü r West- und Oste lbien getrennt betrachtet. Aus 
dieser Analyse ergibt sich das Gesamtresultat. daß vor allem die protestan-
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tischen. agrarischen Gebiete in West- und Ostelbien in hohem Maße von 
Gegnern der Wahlreform im Abgeordnetenhaus repräsentiert wurden. 

e. Unterschiede in der Einstellung zur Wahlrechtsreform ergeben sich auch, 
wenn wir die Kontliktlinie Arbeitgeber/Arbeitnehmer analysieren. 

Tabelle 4.35: Position zur Wahlreform nach sozialer Unterstützung in % 

Posilion Andere Unterstützung durch 

untere Abteilungen 

Ablehnung 35,9 4,2 

Neutral 5,3 4,2 

Zustimmung 58.7 91 ,7 

N-206 N=24 

Kontingenzkoeffizient = 0,21 p<O,OI 

Die Repräsentanten von unteren Bevölkerungsschichlen waren nahezu durch­
weg für eine Wahlrechtsrefonn (91 ,7 %) während es bei den andercn Abge­
ordneten lediglich 58.7 % sind. die sich fUreine Reform aussprachen. Dieser 
Unterschied schwächt sich aber deutlich ab. wenn wir die KJassenspan· 
nungslinie nur innerhalb der nichtagrarischen, mehrheitlich protestantischen 
Wahlkreise betrachten, aus denen nahezu alle Abgeordneten stammten. die 
ihre Unterstützung vor allem den unteren Wahlabteilungen verdankten. Dann 
zeigt sich, daß die Vertreter der unteren Bevölkerungsgruppen zwar eine 
deutlich reformfreundlichere Einschätzung hatten (95,5 % Zustimmung zur 
Reform im Vergleich zu 84, I %), die aber nicht statistisch signifikant von 
der Vergleichsgruppe verschieden war. Der hohe prozentuale Unterschied 
und die schwache Besetzung zahlreicher Zellen der Kontingenztabclle legt 
allerd ings die Vermutung nahe, daß die statistische Insignifikanz eher auf 
die Verteilung der Fallzahl. als auf das Fehlen eines substantiellen Zusam­
menhanges zurückzuführen ist. 

Ziehen wir eine Zwischenbilanz: Die Posi tion der Sprecher zu e iner 
Wahlrechtsreform kovariiert kaum und nicht signifikant mit der territoria­
len Konfliktlinie zwischen Ostelbien und Westelbien; dies entspricht unse­
ren theoretischen Erwartungen. Sie kovariiert nicht mit der Konfliktlinie 
zwischen Polen und DeulSchen ; dies cntsprieht nicht unseren Erwanungen; 
diese Abweichung kann allerdings mit Hinblick auf die politische Mobili­
sierung der polnischen Bevölkerung in mehrheitlich polnischen Wah lkrei-
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sen erklärt werden. Sie kovariiert mit der konfessionellen Konfliktlinie und 
kovariiert stark mit der sektoralen Konfliktlinie. Die Klassenspannungslinie 
hat insgesamt keine sehr starke Bedeutung für die Position eines Abgeord­
neten. Dies ist allerdings darauf zurückzuführen, daß auch schon die 
Vergleichsgruppe der Abgeordneten aus protestantischen, nichtagrarischen 
Wahlkreisen eine sehr hohe Zustimmungsratc aufwies, von der die Venre­
Icr der unteren Klassen noch einmal um 10 % nach oben abweichen. 

Wir haben den Zusammenhang zwischen Konfliktlinien und der Position 
der Abgeordneten zu einer Wahlrechtsreform zusätzlich auf Veränderungen 
in der Zeit untersucht. Die herausgefundenen existierenden bzw. nicht exi­
stierenden Unterschiede in den Einstellungen zurWahlreform zwischen den 
Abgeordneten der verschiedenen Bevölkerungssegmente bleiben bis auf eine 
Ausnahme im Zcitverlauf relativ konstant.Jl Die Unterschiede bzw. Gemein­
samkeiten zwischen Vertretern von OsteJbien und Westelbien, Polen und 
Deutschen, sowie Katholiken und Protestanten ändern sich im Zeitverlauf 
kaum. Anders hingegen die sektorale Konfliktlinie. Hier zeigt sich eine starke 
und systematische Veränderung der Abgeordnetenpositionen über die Zeit 
hinweg. Wir haben dies mit Hilfe von log-linearen Modellen überpriift, die 
hier aus Platzgründen nicht dargestellt werden. Reehnel man zur Illustra­
tion den Kontingenzkoeffizient fur den Zusammenhang zwischen dem Sek­
tor des Wahlkreises und der Position des Repräsentanten aus. so erhält man 
für die vier Zeitperioden fo lgende Resultate: 1849 bis 1878 ein Kontingenz­
koeffizient von 0,19 der nicht statistisch signifikant ist und eine Reformzu­
stimmung von 50,0 % in agrarischen und 70,0 % in nichlagrarischen Wahl­
kreisen. 1m Zeitraum 1879 bis 1899 ergibt sich ein zum 5 %-Niveau 
signifikanter Kontingenl.k.ocffiziem von 0.30 und eine Zustimmungsrate von 
34,0 % in den agrarischen und 60,6 % in den nichtagrarischen Wahlkreisen. 
Dieser Zusammenhang wird in der Phase von 1900 bis 19 14 noch einmal 
stärker. Es ergibt sich ein zum 0.1 %-Niveau signifikanter Kontingenz­
koeffizient von 0.38 und eine Zustimmungsrate von 40,7 % in agrari schen 
und eine Zustimmungsrale von 80,4 % in nichtagrarischen Wahlkreisen. Im 
ersten Weltkrieg erreichte die Polarisierung dann ihren Höhepunkt. Der 
Kontingenzkocffizient liegt bei 0,56 und ist zum 0,1 %-Niveau signifikant. 
Die Zustimmungsrate in nichlagrarischen Wahlkreisen war nahezu einstim­
mig, sie lag bei 97, I %, während sie in den agrarischen Wahlkreisen bei 

33 Für die Klasscnkonfliktlinie haben wir dies leider nicht überpri.Jfen können, da uns die 
Daten fUr diesen Indikator erst ab 1903 vorlieBen. 
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32,4 % lag. Über die Zeit hinweg zeigt sich hier eine deutliche Polarisierung 
von Repräsentanten agrarischer und nichtagrarischer Wahlkreise. Während 
die Refonnbereitschaft in den nichlagrarischen Wahlkreisen mit Ausnahme 
der Phase von 1879 bis 1899 deutlich stieg, waren die Zustimmungsraten in 
den agrarischen Wahlkreisen sinkend. 

Wie kann man die Konstanz der Unterschiede in den Einstellungen zur 
Wahlrcchtsreform in den meisten Konfliktlinien und die Veränderungen in 
Richtung einer zunehmenden Polarisierung in der sozioökonomischen 
Konfliktlinie erklären? Es liegt in der Logik der Theorie gesellschaftlicher 
Konfliktlinien, die Ursachen in der Konstanz bzw. in den Veränderungen 
der sozialstrukturellen Basis der Konfliktlinien zu suchen. Und in der Tat 
stiltzen die empirischen Ergebnisse diese Erklärung. Das Verhältnis von West­
und OSlelbien, Polen und Deutschen, Katholiken und Protestanten blieb im 
Zeitverlauf relativ konstant.:l-< Die größten Veränderungen in den Spannungs­
linien der preußischen Gesellschaft haben sich bei den sozioökonomischen 
Gegensätzen ergeben: 1867 arbeiteten noch 51,5 % der Bevölkerung in 
Deutschland im primären Sektor, im Jahr 191 3 lediglich 34,5 % (Nipperdey 
1992: 269). Von 1875 bis 1907 stieg der Anteil der Arbeiter in der Industrie 
in Preußen von 56,5 % aller Beschäftigten auf 77,6 %, während der Antei l 
der Selbständigen in diesem Bereich von 41,8% auf 16,2% fiel (Hohorstl 
KockalRitter 1975: 70). Diese sozialstrukturellen Veränderungen brachten 
auch eine Veränderung der preußischen Zivi lgesellschaft mit sich. Seit den 
sechziger Jahren konstituierten sich politische Parteien und seit den siebzi­
ger, verstärkt seit den neunziger Jahren Inreressenverbände, die die Interes­
sen der verschiedenen Bevölkerungsgruppen vertraten. Zwar ließ sich das 
Bilrgenum in der konservativen Wende von 187Bn9 in ein Herrschafts­
kartell mit den Großagrariem einbinden, doch spätestens mit der Vertretung 
der Arbeiterbewegung im Parlament und der Stärkung des liberalen Flilgels 
des Bilrgenums seit Beginn des 20. Jahrhundert verstärkte sich der soziale 
Druck auf eine Veränderung der politischen Verhältnisse in Preußen, die in 
der Verschärfung der sektoralen Konfliktlinie zum Ausdruck kommt. 

34 Natürlich haben sich im Laufe der betrachteten Zeilphase Ruch erhebliche regionale 
Bevölkerongsverschiebungen ergeben. Doch dabei handelte C$ sich lUBleich auch um eine 
scktorale Bevölkerongsverschiebung (Henlschcl 1978). 
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4.4 Par teien, gesellschaftliche Konfliktlinien und Positionen 
zur Wahlrechtsrerorm 

Das Modell gesellschaftlicher Spannungs- und Konfliktlinicn, wie es von 
Lipset und Rokkan entwickelt wurde, hat in unserem Zusammenhang die 
Funktion, das Verhalten der Abgeordneten zu erkJären, wie es sich im Äußern 
von Positionen zum Wahlrecht einerseits und in der Verwendung von Argu­
mentationen andererseits manifestiert, wobei wir den Zusammenhang zwi­
schen gesellschaftlichen Konfliktlinicn und der Verwendung von Deutungs­
mustern im nächsten Kapitel umersuchen werden. Abgeordnete im Parlament 
sind in aller Regel Mitglieder von Parteien. Parteien bilden eine intcnne­
wäre Struktur zwischen gesellschaftl ichen Konfliktlinien einerseits und dem 
Verhalten von Abgeordneten andererseits, so die Vorstellung von Rokkan 
und Lipset. Nachdem wir im letzten Kapitel den Zusammenhang zwischen 
gesellschaftlichen Spannungslinien und den Einstellungen der Abgeordne­
ten unmittelbar analysiert haben, wollen wir in diesem Kapitel den Zusam­
menhang zwischen gesellschaftlichen Konfliktlinien, Parteien und Einstel­
lungen zum Wahlrecht betrachten. In einem ersten Schritt gehen wir der 
Frage nach, ob die im Preußischen Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien 
als Repräsentanten unterschiedlicher Spannungslinien interpretiert werden 
können (a). In einem zweiten Schritt analysieren wir dann den Zusammen­
hang zwischen Parteien und ihren Einstellungen zur Wah1rechtsreform (b). 
Schließlich prüfen wir eine alternative Erklärung auf ihre empirische Rich­
tigkeit, nämlich ob die Einstel lungen der Parteien zur Wahlrechtsreform statt 
durch die Konfliktlinientbeorie nicht besser durch die soziodemographischen 
Merkmale der Abgeordneten erklärt werden können (c). 

a. Wir können den Zusammenhang zwischen Parteien und Wahlrechtsreform 
auf zwei Weisen analysieren. Zum einen können wir auf der Basis der von 
uns erhobenen Daten überprufen, in welchem Maße die Konfliklpole der 
verschiedenen Spannungslinien durch die verschiedenen Parteien im Abge­
ordnetenhaus repräsentiert wurden. Wrr beginnen die Analyse wieder mit 
dem regionalen Gegensatz zwischen Ost- und Westelbien. 

Parteien. gesellschartliche Konfliktlinien und Positionen 
zur Wahlrechtsrerorm 

Tabelle 4.4,1: Regionale Herkunft der Redner der Parteien in % 

Parteien Ostelbien Westelbien 

Konservative 77,4 22.6 

Zentrum 26.9 73,1 
Rechtsliberale 51.0 49.0 
Linksliberale 65,5 34,5 

Sozialdemokraten 87.5 12.5 
Polen 100,0 0.0 
Fraktionslos 50.0 50.0 

N=J/3 N=70 
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Die Redner der Konservativen und Linksliberalen wurden vor allem im Osten 
Deutschlands gewäh lt. Das gleiche gilt rur die Mitglieder der polnischen 
Fraktion und auch für die Sozialdemokraten. wobei zu beachten ist, daß 
sieben ihrer acht Abgeordneten in Berlin und Umgebung gewählt worden 
sind. Die nicht fraktionsgebundenen und die rechtsliberalen Redner zeigen 
eine ausgewogene regionale Herkunft, nur das Zentrum zeigt ein deutliches 
Übergewicht westelbischer Redner. 

Betrachtet man die Spannungslinie zwischen Polen und Deutschen (Tabelle 
wird nicht ausgewiesen), dann zeigt sich, daß natürlich die Redner der pol­
nischen Fraktion fast ausschließlich aus Wahlkreisen mit einer polnischen 
Bevölkerungsmehrheit kommen (80 %). Dies galt auch für einige Redner 
der Konservativen (13,5 %), der Rechtsliberalen ( 11,8%) und der Linksli­
beralen (7,1 %). Dieses Phänomen resultiert aus der Tatsache. daß diese 
Parteien in Wahlkreisen mit polnischer Mehrheitsbevölkerung häufig deut­
sche Sammelkandidaten gestellt haben, so daß sich die Stimmen der deut­
schen Bevölkerung auf einen einzigen Kandidaten konzentrieren konnten 
(Kühne 1994a). Die Redner des Zentrums (11 ,5 %) aus Wahlkreisen mit 
polnischer Mehrheit stammten ausschließlich aus Schlesien, wo die polni­
sche Bevölkerung lange Zeit eher nach ihrer religiösen und nicht nach ihrer 
nationalen Zugehörigkeit wählte (vgl. Suval 1985). Darüber hinaus koope­
rierte das Zentrum auch lange Zeit mit den polnischen Fraktionen, so daß 
sich eine gewisse Nähe zu der polni schen Bevölkerung zeigte. In beiden 
territorialen Dimensionen zeigt sich darüber hinaus keine Veränderung über 
die Zeit hinweg. 
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Bezüglich der konfessionellen Spannungslinie (Tabelle wird nicht ausge­
wiesen) zeigt sich, daß nur bei zwei Parteien e ine Mehrheit ihrer Redner aus 
Wahlkreisen mit mehrheitlich katholischer Bevölkerung stammte. Dies waren 
naheliegenderweise die polnische Fraktion (100%) und das ZenlrUrn (87, 1 %). 

Die Redner der anderen Parteien rekrutierten sich ganz überwiegend aus 
WahUaei sen mit einer protestantischen Dominanz. Auch hier zeigt sich über 
die Zeit hinweg keine Veränderung. 

Betrachtet man die Herkunft der Redner der verschiedenen Parteien nach 
der sektoralen Zugehörigkeit ihrer Wahlkre ise, so ergeben sich folgende 
Ergebnisse: 

Tabelle 4.4.2: Seklorale Herkunft der Abgeordneten der Parteien in % 

Parteien Nichtagrarischer Agrarischer 
Wahlkreis Wahlkreis 

Konservative 20,8 79,2 

Zentrum 42,3 57,7 

Rechtsliberale 43,1 56,9 

Linksliberale 79,3 20,7 

Sozialdemokraten 100,0 0,0 

Polen 0,0 100,0 

bei keiner Fraktion 33,3 66,7 

N-77 N=I06 

Vor allem die konservativen und alle polnischen Redner kamen aus agrarischen 
Wahlkreisen. Für die linksliberalen und sozialdemokratischen Sprecher gilt der 
umgekehrte Befund: Diese kamen überwiegend aus nichtagrarischen Wahlkrei­
sen. Sektoral gemischt wardieZusammeosctzung vonZcntrum. Rechtsliberalen 
und den Abgeordneten ohne Fraktionsbindung. Allerdings überwogen bei den 
drei Gruppen Abgeordnete aus agrarischen Wahlkreisen. Über die Zeit hinweg 
verändert sich die sektoraJe Rekrutierung der Abgeordneten kaum. l!5 

35 Aoch diese Behauptungen haben wir mit log-l inearen Modellen überprüft. 
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Im Hinblick auf die Klassenkonfliktlinie schließlich zeigt sich (Tabelle wird 
nicht ausgewiesen), daß vor allem die Abgeordneten der Sozialdemokraten 
eher eine Unterstützung in den unieren Bevölkerungsgruppen erhalten ha­
ben. Vereinzelt finden sich auch beim Zentrum und den Rechtsliberalen 
Abgeordnete, für die dies zutraf. 

Zusammenfassend kann man fe sthalten. daß sich die meisten Parteien rela­
tiv gut den einzelnen Konfliktlinien zuordnen lassen; das folgende Schau­
bild faßt die Ergebnisse zusammen. 

Schaubild 4.4.3: Zuordnung der Parteien:tu KonfliktIinien 

Konservative Ostelbisch Agrarisch Protestantisch Klassen 
Zentrum Westelbisch Katholisch 
Rechtsliberale Weslelbisch Protestantisch Klassen 
Linksliberale Ostelbisch Nichtagrarisch Protestantisch 
Sozialdemokraten Ostelbisch Nichtagrarisch Protestantisch KlaSSen 
Polen Ostelbisch Agrarisch Katholisch Polen 

Dieses Ergebnis wird durch eine zweite Analyse bestätigt. Wir haben die 
Wahlergebnisse der preußischen Landtagswahlen von 1908 auf den Zusam­
menhang zwischen Konfliktlinie n und Parteien hin geprüft. indem wir Kor­
relationen (standardi sierte Regressionskoeffizienten) zwischen dem Anteil 
von bestimmten Bevölkerungssegmenten in den Wahlkreisen und den 
Stimmenanteilen der Parteien in den jeweiligen Wahlkreisen berechnet ha­
ben. Die Auswahl der untersuchten Bevölkerungssegmente ergibt sich da­
bei aus der Theorie gesellschaftlicher Konlliktlinien. Wir haben alle in unscrer 
Untersuchung berücksichtigten Konfliktlinien in die Analyse der Wahlergeb­
nisse mit einbewgen, wobei 2 Dummy-Variablen rur die regionale Ausrich­
tung der Parteien berücksichtigt wurden, so daß die 1815 und 1866 zu Preu­
ßen gekommenen Gebiete unterschieden werden können.l6 Die Variable 
,.Landwirt;' gibt den prozentualen Anteil landwinschaftlicher Beschäftig-

36 Region1815 bezeichnet die 1815 von Preußen gewonnen Gebiele (Rheinprovinz. Westra­
len. Sachsen) und Region1866 bezeichnet die 1866 annektiencn Provinzen (Schleswig­
HoJstcin. Hannover. Hessen-Nassau). 
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ler, "Katholik" den Amei l der Katholiken und "Polen" den Anteil der polni­
schen Minderheit im Wahlkreis an. Da rur die preußischen Landtagswahlen 
die Ergebnisse filr jede Wahlabteilung vorliegen. kann auch ein grober Ver­
gleich zwischen dem Wah lvcrhalten der oberen sozialen Schichten und den 
unteren soziale n Schichten gemacht werden (2. Klasse. 3. Klasse)." 

Tabelle 4.4.4: Determinanten der Stimmenanteile der Parteirichtungen 
1908 

Konservativ Zentrum Nationallib. LinksHb. Sozlaldem. "'""'" 
Landwin 0,4 1"· -0, 19·" -O,ll· " -0,28·" -0,64.0· -0,25"· 

Katholik -0,31·" 0,73·" -0,22'" -O, I,S"· -0,27"· -0,120
" 

Polen 0.20"· -0.06" 0.29 .... 0,0\ -0,11·" 0,70"· 

2. Klaue -0,27"· -0,09" -0,27·" -0,13" 0,11' 0,01 

3. Klasse -0.53"· -0,19"· -.(l,55·· · -0,34"· 0,20·" 0,Di 

Regionl81S -0,17"· 0,16" · 0.50·" -0.31·" -.(l,JO*" 0.09" 

Regionl866 -0,30·" 0,04 0,34·· · -0,13"· -0,12·" 0.02 

Wadj. 0.51 0,67 0.44 0.21 0,56 0,50 

.p < O,05;"p<O.OI;···p<O,OOI 

Die Konservativen waren vor allem in den oberen Wahlabteilungen prote­
stantischer, agrarischer Wahlkreise in den Kcmgebieten Preußens relativ 
stark. Beim Zentrum findet sich eine deutliche Zuordnung zu den katholi­
schen Wahlkreisen, mit relativ geringen sozialstrukturellen Differenzierun­
gen und einem SChwergewicht in den 18 15 zu Preußen gekommenen Gebie­
ten (vor allem Rhcinland und Westfalen). Die beiden liberalen Paneirichtungen 
weisen eine relativ ähnliche Struktur ihrer Stimmenrekrutierung aus. Beide 
gewinnen eher in nichtagrarischen und protestantischen Wahlkreisen ihre 
Stimmen. Allerdings haben die Nationalliberalen in den unteren Wahlab­
teilungen schwächer abgeschnitten. Darüber hinaus zeigt sich sowohl bei 
den Nationalliberalen als auch bei den Konservativen eine positive Korre­
lation der Stimmenanteile mit dem Anteil der Polen im Wahlkreis. Dies 
liegt an der Tatsache, daß Abgeordnete dieser Parteien häufiger als deutsche 

37 Die StirnmelUlll teile sind auf die Gesamtwahlberec:htiJten der AbteiJunJen prmenluien 
und die einzelnen Fälle sind nach der Zahl derGesamtwahlberechtigten der Wahlabtcilungen 
gewichtet worden. 
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Sammelkandidalen in national heterogenen Wahlkreisen aufgestellt wur­
den. in denen es von beiden Seiten zu einer erheblichen Mobilisierung der 
Wähler kam (Kilhne I 994a). Als weiterer Gegensatz zwischen den beiden 
liberalen Parteien läßt sich noch feststellen, daß die Linksliberalen ihre Stim­
men eher in den altpreußischen Gebieten gewonnen haben , während die 
Nationalliberalen in Wahlkreisen in den Seil 18 15 gewonnenen Regionen 
besser abschnitten. Die Sozialdemokraten können ihre Stimmen vor allem 
in nichtagrarischen und protestantischen Wahlkreisen in den altpreußischen 
Gebieten gewinnen und sind darüber hinaus die einzige Partei, die in den 
unteren Wahlabteilungen Stimmen gewinnt. Eine ähnliche Struktur wie beim 
Zentrum findet sich auch bei der polnischen Fraktion. da diese naheliegender­
weise vor allem in stark polnisch dominierten Wahlkreisen Stimmen gewinnen 
konnte, ohne daß sich stärkere sozialstrukturelle Differenzierungen zeigen. 

Ergänzt man unsere Analysen durch Ergebnisse vorliegender Wahlstudien 
zum Reichstag (SuvalI985; Rohe 1992, Wtnkler 1995) und über die inter­
nen Parteiverhältnisse (Rctallack 1988; Thieme 1963; Lalh 1984; Lange­
wiesche 1988; Nipperdey 1961 ; von Saldern 1990; Schröder 1990), so kann 
man die Parteien und ihre Verwurzelung folgendermaßen charakterisieren: 
Die Konservativen waren vor allem im ostelbischen agrarischen Milieu ver­
wurzelt und standen unter Führung von adligen , ostelbischen Großgrund­
besitzern, Das Zentrum wurde kJassenübergreifend von der deutschen. ka­
tholischen Bevölkerung unterstützt. wobei Interessen vertreter verschiedener 
sozioökonomischer Gruppierungen innerhalb des katholischen Bevölke­
rungssegments auch in die Fraktionen aufgenommen wurden. Die polni­
sche Fraktion war eindeutig im polnischen Milieu verwurzelt und hatte eine 
nationaldemokratisch orientierte, bürgerliche Führung. Die Sozialdemokra­
ten wurden vor allem von den Arbeitern der Großstädte aber auch von klein­
bürgerlichen Gruppen unterstützt, wobei die Partei selbst aber durch die 
Dominanz von Arbeitern geprägt war, Die beiden liberalen Parteien waren 
tendenziell nichtagrarisch verwurzelt (die Nationalliberalen in geringerem 
Maße) und waren eher Vertreter der bürgerlichen und kleinbürgerlichen so­
zialen Schichten. Organisatorisch waren aber die Linksliberalen eher an 
antiagrarische, freihändlerische Interessenverbände, wie den Hansabund 
angeschlossen, während die preußische Landtagsfraktion der Nationallibe­
ralen in deutlichem Maße durch Vertreter der Schwerinduslrie und ihrer 
intrasigenten Interessenverbände geprägt waren. Dabei darf allerdings nicht 
übersehen werden. daß diese Zuordnung vor allem fü r die spätere Phase des 
hier untersuchten Zeitraums gilt. Vor allem bei den frühen Paneirichtungen 
handelte es sich um relati v lockere FraktionszusammenMnge und über 
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Honoratioren gClfagenc Parteien, die nur relativ geringfilgig an Intcrcssen­
verbände angebunden waren. Allerdings kann die skizziene Charakterisie­
rung durchaus in die Vergangenheit zuruckprojiziert werden, auch wenn 
sich einige der skizzierten Merkmale vor 1890 noch nicht in gleicher Schärfe 
gezeigt haben. Insgesamt aber untermauern die Befunde die Zuordnung der 
Parteien zu Konfliktlinien, wie sie in Schaubild 4.4.3 dargestellt wurde. 

b. Interessant ist es nun zu fragen, wie sich die über Parteien vennittelten 
Konfliktlinien auf die Positionen zum Wahlrecht auswirkten. Wir haben die 
Einstellungen der Parteien zur Wahlrechtsreform bereits in Kapitel 3.1. ana­
lysiert, können sie aber jetzt besser erklären: 

Wir hatten gesehen (vgL Kapitel 3.1 ), daß Konservative und Sozialdemo­
kraten die beiden Antipoden in ihren Einstellungen zur Wahlrechtsreform 
bildeten; während die einen strikt gegen eine Reform waren, sprachen sich 
die anderen am eindeutigsten für eine Refonn aus. Beide Paneien waren 
zugleich diejenigen, die am homogensten als die Repräsentamen derjeni­
gen Konfliktlinie gelten können, die durch die Wahlrechtsreform tangiert 
wurde: die sozioökonomische Konfliktlini e in den heiden Dimensionen 
,,sektorale Gegensätze" und "Klassengegensätze". Die heiden liberalen Grup­
pierungen vertraten dagegen eher Interessen, die zwischen diesen heiden 
Extrempolen lagern. Während die Rechtsliberalen gemäßigt nichtagrarisch 
waren und deutlich die oberen Klassen vertraten, waren die Linksliberalen 
noch deutlicher nichtagrarisch und nicht in gleichem Maße eine Partei der 
oberen Klassen. Dies erklärt auch die Unterschiede in ihrem Verhältnis zur 
Wahlrefonn, insofern sich die Linksliberalen im stärkeren Maße für eine 
Refonn einsetzten. Die hohe Zustimmungsrate der polnischen Fraktion zu 
einer Wahlrechtsrefonn ist als Repräsentant der polnischen Minorität keine 
überraschende Tatsache. Schwieriger zu interpretieren ist dagegen die rela­
tiv hohe Zustimmungsrate des Zentrums. Dieses hat als Repräsentant der 
katholischen Bevölkerungsgruppe, wie oben dargestellt, keine konsistente 
Interessenlage gegenüber einer Wahlrechtsreform. Nichtsdestotrotz waren 
aber die Zentrumsabgeordneten in ihren Reden überwiegend für eine Re­
fonn. Die oben dargestellten Wahlergebnisse mögen hier einen Hinweis auf 
die mögliche Erklärung geben. Das Zentrum war als Partei sozioökono­
misch offensichtlich nicht stark festgelegt. Aber es zeigt sich, daß die An­
hängerschaft tendenziell nichtagrarisch war und vor allem nicht in gleichem 
Maße wie z. B. bei den Rechtsliberalen aus den höheren Bevölkerungsklassen 
stanunte. Das Zentrum hatte also in seinen Positionen einen internen sozialen 
Proporz zu berücksichtigen; es mußte sowohl die nichtagrarischen Interes­
sen, also auch die Interessen der unteren Bevölkerungsklassen angemessen 
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repräsentieren, um den Interessen des eigenen Wählerstamms entgegenzu­
kommen (KUhne 1994a: 331 -359). 

Auch der oben bereits analysierte Wandel der öffentlich geäußerten Positio­
nen zum Wahlrecht läßt sich nun besser erklären. Wir hatten gesehen, daß 
sich im Zeitverlauf der Anteil derer, die sich für eine Wahlrechtsrefonn aus­
sprechen, zunahm. Diese Zunahme der öffentlich geäußerten Positionen fUr 
eine Wahlrechtsrefonn ist in erster Linie darauf zurückzuführen, daß sich 
die Linksliberalen in dcr dritten Phase verstärkt zu Wort meldeten und vor 
allem die Sozialdemokraten - ab 1908 im Abgeordnetenhaus vertreten -
sich in der dritten, vor allem aber in der vierten Phase intensiv an der De­
balte beteiligten und die Wahlrechtsreform zu ihrem Thema machten. 

c. Wir haben in diesem Kapitel die Parteien als Repräsentanten sozial­
strukturell bestimmbarer Bevölkerungsgruppen betrachtet und die Positio­
nen der Parteien zum Wahlrecht auf die Interessenlagen bezogen, die sich 
aus der Sozialstruktur ergeben. Es gibt zu weser Erklärung eine mögliche 
Alternative, die wir im folgenden diskutieren möchten. Die Positionen zu 
einer Wahlrechtsreform könnten auch durch soziodemographische Merk­
male der Abgeordneten bestimmt sein. 

Wir haben pro Sprecher im Abgeordnetenhaus we soziodemographischen 
Merkmale Stand, Bildung und Beruf erhoben. Die folgende Tabelle gibt das 
Sozialprofil der Sprecher der verschiedenen Parteien wieder. 

Tabelle 4.4,5: Beruf, Stand und Bildung der Sprecher In % 

Staatsd. 

Bildung 

Adel 

Legende: 
Staatsd.: 
Bildung: 
Adel: 

Konserva. R«htslib. Zentrum Linksllb, 

61,5 58,8 46,2 25,0 

83,3 85,1 92,3 78,6 

50,0 2\,6 11,5 7,1 

Anteil der Redner die im Staatsdienst beschäftigt waren. 
Anteil der Redner mit HochschulabschluB. 
Anteil der Redner mit Adelstitel. 

Polen 

10,0 

100,0 

60,0 

Soziaide 

0 

37,5 

0 

Die Konservativen vereinten auf sich die meisten der sozialen Merkmale, 
die Eliten auszeichnen. Sie hatten den höchsten Anteil von adligen Spre­
chern und von Sprechern, we im Staatsdienst tätig waren. Darüber hinaus 
hatten sie gemeinsam mit Rechtsliberalen und Zentrum einen Anteil von 
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über 80 % von Sprechern, die einen Hochschulabschluß besaßen. Die Sozi­
aldemokraten bi ldeten im Hinblick auf die sozialen Merkmale ihrer Spre. 
eher den Gegenpol zu den Konservativen: keiner ihrer Sprecher war adlig. 
nur 37,5 % haUen ein Hochschulstudium, keiner war in Staatsdiensten. Zen­
trum, Rechtsliberale, Linksliberale und Polen nahmen im Hinblick auf die 
sozialen Merkmale Bildung, Beruf und Stand eine Mittclstellung zwischen 
Konservativen und Sozialdemokraten ein: Im Hinblick auf das Bildungsni­
veau lagen diese Parteien näher an den Konservativen, im Hinblick auf den 
Adelsstand lagen sie näher bei den Sozialdemokraten. weil es sich in der 
Regel um nicht-adlige Vcnreler handelt. 

Interessante Unterschiede ergeben sich im Hinblick auf den Beruf und vor 
allem bezüglich der Frage, in welchem Ausmaß die Abgeordneten als Staats­
diener beschllftigt waren. Wie Tabelle 4.4.5 ausweist, zeigt sich eine deutli ­
che Polarisierung der Parteien vor allem im Hinblick auf die Anzahl der 
Sprecher, die im Staatsdienst beschäftigt waren. Dies ist zum Teil auf die 
unterschiedliche Klientel der Parteien zurilckzuführen (vor allem bei der 
SPD), zum anderen aber auf die Rekrutierungspoli tik der staatlichen Ver­
waltung in Preußen. die nur in geringem Maße Personen einstellte, die als 
politisch nicht zuverlässig galten (Fenske 1973). Dies senkte die Chancen 
flir Zentrumsanhänger, Linksliberale und vor allem Sozialdemokraten und 
Polen, eine Stelle im StaalSdienst zu erhalten. 

Nun ist auffallend, daß die Parteien, deren Anteil an Staatsdienern hoch 
war, sich eher gegen eine WahJrechtsreform aussprachen, während die Par­
teien. deren Anleil an Staatsdienern gering war, sich als reformfreudiger 
erwiesen. Daraus kann man fo lgende Hypothese ableiten: Abgeordnete, die 
vom preußischen Staat alimentiert wurden, standen in einem Abhängigkeits­
und Loyalitätsverhältnis zum Staat. Loyalität gegenüber dem Staat bedeu­
tet aber, die fundamentalen Strukturen des Herrschaftsverbandes nicht an­
zuzweifeln und sich strukturkonservativ zu verhalten. Die Forderung der 
Abschaffung des Dreiklassenwahlrechts kommt aber einer Struktur­
transformation gleich und konnte entsprechend von denjenigen Abgeordne­
ten, die in Abhängigkeit und Loyalität zur Staatsstruktur standen, nicht un­
terstützt werden. Wir haben nun mit Hilfe von log-linearen Modellen 
überprüft, ob die beruniche Position eines Abgeordneten eine bessere Er­
klärung für seine Einstellung zum Wahlrecht und fü r seine präferierte Deu­
tung darstellt als die hier verwendete Konfliktlinientheorie.3! Tabelle 4.4.6 
weist die Ergebnisse aus. 
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Tabelle 4.4.6: Zusammenhang von Partei, Stellung im Staatsdienst, 
Position zur Wahlre<:htsrtfonn und verwendete Deutungsmuster- 1..og­
lineares Modell 

Position 

Modell G' 
(E. P. S) 323,3 

(ES. P) 298.37 

(E. SP) 268.59 

(EP. S) 71 ,75 

(ES. SP) 243,66 

(EP. ES) 46.82 

(EP. SP) 17,04 

(ES. SP. EP) 13.88 

Legende: 
A: Deutunp mustcr 
E: Position tUT Wahtrecht5refonn 
S: Beschiftigung im Staatsdienst 
P: Patte! 

df 

17 

15 

14 

10 

12 

8 

7 

5 

Deutungsmuster 

Modell G' df 

(P. S. A) 1036. 16 73 

(A. SP) 452,70 70 

(AS. P) 941,47 63 

(AP. S) 698.17 43 

(AS. SP) 358.00 60 

(AP. SP) 114,70 40 

(AP. AS) 603,47 33 

(AP. AS . SP) 91,73 30 

Die Berücksichtigung der Berufsstruktur der Abgeordneten neben der Par­
teizugehörigkeit fUgt der ErlcJärung der Position zum Wahlrecht nur wenig 
hinzu. Dies zeigt sich an der verhältnismäßig kleinen Reduktion von G2 

durch die Interaktion zwischen der Beschäftigung im Staatsdienst und der 
Position des Abgeordneten. Geringfügig anders sieht dies bei den verwen­
deten kulturellen Deutungsmustern aus, die zwar erst im Zentrum der Ana­
lyse des nächsten Kapitels stehen, die wir aber hier gleich mitbercchnet 
haben und interpretieren wollen. Zwar ist die ErkJärungsleistung der Be­
schäftigung im Staatsdienst hinsichtlich der verwendeten Argumente im­
mer noch deutlich nachgeordnet gegenUber der Zugehörigkeit zu bestim­
men Parteien, aber bei einzelnen Parteien zeigt sich dennoch eine gewisse 
Bedeutung der betrachteten Variablen.l9 Vor allem bei den Konservativen, 

38 Dabei konnten aus Gründen der:tu geringen Zellenbeset:tung die Polen und die Sotialde­
mokraten nicht berücksichtigt werden. 

39 Daher Unn in diesem Fall das passende log·lineare Modell auch nur ein saturiene5 Mo­
dell sein. 
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dem Zentrum und den Rechtsliberalen ergeben sich leichte Unterschiede in 
der Verwendung von Deutungsmustem , wenn man Abgeordnete aus dem 
Staatsdienst mit anderen Abgeordneten vergleicht. Da aber diese Unterschie­
de kein inhalt lich interpretierbares Muster aufweisen und im wesentlichen 
auf diese drei Parteien beschränkt sind, haben wir darauf verzichtet, diese 
Ergebnisse in größerem Umfang zu präsentieren. 

Die geringe Bedeutung von soz.iodemographischen Merkmalen von Abge­
ordneten bestätigt die Resul tate der Elitenforschung, die durchgehend ei. 
nen geringen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und politischen 
Einstellungen der Eliten feststellt (Schleth 1971; Best 1990; Hoffmann-Lange 
1991 ); zugleich bedeutet das Ergebnis ei ne Bestätigung der Erklärungsktaft 
der Konfliktlinientheorie . .co 

4.5 Gesellschaftliche Spannungs- und Konfliktlinien und 
kulturelle Deutungsmuster 

Nachdem wir den Zusammenhang zwischen gesellschaft lichen Spannungs­
linien einerseits und den Positionen zur Wahlrechtsrefonn von Abgeordneten 
und ihren Parteien andererseits analysien haben, wollen wir im fo lgenden 
den Zusammenhang zwischen Konfliktlinien einerseits und der Verwen. 
dung von Deutungsmuslem von Abgeordneten und Parteien andererseits 
anaJysieren. Die Fonnulierung von Hypothesen fällt in diesem FaJle schwe­
rer. Dies ist sicherlich dadurch mitbedingt, daß Deutungsmuster lockerer 

40 Es gibt eine drine Möglichkeit. wie man die Einstellungen der Parteien zur Wahlrechts­

reform etk.lliren kann. die wir kl,ll'l diskutieren woUen. Parteien. die Ubereine gut elltwik. 
kelte Orallnis.ation verfugen und über ihre Fraktion die einzelnen Abgeordneten diszipli­
nieren können. werden eher in der Lage sein, ein paneihornogenes Verhalten zu erzeugen 
als Paneien. bei denen die Fraktionsorganislllion schwach oder gar nkht entwkkelt ist 
(vgl. Best 1990: 31 gft). So kÖl1nte man im Sinn dieser Hypothese vennuten. daß die Par­
teien. die sich ambivalent im Hinbliek auf die Wahlrecht.srcfonn äullenen. diejenigen Par­
teien waren. die nur über eine schwache Fraktioo$Ollllnisation verfügten. Wir können 

diesen Zusam.mc:nhang nicht direkt prüfen. halten ihn aber aus folgendem Grund rur nicht 
plausibd. FUr alle Parteien gilt, daß sie im Zeitverlauf zunehmend stärkere Organisatio­
nen gebildet haben. Dies hätte zu einer Zunahme der Homogenität der Äußerungen zur 
Wahlrtehtsreform rUbren müuen. Unsere Analysen zeigen aber. daß die Homogenität im 
Zeitverlaufnicht zunahm, die Entwicldung der Positiooen und DeutungsmLlSter hingegen 
VOll der Enlwicldung der Spannungs_ und KonOiktlinien geprägt war. 
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mit Interessen verkoppelt si nd als dies bei den Positionen zum Wahlrecht 
der Fall ist. Veränderungen des Dreiklassenwahlrechts waren in ihren po­
tentiellen Auswirkungen für die Interessen der Abgeordneten und ihre Klien· 
tel relativ gut kalkulierbar und deswegen konnten wir auch ex ante einen 
Zusammenhang zwischen Interessen und Wahlrechtseinstellungen formulie­
ren. Für die Verwendung der Dcutungsmuster ist dies schwieriger. Ob ein 
Abgeordneter seine Position zum Wahlrecht eher mit Gleichheitsargumenten 
oder eher mit patriotischen Argumenten begründet, ergibt sich nicht unmiuel· 
bar aus seiner Interessenlage. Die Nähe zu bestimmten und die Feme zu an· 
deren Deutungsmustern ist wahrscheinlich eher durch die aJlgemeine ideolo­
gische Orientierung eines Sprechers bestimmt als durch die Interessenlage. 

Von den Inhalten der Argumente und Deutungsmuster kann man die posi­
tive oder negative Po lung einer Argumentation unterscheiden. Darunter ver­
stehen wir den SachverhaJ t, ob ein Argument eine Wahlrechtsrefonn eher 
stUtzt oder eher ablehnt. Im Hinblick auf die positionaJe Polung von Argu­
menten vermuten wir - ähnlich wie bei der Position zur Wahlrechtsreform 
selbst - einen engen Zusammenhang zwischen Interessenlage und einer 
Polung der benutzten Deutung. 

Wir analysieren die verwendeten Deurungsmuster im folgenden entspre· 
chend in zweierlei Richtung. Wir haben zum einen alle Argumente danach 
klassifiziert, ob sie eine Wahlrechtsrefonn eher unterstützen, eher ablehnen 
oder neutral fonn uliert sind. Diese Polung läßt sich durch eine einfache 
Umcodierung der erläuterten Variable Argumentrichrung rekonstruieren. Im 
Hinblick auf die Polung der Argumente gehen wir davon aus, daß es einen 
Zusammenhang zwischen Interessenlagen und Argumentverwendung gibt 
und zwar jeweils in der Richtung, wie wir sie oben bei der Beschreibung 
der verschiedenen Konflikt linien entwickeh haben.O

[ Im Hinblick auf die 
Präferenz für bestimmte Inhalte aus der Menge möglicher Deulungsmuster 
sind wir nicht in der Lage. ex ante Hypothesen zu fonnulieren. Wir wählen 
hier statt dessen ein induktives Vorgehen, indem wir zuerst d ie empiri schen 
Zusammenhänge darstellen und diese dann interpretieren. In Kapitel 4.5.1 
betrachten wir den Zusammenhang zwischen Konfliktlinien und Deutungs· 

41 Auch rur diese Variable haben wir einen Vergleich mit dem Abstirnrnungs\'emalten der 
Abgeordneten dU!l:hgertihn, um zu überprüfen. ob die beiden Variablen in einem unge· 
rlihren Sinne etwas ähnliches messen. Die Ergebnisse sind folgendermaßen: Th = 0.47 

undG=0.75. 
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mustern ohne die Veränderungen in derZeit zu analysieren. In Kapitel 4.5.2 
werden wir dann den Wandel von DeulUngsmustem im Zeitverlauf in Be­
ziehung zu der Konfliktlinienstruktur Preußens setzen. 

4.5.1 Spannungs- und KonDikt1inien und Deutungsmuster 

a. Betrachten wir zuerst wieder die Unterschiede zwischen Rednern aus 
West- und Ostelbien. Im Hinblick auf die positionale Ausrichtung der Argu­
mente erwarten wir nur geringe Unterschiede in der Richtung, daß west­
elbische Abgeordnete etwas häufiger Argumente verwendeten, die e ine 
Wahlrechtsrefonn befürworten als ostelbische Abgeordnete. 

Tabelle 4.5.1.1 : Argumentrichtung nach Region des Wahlkreises in % 

Argumentrkhtung Ostelbien Westelbien 
FUr Wahlreform 67,4 68,8 
Gegen Wahlreform 25,9 20,7 
Neutral 6,7 10,5 

N=2178 N-934 
Kontingenzkoeffizient = 0,08 p<O,OI 

Der erwartete Zusammenhang wird durch die empirischen Analysen bestä­
tigt Die weste ibisehen Abgeordneten benutzten in geringfügigem Umfang 
ihre Argumente eher fü r eine Wahlreform. Wie unterschieden sich die bei­
den Abgeordnetengruppen im Hinblick auf die Inhalte der verschiedenen 
Deutungsmuster? 
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Ta belle 4.5.1.2: Verwendung von kulturellen Deutungsmustern nach 
Region des Wahlkreises in % 

Argumente Ostelbien Westelbien 

a. Patriotismus 16,6 11,3 

b. Demos 13,6 12,4 

c. Wa ndeVFor1schritt 12,9 12,7 

d. Gleichheit 13,0 12,2 

e. Stabilität 11,2 11 ,1 

r. LeistunglVerdienst 7,9 13.7 

g. Autorität 8,' 9,5 

h. Ungleichheit 6,5 7,3 

i, Ablehnung LeistunglVerdienst 5,1 6,' 

j. Autonomie 2,9 1,8 

k. Abhängigkeit 1,9 I ,' 
N=2J78 N-934 

Kontingenzkoeffizient = 0,12 p <O,OI 

Die Ergebnisse zeigen. daß es einen signifikanten, wenn auch nur schwa­
chen Unterschied zwischen den beiden Gruppen gab. Besonders deutlich 
sind vor allem zwei Differenzen: erstens verwenden die westelbischen Ab­
geordneten deutlich häufiger Argumente mit Bezug auf Gleichheit nach 
Lei stung und zweitens seltener patriotische Argumente. Dieser Unterschied 
in der Verwendung von Deutungsmuster ist theoretisch nicht unplausibcl. 
Wir haUen oben erläuten, daß der größte Teil der westeIbisehen preußi­
schen Territorien deutlich später zu Preußen gekommen ist als die ost­
elbischen Gebiete. Wir vermuten, daß die Abgeordneten aus diesen Gegen­
den eine geringere Loyalität gegenUbcr dem preußischen Staat entwickelt 
haben, und dies drückt sich auf der Ebene der Deutungen in der geri ngeren 
Verwendung von patriotischen Argumenten aus. Darüber hinaus war das 
westelbische Gebiet in höherem Maße durch das Bürgenum geprägt; die 
leistungs- und verdienstorientienen Vorstellungen passen zu dieser struktu­
rellen Differenz. 

b. Im Hinblick auf die zweite Konfliktlinic. die zwischen Abgeordneten aus 
mehrheitlich polnischen und mehrheitlich deutschen Wahlkreisen, erwarten 
wir. daß die polnischen Abgeordneten im höheren Maße als die deutschen 
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Abgeordneten Argumente verwendeten, die eine Wahlrechtsrefonn umer-
stützen. 

Tabelle 4.5.1-3: Argumentrichtung nach nationaler Zusammensetzung 
des Wahlkreises in % 

Argumentrichtung Polnische Minderheit Polnische Mehrheil 
Für Wahlreform 66,9 80,3 
Gegen Wahlrefonn 25,0 16,1 
Neutral 8,1 3,7 

N-2894 N-218 
Kontingenzkoeffizient = 0,07 p <O.OI 

Die Ergebnisse bestätigen die theoretischen Erwanungen kaum, wenn auch 
die Abgeordneten aus mehrheitlich polnischen Wahlkreisen um 13 % häufi­
ger Argumente für eine Wah lrechtsrefonn verwenden als die anderen Abge­
ordneten. Die geringen Unterschiede zwischen den beiden Gruppen könnte 
wiederum auf die Tatsache zurückzuführen sein, daß in mehrheitlich polni­
schen Wahlkreisen häufig deutsche Sammelkandidaten gewählt worden si nd. 
Fast 70 % der Abgeordneten aus mehrheitlich polnischen Wahlkreisen ge­
hören nicht zur polnischen Fraktion. Vergleicht man die polnischen Abge­
ordneten mit den deutschen Abgeordneten mehrheitlich polnischer Wahl­
kreise, so verwenden die letzteren ihre Argumeme nur in 59 % der Fälle in 
einer refonnfreundlichen Richtung während dics für die erstgenannten in 
91 % der Fälle gilt. Wie unterschieden sich die heiden Gruppen von Abge­
ordneten im Hinblick auf die inhaltliche Verwendung der verschiedenen 
Deutungsmuster? Tabelle 4.5.1.4. gibt darüber Auskunft. 
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Tabelle 4.5.1.4: Unterschiede der kulturellen Deutungsmuster der Red­
ner nach nationaler Prägung des Wahlkreises in % 

Argumente Polnische Minderheit Polnische Mehrheil 

a. Patriotismus 15,4 10,6 

b. Demos 13,3 11 ,9 

c. WandellFortschriU 13.2 8,3 

d. Gleichheit 11 ,8 26, 1 

e. Stabilität 11 ,0 12,8 

r. LeistunglVerdienst 9 ,9 6 ,9 

g. Autorität 8,8 7,8 

h. Ungleichheit 6,9 3,7 

i. Ablehnung 5,5 5,0 

Leistung/Verdienst 

j. Autonomie 2,3 6,0 

k. Abhängigkeit 1.8 0,9 

N=2894 N 218 

Kontingenzkoeffizient = 0,13 p<O.O I 

Die beiden Gruppen von Abgeordneten unterschieden sich in der Verwen­
dung von Deutungsmustem zwar signifikant, wenn auch nur recht schwach 
voneinander; allerdings sind einige Unterschiede wegen der geringen Fall­
zahl kaum zu interpretieren. Die wichtigsten Unterschiede beziehen sich auf 
die Verwendung des Deutungsmusters "prinzipielleGleichheit", ,.Autonomie" 
und ,,Patriotismus". Die Repräsentanten der polnischen Wahlkreise behaup­
teten mehr als doppelt so häufig die prinzipielle Gleichheit der Menschen und 
die Autonomie der Bürger als die Abgeordneten aus den deutschen Wahlkrei· 
sen. Die patriotischen Argumente wurden von den Reprä-Scntanten deutscher 
Wahlkreise ca. 1,5 mal häufiger als von den Repräsentanten polnischer 
Wahlkreise benulZL-1 Daß die patrioti schen Argumente von den Abgeord-

42 Wlrhaben zusätzlich auch hierdie nationale KonflikLlin ie um andere: Konfliktlinicn kontrol· 
liert, indem wir die mehrheitlich polnischen Wahlkreise mit mehrheitlich deutschen Wahl· 
kreisen verglichen haben. die die gleiche Konrcssiommehrheit uoo die gleiche sekloraJe 
Suukrur haben. Wir \'Crglcichcn a1$O die mehrheitlich polnischen Wahlkreise mit agrari. 
schen, mehrheitlich katholischen Wahlkreisen. Hier wird die h1iufige. positive Benutzung 
von Gleichhcitsargumcntcn dun:h die polnischen AbgcordllCtcn noch deutlicher sichtbar. In 
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neten aus den polnischen Wahlkreisen in einem geringeren Maße benutzt 
wurden, ist leicht crkJärbar, wenn man die oben beschriebene Untcrdrük+ 
kung der polni schen Minderhei tskultur durch die preußi sch-deutsche 
Mehrheilskultur in Rechnung stellt. Ein ähnliches Argument kann auch ftir 
die häufigere Verwendung der Gleichheits- und AUlonomieargumente durch 
die Abgeordneten der polnischen Wahlkreise formulien werden. Hans-UI­
rieh Wehler macht deutlich, daß die Vorgehensweise gegen die polnische 
Minorität deutlich am Rande der Legalität und der Verfassungsmäßigkeit 
stand und zum Teil sogar deren Grenzen sprengte: .. Die legalisierte, staatlich 
sanktionierteAushöhlung des Rechtsstaates und die Mißachtung von Verfas­
sungsrechtcn - wie sic der GrundrechtekataJog der preußischen Vcrfassung 
und die Reichsverfassung vcrbindlich fixi en haucn - machten fatale Fon­
schrine. obwohl das Preußische OberverwaJtungsgericht mit honoriger Ent­
schiedenheit rechtsstaatliehe Prinzipien in cinigen Grundsarzprozessen vor­
erst weiter vcncidigtc" (Wchler 1995: 965). Die politische Situation der Polen 
führte ihnen ihre Ungleichbehandlung in rechtlicher, politi scher und sozia­
ler Hinsicht immer wieder vor Augen, so daß es nicht verwunderlich ist, 
daß sie in besonderem Maße die Glcichhcit der Menschcn als Wen beton­
ten. Im Sinnc von David Snow el al. könnte man diesen Prozeß der Deutung 
als "frame-bridging" interpretieren. in dem verschiedene, nicht miteinander 
verbundene Bereiche wie das Wahlrecht und die nationale Diskrimini erung, 
durch einen gemeinsamen Interpretalionsrahmen der Gleichheit der Men­
schen miteinandcr verkoppelt wurden (Snow et al. 1986). 

c. Nach den beiden territorialen Konfliktlinien wenden wir uns nun der kon­
fessionellen Konfl iktlinie zu. Wir erwarten keine deutlichen Unterschiede 
zwischen Abgeordneten aus mehrheitlich protestantischen und mehrheit­
lich katholischen Wahlkreiscn im Hinblick auf die Ausrichtung der verwen­
deten Argumente. Diese Erwartung wird durch die empirische Analyse in 
der Tendenz bestätigt. 

einem schwächertn Ausmaß werden die Besonderheiten bei den Unabhäniigkeitsargurnenten 
und den palriotUchen Argumenten sichtbar. HieT $Chcinen sich die Abgeordneten aus mehr. 
heitlich polnischen Wl.hJkrcisen nicht stark von den Rednem aus deutschen. mehrheitlich 
katholischen Wahlkreisen zu unterscheiden. 

j 
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Tabelle 4.5.1.5: Argumentrichtung nach konfessioneller Zusammen­
setzung des Wahlkreises in % 

Argumentrichtung Katholische Minderh. Katholische Mehrh. 

Für Wahlrefonn 67.3 70,9 

Gegen Wahlrefonn 25.6 17.3 

Neutral 7. 1 11 ,8 
N- 2655 N=457 

Kontingenzkoeffizient = 0.09 p<O.OJ 

Wie unterschieden sich die beiden Gruppen von Abgeordneten im Hinblick 
auf die Verwendung unterschiedlicher Deutungsmuster? 

Tabelle 4.5.1.6: Unterschiede der kulturellen Deutungsmuste r nach 
konfessioneller Struktur der Wahlkreise in % 

Argumente Kathol. Minderh. Kathol. Mehrh. 
a. Patriotismus 15.7 11 ,2 
b. Demos 13.6 10.9 
c. WandellFonschritt 13.1 11 ,4 
d. Gleichheit 12.1 16.6 
e. Stabilität 11 .0 12.3 
f. LeistunglVerdienst 9.9 8.5 
g. Autorität 8.7 9.2 
h. Ungleichheit 6.7 6.6 
;. Ablehnung 5.3 6.3 

LeistunglVerdienst 

J. Autonomie 2.2 4.8 
k. Abhängigkeit 1.7 2.2 

N 2655 N=457 
Kontingenzkoeffizient = 0,09 p - ......... 

Die Analysen weisen einen signifikanten, wenn auch schr geringen Unter­
schied zwischen Repräsentanten mehrheitlich katholischer und mehrheit­
lich protestanti scher Wahlkreise aus. Unterschiede, wenn auch geringfügig. 
zeigen sich in der Verwendung von Argumenten. die sich auf den Willen 
des Volkcs beriehen . Diese wurden von Redncrn aus mehrheitlich prote­
stanti schen Wahlkreisen ca. I .3 mal häufiger benutzt. Ein umgekehnes Re­
sultat zeigt sich bei den Argumenten, die sich auf die Unabhängigkeit dcr 
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Wähler konzentrieren. Diese wurden von den Abgeordneten aus mehrheit­
lich katholischen Wahlkreisen mehr als doppelt so häufig verwendet. Ein 
weiteres interessantes Resultat zeigt sich beim Vergleich der patriotischen 
Argumente. Diese wurden von den aus protestantischen Wahlkreisen stam­
menden Abgeordneten 40 % häufiger verwendet. 

Wie kann man die Unterschiede zwischen den Dculungsmustern von Red­
nern aus mehrheitlich katholischen und mehrheitlich protestantischen Wahl­
kreisen erklären? Am leichtesten faHt diese Erklärung noch bei den patrioti­
schen Argumenten. Die katholischen Regionen Deutschlands waren 
historisch skeptisch gegenüber einem preußisch-protestantisch dominierten 
deutschen Nationalstaat gewesen und hauen zu den Befürwortem einer groß­
deutschen Lösung gehört (Länne 1986). Diese Skepsis ist in den siebziger 
Jahren während des Kulturkampfes noch angeheizt worden, als die Katholi­
ken zu Reichsfeinden abgestempelt wurden und daher eine grundsätzliche 
Ablehnung gegenUberdem deutschen Reich entwickelt hatten (Wehler 1995: 
901 - 902). Auch die häufige Verwendung des Unabhängigkeitsargumems 
durch die Katholiken läßt sich auf spezielle Bedingungen zurückfUhren, die 
sowohl für die polnischen als auch für die deutschen Katholiken galten. Heide 
hatten unter der Wahlmanipulation durch die preußische bzw. kommunale 
Verwaltung zu leiden und waren gegenüber der Frage des Schutzes der Auto. 
nomie der Bürger besonders sensibilisiert. (Kühne 1994a: 103 - 115). 

d. Betrachten wir zum Schluß die beiden sozioökonomischen Konfliktlinien 
und hier zuerst die sektorale Konfliktlinie zwischen Abgeordneten aus agrari­
schen und nichtagrarischen Wahlkreisen. WIr erwarten, daß die Abgeordne­
ten aus nichtagrarischen Wahlkreisen in deutlich höheren Maße Argumente 
benutzten. die eine Wahlrechtsrefonn stützen, als dies bei Abgeordneten aus 
agrarischen Gebieten der Fall war. Diese Erwartung wird durch die empiri­
schen Ergebnisse auch eindeutig bestätigt. 

Tabelle 4.5.1.7: Argurnentrichtung nach sektoraler Zusammensetzung 
des Wahlkreises in % 

Argumentrichtung Nichtagrarisch Agrarisch 
Für Wahlrefonn 82,6 48,8 
Gegen Wahlreform 12,5 39.7 
Neutral 5,0 IJ,3 

N-J755 N-/357 
Kontigenzkoeffizient = 0,34 p<O,OI 
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Auch im Hinblick auf die Häufigkeit der verwendeten Deutungsinhalte zei­
gen sich zwischen beiden Gruppen deutliche und signifikante Unterscruede. 

Tabelle 4.5.1.8: Ku1turelle Deutungsmuster nach sektoraler Struktur 

des Wahlkreises in % 

Argumente Nichtagrarisch Agrarisch 

a. Patriotismus 13,9 16,5 

b. Demos 16,8 8,7 

c. WandellFortschritt 14,1 II ,2 

d. Gleichheit 15,6 9,2 

e. Stabilität 8,7 14,4 

f. LeistungNerdiensl 8,8 10,8 

g. Autorität 8,9 8,5 

h. Ungleichheit 3,6 10,8 

i , Ablehnung LeistungNerdienst 6,2 4,6 

j. Autonomie 2,8 2,4 

k. Abhängigkeit 0,8 2,9 

N-J755 N-/357 

Kontingenzkoeffizient = 0,23 p<O,OI 

So verwendeten die agrarischen Abgeordneten im Unterschied zu den nicht­
agrarischen Eliten das Deutungsmuster "Prinzipielle Ungleichheit" ca. 3-
mal häufiger, nur halb so häufig erfolgte die Bezugnahme auf die Rechte 
des Volkes, 3-mal häufiger der Verweis auf die Einbettung und soziaJe Ab­
hängigkeit der Menschen, ca. doppelt so häufig der Verweis auf den Zusam­
menhang von Wahlrechtsreform und sozialer und politischer Stabilität, nur 
ungefahr halb so oft verwendeten sie die Deutung "prinzipielle Gleichheit" 
und ca. 30 % seltener Argumente, die "Gleichheit nach Leistung und Ver­
dienst" kritisieren. Wir interpretieren diese Unterschiede als Unterschiede 
in den Ideologien der bei den Lager. Die agrarischen Eliten waren in stärke­
rem Maße Vertreter der hierarchischen, ländlichen Kultur der agrarischen 
Besitzklassen, die von der gegebenen Ungleichheit der Menschen ausgin­
gen und entsprechend kein Verständnis für demokratische Forderungen auf­
bringen konnten . ~ ) Die Abgeordneten der nichtagrarischen Wahlbezirke 

43 Anschauliche Hinwcise auf dic hierarchische Ordnung selbst des täglichen Lebens auf 

dem Land finden sich bei Schildt (1996). 
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waren dagegen stärker von einer modemen. bürgerlichen Ideologie geprägt. 
Zumindest bei einem Teil der Abgeordneten schloß dies die Anerkennung 
der Gleichheit der Menschen und der Befürwortung demokratischer Ideale 
mit ein.« Dazu paßl auch die abweichende Haltung im Hinblick auf die 
Deutungsmuster "Stabilität" und "Wandel". Während die agrarischen Ab­
geordneten eher an Stabilität orientiert waren, gilt für die nichtagrarischen 
gerade das Gegenteil , also die stärkere Bezugnahme auf Prozesse des Wan­
dels und des Fortschritts. Auf der einen Seite stehen hier also die Venreter 
einer sozioökonomisch unter Druck geratenen Lebenswelt, auf der anderen 
Seite die Repräsentanten der aufsteigenden gesellschaftlichen Gruppen. 
Dabei muß man allerdings berticksichtigen. daß gerade die Bezugnahme 
auf den Willen des Volkes vor allem von Abgeordneten vorgetragen wurde, 
die mit Unterstützung der unteren Wahlabteilungen gewählt worden sind. 

e. Betrachten wir zum Schluß die Konfliktlinie zwischen Abgeordneten, die 
eher von den Unterschichten und denen die nicht nur von den unteren sozia­
len Klassen gewählt wurden. Auch hier erwarten wir im Hinblick auf die 
posilionaleAusrichtung der Argumente einen deutlichen Unterschied in der 
Richtung, daß die Abgeordneten der unteren sozialen Klassen in höherem 
Maße Argumente, die eine Reform des Wahlrechts stützen, benutzten als 
dies bei Abgeordneten der Fall ist, die von den Obersdllchten gewählt wur­
den. Auch diese Hypothese wird bestätigt, die positive Verwendung von 
Argumenten bei Abgeordneten mit Unterstützung in den unteren Wahlab­
teilungen ist um mehr als 20 Prozentpunkte höher als bei den anderen Ab­
geordneten. 

Tabelle 4.5.1.9: Argumentrichtung nach sozialer Unterstützung im 
Wahlkreis 

Argumentrichtung Andere Untere Wahlabteilungen 

Für Wahlreform 67,1 89.2 

Gegen Wahlreform 25,7 8.5 
Neutral 7.1 2.3 

N-2078 N-388 
Kontingenzkoeffizient = 0.17 p<O,Ol 

44 Zurwichligen Frage. inwieweit Liberalismus und Demokratie zu den genuin bürgerlichen 
WertvOlltellungen gehören vgl. Blackboum und Eley ( 1980). 
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Signifikante Unterschiede zeigen sich auch bei der Verwendung der ver­
schiedenen Deutungsmuster, wie die folgende Tabelle ausweist. 

Tabelle 4.5.1.10: Unterschiede der Verwendung kultureller Deutungs­
muster nach sozialer Unterstützung im Wahlkreis 

Argumente Andere Untere Wahlabteil. 

a. Patrioti smus 17,7 13,1 

b. Demos 12,7 25.5 

c. WandellFortschritt 13,0 12,6 

d. Gleichheit 13,1 17,3 

e. Stabilität 11,6 5.9 

f. LeistungNerdienst 7.7 9.3 

g. Autorität 8.5 5.7 

h. Ungleichheit 7.3 0.3 

;. Ablehnung LeistungNerdienst 5.5 6.7 

j. Autonomie 1.8 3.6 

k. Abhängigkeit 1.0 0.0 

N_2078 N-388 

Kontingenzkoeffizient = 0,19 p<O,OI 

Abgeordnete, die von den unteren Wahlabteilungen unterstützt wurden, be­
nutzten praktisch nie das Argument der "prinzipiellen Ungleichheit" der 
Menschen; sie benutzen allerdings ungefähr 1,5 mal so oft wie die anderen 
Abgeordneten das Deutungsmuster der "prinzipiellen Gleichheit"; doppelt 
so oft wie die anderen Abgeordneten verwiesen sie auf die Autonomie der 
Staatsbürger. Sie waren also eindeutige Verfechter prodemokratischer Werte. 
Daruber hinaus brachten die von den unteren Wahlabteilungen gewählten 
Abgeordneten den Tatbestand, daß sie vom Volk gewählt wurden, in ihrer 
Argumentation unmittelbar zum Ausdruck, indem sie sich ganz dominant 
auf den Willen des Volkes als Legitimationsinstanz zu einer Reform des 
Wahlrechts bezogen und zwar doppelt so häufig wie die anderen Abgeord­
neten. Insgesamt machte dieses Argument bei ihnen mehr als ein Viertel 

aller Argumente aus. 
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Fassen wir die Ergebnisse weses Kapitels zusammen: 

Im Hinblick auf den Zusammenhang zwi schen Konfliktlinien einerseits und 
der positionalen Ausrichtung der Argumcnlc andererseits finden wir die 
meisten unserer Hypothesen bestätigt. Die s tärksten Zusammenhänge erge­
ben sich wie erwartet in de n heiden sozioökonomischen Spannungslinien. 
Die Abgeordneten aus nichlagrarischen Gebieten und diejenigen. die von 
den unieren Bevölkerungsgruppen unterstützt wurden, verwendeten weit 
häufiger Argumente, die e ine Abschaffung des ungleichen Wahlrechts be­
gründen, als die Abgeordneten aus agrarischen Gebieten und diejenigen, 
die von den oberen Schichten unterstützt wurden. Dagegen zeigen sich ent­
lang der konfessionellen und der regionalen Konfliktlinie wie erwartet nur 
geringfügige Unterschiede. Nicht bestätigt werden konnte die Hypothese 
hinsichtlich der nationalen Konfliktlinie. Die Abgeordneten aus mehrheit­
lich polnischen Wahlkrei sen sprachen sich in ihren Deutungen nicht in dem 
erwarteten Umfang fUr eine Wahlrechtsrefonn aus. Diese Abweichung von 
unserer theoretischen Erwartung haben wir ad-hoc mit dem Verweis auf die 
spezifischen politischen Bedingungen in diesen Wahlkreisen und den ho­
hen Anteil nichtpolnischer Abgeordneter (70 %) in diesen Wahlkreisen t zu 
erklären versucht. 

Die Unterschiede zwischen den Repräsentanten der verschiedenen Span­
nungslinien in der inhaltlichen Verwendung von Deutungsmustem waren 
erwartungsgemäß unschärfer, wenn auch nicht konturlos. Die stärksten 
Unterschiede zeigen sich bei den Repräsentanten der beiden sozioökonomi­
schen Konfliktlinien. Große Abweichungen finden sich vorwiegend bei der 
Benutzung der Gleichheitsdeutungsmuster, der Bezugnahme auf die Rechte 
des Volkes und bei den patriotischen Deutungen. Während sich das Deutungs­
muster "prinzipielle Gleichheit" besonders häufig bei den Abgeordneten 
nichtagrarischer und bei den Rednern mehrheitlich polnischer Wahlkreise 
fand, wurde die Bezugnahme auf das Volk und seine Rechte vor allem von 
Vertretern der unteren sozialen Klassen hergestellt. 

Gerade das Beispiel der Gleichheitsdeutungen zeigt aber, daß die Interes­
senlage und die inhaltliche Verwendung von Deutungsmustern häufig nicht 
unmittelbar miteinander verkoppeh sind. Die Gleichheitsvorstellungen wur­
den sowohl von den nichtagrarischen Abgeordneten zur Stützung ihrer Po­
sition angefühn als auch von den Repräsentanten der stark agrarischen 
Wahlkreise der polnischen Minderheit; zwei nach der Konlliktlinientheorie 
unterscheidbare Gruppierungen präferienen dieselben DeutungsmusIer. uno 
terschiedliche sozialstrukturelle Lagerungen führten in diesem Fall zur Be. 
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zugnahme auf dieselben Deutungsmuster. Die nationaldemokratische Mo­
bi lisierung aller polnischer Bevölkerungsklassen hat alle anderen Interes­
sengegensätze zugunsten der Orientierung an der nationalen Ungleichheit 
zurilcktreten lassen. 

Eine besonders typische Unterscheidung findet sich darüber hinaus bei den 
patriotischen Argumenten. Hier ergibt sich, daß die Repräsentanten derGrup­
pen, denen eine gewi sse Ferne zum dominanten, preußischen Staat unter­
stellt werden konnte - Polen. die Katholiken und die westeibi sehen Gebiete­
seltener patriotische Deutungen benutzten al s die Repräsentanten der ande­
ren Gruppen. 

4.5.2 KonOiktHnien und der Wandel von Deutungsmustem 

Wir untersuchen im folgenden den Wandel der Deutungsmuster und versu­
chen den Wandel durch eine Veränderung der Konfliktlinienstruktur zu er­
kUrren. Wir werden wieder sowohl die positionale Ausrichtung der Argu­
mente wie auch die Inhalte der Deutungsmuster getrennt analysieren. Wir 
beginnen mit der Analyse der positionalen Ausrichtung der Argumente. 

a. Wir hatten weiter oben erläuten, daß sich die Bedingungen der verschie­
denen Konlliktlinien nur in einigen Dimensionen gewandelt haben. Der 
Gegensatz zwischen Westelbien und Ostelbien und Deutschen und Polen ist 
im Zeitverlauf relativ konstant geblieben.·' Entsprechend erwarten wir im 
Hinblick auf die positionale Ausrichtung der Argumente der Abgeordneten 
aus westeibisehen und ostelbischen und deutschen und polnischen Wahl­
kreisen im Zeitverlauf auch keine dramatischen Verschiebungen. Das 
sozialstrukturelle Unterfutter der konfessionellen Spannungslinie hat sich 
zwar im Zeitverlauf auch nicht geänden. die Transfonnierung der Spannungs­
linie in eine Konfliktlinie hat sich aber im Zeitverlauf - wenn auch nicht 
linear _ gewandelt. Eine herausragende Rolle nimmt hier der schon erläu­
tene Kulturkampf der siebziger Jahre und die Auseinandersetzungen der 
vierziger und fünfziger Jahre um Mischehen und die Rolle der Jesuiten ein, 

4S Hier sindalJeniings zwei Einschränkungen zu bedenken: Erstens fa1Jt in den Untersuchungs· 
u itraum die Annexion Hannovers und SchJeswig·Holsteins. die abe r in den untersuchten 
Debauen keinen cxpliz.iteo Niederschlag findet. und zweitens wird erst seit der Gründung 
des deutschen Reiches derGegensatt zwischen Polen und DeutsC hen alm!. Hier liegt es an 
der geringen Falluhl von Argumenten vor 1878. die die PTüfun a: ei ne~ kulture llen Wan· 

dels unmöglich macht. 
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die für eine hohe Mobilisierung der katholischen Bevölkerung und eine 
dementsprechende konfessionelle Polarisierung sorgten. Entsprechend er­
warten wir auch eine Veränderung der Ausrichtung der Argumente im Zeit­
verlauf. Die zeitliche Situierung der Konflikte zwischen katholischer Be­
völkerung und preußischem Staat legt die Hypothese nahe, daß vor allem in 
der ersten und zweiten Phase die Polari sierung der Konfessionen besonders 
stark war. Da in den folgenden Jahrzehnten weile Teile der Kullurkampf­
gesetzgebung sukzessive abgebaut worden sind und das Zentrum seie dem 
Ende des 19. Jahrhunderts auch eine immer gewichtigere Rolle in der Reichs­
politik gespielt hat, kann man in den folgenden bei den Phasen eine Abmil­
derung des konfessione llen Gegensatzes erwarten. 

Unsere Ausführungen hatten gezeigt, daß sich die Sozialstruktur, die die 
Grundlage der beiden sozioökonomischen Spannungslinien bildet. in dem 
von uns analysierten Zeitraum gewaltig verändert hatte. Der Anteil der in 
der Landwirtschaft Beschäftigten war kontinuierlich rückläufig und der 
Anteil der Nicht-Selbständigen nahm kräftig zu. Wir vermuten, daß dies­
ähnlich wie bei den Positionen zu einer Wahlrechtsreform - auch im Hin­
blick auf die Ausrichtung der Argumente zu einer Verschärfung des Gegen­
satzes zwischen Abgeordneten, die agrarische Gebiete und die wohlhaben­
den Schichten vertraten einerseits und Abgeordneten, die nichtagrarische 
Gebiete und untere Schichten vertraten andererseits geführt hat. 

Zur Überprüfung unserer Hypothesen haben wir jeweils log-lineare Mo­
delle rur die erwarteten Zusammenhänge berechnet und zur Illustration die 
Kontingenzkoeffizienten fü r die verschiedenen Konfliktlinien zu jeweils vier 
verschiedenen Zeitpunkten berechnet; die Klassenkonfliktlinie mußten wir 
hier außer Acht lassen, da für sie nur Daten fü r 2 Phasen zur Verfügung 
stehen. Die Ergebnisse der Berechnungen findet man in Tabelle 4.5.2. 1. 

Tabelle 4.5.2.1: Zusammenhang zwischen Argumentrichtung und 
Konfliktlinien im Zeitverlaur 

Zeitraum Region Polen Konfession Sektor 
1849 1878 0,19** 0,13 0,33** 0, 18* 
1879-1899 0 ,09 0,09 0,23** 0,12 
1900-1914 0,07* 0,07* 0,06 0,30** 
1915-1918 0,12** 0,09* 0,08 0 ,46*:" 

* =p<0,05 ** =p <O,OI 
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Die Analysen des Zusammenhangs zwischen Konfliktlinien und Verwen­
dungsrichtung der Argumente über die Zeit hinweg bestätigen weitestge­
hend unsere Hypothesen. So finden wir bei den beiden territorialen Konflikt­
linien keine eindeutigen Entwicklungen über die Zeit hinweg. Bei der 
nationalen Konfliktlinie zwischen Deutschen und Polen zeigt sich keinerlei 
Entwicklung und bei der Konfliktlinie zwischen West- und Ostelbien ergibt 
sich ein trendloscs Schwankungsmuster. Dagegen zeigt sich bei der konfes­
sionelJen Konfliktlinie ein unseren Vermutungen nahezu entsprechendes 
Muster. In den beiden kulturkampfnahcn Phasen I und 2 zeigen sich deutli­
che Unterschiede in der Polung der Argumente zwischen Abgeordnetcn aus 
mehrheitlich katholischen und mehrheitlich protestantischen Wahlkreisen. 
Diese Unterschiede ebnen sich in Phase 3 und 4 dann deutlich ein. 

1m Gegensatz dazu finden wir bei der sektoralen Konfliktlinie eine nahezu 
lineare Entwicklung, die von mäßigen Untcrschieden zwischen Rednern aus 
agrarischen und nichtagrarischen Wahlkreiscn in Phase I und 2 ausgeht und 
in den folgenden Phasen ein starkes Ausmaß an Polarisierung erreicht. Fest­
halten kann man als zusammenfassendes Ergebnis, daß sich bei den beiden 
territorialen Konfliktlinien keine bzw. eine trendlose Fluktuation der Unter­
schiede in der Argumentpolung zeigt, während die konfessionelle Konflikt­
linie zumindest weitgehend der historischen Entwicklung der Konflikte 
zwischen katholischer Kirche und preußischem Staat folgt und die sektorale 
Konfliktlinie e ine lineare Zunahme der Polarisierung in der Argumentpolung 

aufweist. 

b. Wir untersuchen im folgenden den Zusammenhang zwischen Konflikt­
linien und den verwendeten Inhalten der Deutungsmuster im Zeitverlauf. 
Dabei konzentrieren wir uns auf die beiden Konfliktlinien, die in der voran­
gegangenen Analyse eine Entwicklung über die Zeit aufgewiesen haben. 

In Tabelle 4 .5.2.2 sind die Deutungsmusterder Abgeordneten nach derkon­
fessionellen Struktur ihrer Wahlkreise über die Zeit hinweg dargestellt. 
Welche Veränderungen über die Zeit hinweg können wir fe ststellen? 

Zum einen zeigt sich, daß die Vertreter katholischer Wahlkreise seit den 
späten siebziger Jahren häufiger als die anderen Abgeordneten Argumente 
benutzt haben, die sich auf die prinzipielle Gleichheit der Menschen bezie­
hen. Bei den Argumenten, die sich auf Leistung beziehen, fmdet sich die 
umgekehrte Entwicklung. Diese wurden seit den späten siebziger Jahren 
von den Vertretern protestantischer Wahlkreise häufi ger benutzt. Eine deut­
lich lineare Entwicklung zeigt sich bei den Argumenten, die sich auf die 
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stabilisierenden und destabilisierenden Folgen von Wahlrefonnen beziehen . 
Diese wurden zu Beginn der Beobachtungspcriode häufiger von "protestan­
tischen" Abgeordneten verwendet. Dieses Verhältnis kehrt sich aber Schritt 
rur Schritt um. Einen erheblichen Bruch in der Argumentation der Abgeord­
neten aus katholischen Wahlkreisen stell t die Phase des ersten Weltkrieges 
dar. Zum ersten Mal betonen sie stärker die soziale Einbeltung und Abhän­
gigkeit der Staatsbürger, lehnen zum ersten Mal seltener Gleichheit nach 
Verdienst und LeislUng ab, sind zum ersten Mal deutlich schwächer an Fon­
schritt und Wandel orientien und benutzen nun etwas häufiger patriotische 

Argumente als die anderen Abgeordneten. 

Zusammenfassend kann man sagen, daß von den späten siebziger Jahren 
bis zum Beginn dieses Jahrhundens eine ,,Liberalisierung" der kulturellen 
Vorstellungen der Abgeordneten aus mehrheitlich katholischen Wahlkrei­
sen stattgefunden hat. Sie argumentienen relativ häufig mit Bezug auf die 
Gleichheit des Menschen. lehnten leistungsbezogene Gleichheitsvor­
stellungen eher ab und hielten sich von nationalistischen Vorstellungen re­
lativ fern . Allerdings haben die Abgeordneten mehrheitlich katholischer 
Wahlkreise auch schon in der ersten historischen Phase - als noch die Frage 
der Autonomie der Bürger im Vordergrund stand - eine liberalere Haltung 
als die "protestantischen" Abgeordneten eingenommen. Dies linden sich im 
ersten Weltkrieg. Diese Entwicklung bestätigt teilweise unsere Erwartun­
gen über die Entwicklung des Zusammenhangs zwischen der konfessionel­
len Konfliktlinie und den Dcutungsmustem der Abgeordneten aus mehr­
heitlich katholi schen Wahlkreisen. In der zweiten Phase wurden diese 
Abgeordneten tatsächlich zu Venretern einer liberalen Alternative und wa­
ren gegenüber den aus mehrheitlich protestantischen Wahlkreisen stammen­
den Rednern deutlich abgesetzt. In der dritten Phase änden sich diese Pola­
risierung aber nur geringfügig; erst im großen nationalen Ereignis. dem ersten 
Weltkrieg. kam es zu einem nationalen und antiliberalen Schwenk der Ab­
geordneten aus mehrheitlich katholischen Wahlkreisen, der sie relativ nah 
an konservative Positionen heranfühne. 

Wie bei der konfessionellen Konfliktlinie zeigte sich auch bei der sektoralen 
Konfliktlinie eine Veränderung über die Zeit hinweg. 

Bei der Benutzung des patriotischen Deutungsmusters läßt sich eine fast 
lineare Entwicklung beobachten. In der ersten Zeitphase wurden diese ca. 
1.5 mal häufiger von den nichtagrarischen Abgeordneten benutzt. Dieses 
Verhältnis hat sich Schritt rur Schritt umgekehn. so daß im ersten Weltkrieg 
die agrarischen Abgeordneten diese Argumente ca. 1,5 mal häufiger ver-
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wendet haben. Eine nahezu übereinstimmende Entwicklung zeigt sich auch 
bei den stabililätsorientierten Argumenten und bei der Betonung der sozia. 
len Einbctlung und Abhängigkeit der Bürger. Verschärfungen der kulturel­
len Differenzen zwischen agrarischen und nichtagrarischen Abgeordneten 
finden sich bei der Bezugnahme auf das Volk und seine Rechte und bei den 
Deutungsmustcm "prinzipielle Ungleichheit" und "prinzipielle GlcichheÜ". 
Diese Verschärfung setzt vor al lem seit der dritten Phase ein. 

Wir können also festhalten, daß sich die kulturelle Interpretation und Über­
fonnung der sektoralen KonfJiktiinic im Verlauf unseres Untersuchungs­
zeitraums wandelt und immer stärker ausprägt. Die agrarischen Abgeord­
neten benutzten im Verhältnis zu den nichtagrarischen Abgeordneten immer 
häufiger patriotische Argumente, lehnten zunehmend die Gleichheit der 
Menschen ab, stellten Stabili tät als politischen Wert in den Vordergrund, 
verzichteten zunehmend auf den Rekurs auf demokratische Werte und ver­
wendeten ihreArgumeme zunehmend gegen eine Wahlrcfonn. lm Zeilverlauf 
kann man deutlich die Herausbildung einer konservativ-ländlichen Deutungs­
ideologie auf der einen und e iner e her bürgerlich-universalistischen Ideolo­
gie auf der anderen Seite nachzeichnen. 

Bilanzieren wir wieder unsere Ergebnisse. WlT haben gesehen, daß sich vor 
allem die Deutung der konfessionellen und der sektoralen Konfliktlinie über 
die Zeit hinweg veränderten. Diese Deutungsänderungen gingen aber nicht 
in eine gemeinsame Richtung. Während die Entwicklung der Deutung der 
konfessionellen Konfliktlinie stark von der historischen Entwicklung des 
Verhältnisses von Staat und katholischer Kirche und durch den KuIturkampf 
beeinflußt war, zeigte sich die Deutung der sektoralen Konniktlinie als vor 
allem durch die Veränderungen der Sozialstruktur becinflußt. Entsprechend 
fanden wi r auch bei der konfessionellen Konfliktlinie keinen linearen Ver­
lauf der Deulungsentwicklung , während dies für die sektorale Konfliktlinie 
zutraf. An diesem Vergleich wird nochmals deutlich, daß politischer Wan­
del und kultureller Wandel nicht unmittelbar auf soziale Veränderungen rea­
gierten, sondern durchaus eine Eigendynamik besitzen, die unabhängig von 
sozialen Transfonnationen dazu führen kann, daß gesellschaftliche Span­
nungslinien in stärkerem oder schwächerem Maße in politische Konflikt­
linien überführt werden. 

Gesellschaftl iche Spannungs- und Konfliktlinien 
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4.6 Spannungslinien, Parteien und kulturelle Deutungs­
muster 

Wir beschließen unsere empirischen Analysen, indem wir zum Schluß den 
Zusammenhang zwischen Spannungslinien, Parteien und deren Deutungs+ 
präferenzen untersuchen. Parteien bilden eine intennediäre Struktur zwi­
sehen gesellschaftl ichen Ko nfliktlinien einerseits und dem Verhalten von 
Abgeordneten andererseits, so die Vorstellung von Rokkan und Lipsct. Nach­
dem wir im letzten Kapitel den Zusammenhang zwischen gesellschaftli ­
chen Spannungslinien und den von den Abgeordneten benutzten Deulungs­
muster unmiuclbar analysiert haben. wollen wir in diesem Kapite l den über 
Parteien vermiuelten Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Konfli kt­
linien und Deutungsmustem betrachten. Tabelle 4.6.1 zeigt uns, welche 
Deutungen von welchen Paneien bevorzugt wurden. 

Tabelle 4.6.1: Kulturelle Deutungsmuster nach Parteien in % 

A"""","t K_o 7~trum ' ''''t>-
L_ 

SoziaIde- ""m 
vath'c liberalc liberal . """"'''' .. Patriotismus 20,8 11.0 10.8 17.4 11 .7 4.8 

b. "'m~ 5.4 10.5 7.' 14.3 25.3 15.2 
<. WandellFonscluin 10.2 t5.2 11 ,7 17.3 10.8 9.7 
d. Glcichhcit 4.2 9.0 9.2 13.8 20,6 31.0 
< Stabilität 15.3 10.5 11 ,7 12.0 5.0 11 .0 
r. LcistungfVcrdicnst 13,2 10.0 18.8 4.5 7.2 4.8 ,. Autorität '.0 12.4 '.3 9.9 7.3 9.0 
h. Unglcichheit 15.2 9.5 11 .0 2.0 0.5 1.4 
i. Ablehnung 3. ' 6.7 4.9 6.3 7.3 4.8 

l..cislungfVerdiensl 

j. Autonomie 0.3 4.3 2.9 2. ' 4.3 7.' 
k. Abhängigkcit 4.4 1.0 3. ' 0.3 0.7 

N_745 N=227 N=4S4 N-8&5 N=656 N=J45 
v ~~' ;~~"n7 1t ..... ff'; "' ; .. n. ,g, " " p < 0,01 

Der signifikante und hohe Kontingenzkoeffizient von 0,43 deutet auf deut­
liche Unterschiede der Argumentverwendung zwischen dcn Parteien hin. 
Wir werden im folgenden versuchen zu prüfen, inwieweit die Verwendung 
der verschiedenen Deutungsmuster durch die einze lnen Parteien zu ihrer 
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jeweiligen Interessenlage "paßt". Dazu interpretieren wir den Zusammen­
hang zwischen den durch e ine Panei präferienen Deutungsmustern als ein 
Deutungssyndrom bzw. als die Ideologie der analysienen Panei. 

Die Konservativen waren - wie wir oben gesehen haUen - die Partei, die 
vor allem die Interessen der agrarischen oberen KJassen in das politische 
System hinein vennittelten und sich am dezidienesten gegen eine Wahlrechts­
rcfonn aussprachen. Sie zeigen eine deutliche Orientierung an den Deutungs­
mustern " Ungleichheit" ( 15,2 %), "Leistung und Verdienst" (1 3.2 %), "Sta­
bili tät" (15,3 %), "Patriotismus" (20 ,8 %) und an der Vorstellung der sozialen 
Abhängigkeit der Menschen (4,4 %). Betrachtet man diese Deutungen zu­
sammen, dann könnte man sie als Ausdruck eine r nationalistischen 
Ungleichheitsideologie interpretieren. Sie paßt recht gut zu der Klientel, 
die durch die Konservativen im Parlament venreten wurde und insofern ist 
es plausibel, die Konservativen Parteien ideologisch als Repräsentanten ih­
rer Wählerkliente l und damit als Verlängerung einer Konlliktlinie in das 
politische System hinein zu interpretieren. 

Die Sozialdemokraten bilden die Antipoden zu den Konservativen. Sie sind 
die Repräsentanten der nichtagrarischen, unteren Bevö!kerungsschichten, 
die sich mit den Linksliberalen und den Polen am deutl ichsten für eine Re­
fonn einsetzten. Kulturell ist bei ihnen vor allem die starke Orientierung am 
DeurungsmuslCr "Gleichheit" (20,6 %) hervorzuheben, die sich auch in einer 
relativ häufigen Ablehnung von Verdienst und Leistung niederschlägt (7,3 %). 
Darüber hinaus zeichnen sie sich durch ihre starke Betonung der Rechte des 
Volkes aus (25.3 %). Man könnte d ieses Deutungssyndrom und damit die 
Ideologie der Sozialdemokraten als "volksorientiene Gleichheitsideologie" 
bezeichnen. Auch diese Idoologie scheint recht gut zur Klientel. deren Or­
ganisationen vor allem für die Gleichberechtigung ihrer Mitglieder aus den 
Massen des Volkes kämpften, die die Sozialdemokraten venraten. zu passen. 

Eine ähnlich plausible Passung zwischen Panei, Deutungsmustem und Kon­
fliktlinie ergibt sich bei der polnischen Fraktion, die die polnische Minder­
hei t in Abgrenzung zur preußischen Hegemonialkultur repräsentieren . Die 
Vorstellung der prinzipiellen Gleichheit der Menschen bildet mit 3 1,0 % der 
Nennungen das mit Abstand am häufigsten verwendete Deutungsmuster, 
gefolgt von dem Argument, das Volk würde sich für eine Wahlrechtsrefonn 
aussprechen (15,2 %). Die Dominanz der Gleichheitsdeutung ist angesichts 
der fakti schen Ungleichbehandlung der Polen nicht verwunderlich. Die 
Forderung nach ethnisch-kultureller Gleichheit und politi scher Gleichheit 
wird hier mit Hilfe eines gemeinsamen Gleichheitsdeutungsmusters ver· 
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koppelt. Die Spezifik der Situation der Polen äußert sich auch in der Tatsa­
che, daß ihre Abgeordneten mit Abstand am seltensten patriotische Argu_ 
mente verwendet haben. 

Die Nationalliberalen fanden ihre Klientel eher in den oberen Schichten, 
und dies vor allem, wenn auch nicht stark ausgeprägt, in den nichtagrarischen 
Gebieten. Darüber hinaus war ihre Fraktion im preußischen Abgeordneten­
haus eng mit schwerindustrieIl geprägten industriellen Interessen liiert. Es 
mag damit zusammenhängen, daß sich die Nationalliberalen in der Legiti­
mation ihrer Position zum Wahlrecht auf der einen Seile relativ seilen auf 
den Willen des Volkes beriefen (7.6 %), statt dessen ihre Position vor allem 
über die Vorstellung einer prinzipiellen Ungleichheit der Menschen legiti. 
mierten (11.0 %) und die gegebene Ungleichheilsordnung im Gegensatz zu 
den Konservativen nicht als historisch gegeben hinnahmen. sondern stärker 
als eine leistungsgerechte Ordnung begriffen (18.8 %). Sie unterschieden 
sich von den Konservativen weiterhin dadurch, daß die patriotische Orien­
tierung in ihrcn Argumentationen schwächer ist, während sie wie die Kon. 
servativen relativ häufig die sozialen Abhängigkeiten der Menschen beton­
ten (3. 1 %). Man könnte ihre Orientierung als ,,elitäre Leistungsideologie" 
bezeichnen, die durchaus mit den Imeressen und Organisationen von Teilen 
der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Gruppen und hier vor allem mit den 
in der preußischen Landtagsfraktion stark vertretenen schwerindustriellen 
Interessen harmonierte. 

Die Linksliberalen weisen deutliche kulturelle Unterschiede zu den Natio­
nalliberalen auf. Sie beziehen sich unterdurChschnittlich häu fig auf die 
Deutungsmuster "Ungleichheit" und ,,Leistung" und tendieren also eher in 
RichlUng der Betonung des Werts der Gleichheit. auch wenn sie sich hier 
nicht signifikant vom Mittelwert unterscheiden. Besonders deutlich ist bei 
ihnen die Orientierung an Fortschritt und Wandel ()7,3 %), wie sie neben 
den Konservativen die s tärksten Vertreter der patriotischen Argumente sind 
(17,4 %). Man könnte die Ideologie der Linksliberalen emsprechend als 
• ,bürgerlich-patriotische Fonschriusideologie" bezeichnen. 

Das Zentrum ist seinem Deutungsverhalten die Partei. die sich am wenig. 
Slen vom Mittelwert unterschied. Lediglich beim Wen der prinzipiellen 
Gleichheit lag diese Partei deutlich umer diesem Wen (9,0 %). Das Zen. 
trum verweist damit in seiner ideologischen Orientierung auf das, was für 
gegenwärtige große Volksparteien typiSCh zu sein scheint: eine inhaltliche 
Konturlosigkeit, die den Volksparteien den Vorwurf ,.gesichUoser Allerwelts­
parteien" (von Beyme 1993: 101) eingebracht hat Die Ursachen für die 
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geringen Konturen si nd in beiden Fällen ähnlich: ,,Je heterogener die Inter­
essen der Klientel einer Partei aber, desto höher muß der Grad der Gene­
ralisierung und die Reichweite und desto geringer kann und muß der Grad 
der ideolOgischen Integration und Verknüpfung sein" (Gerhards 1995: 228). 
Wir halten bei der Analyse der sozialstrukturellen Klientel des Zentrums 
gesehen, daß die Partei sozioökonomisch nicht stark festgelegt war. Das 
Zentrum mußte sowohl die nichtagrarischen Interessen, also auch die Inter­
essen der unteren Bevö lkerungsklassen angemessen repräsentieren, um den 
Interessen des eigenen Wählerstamms entgegenzukommen. Die fragmen­
tiene Klientelstruktur führt auf der Ebene der Dcutungsmuster, so unsere 
erk1ärende Interpretation, zu einer heterogenen und widersprüchlichen Ar­
gumentation . .c6 

Das dieser Erklärung zugrunde liegende Theorem kann man auch auf die 
anderen Parteien übemagen. Insgesamt zeigen die Parteien mit einer stär­
ker homogenen Wählerklientel, also die Konservativen, die Sozialdemo­
kraten und die Polen , auch eine größere Homogenität in der Verwendung 
von kulturellen Deutungsmustem als die Parteien mit einer stärker hetcro­
genen Wählerklientel. Unter Homogenität und Heterogenität darf man da­
bei allerdings nicht allein die objektive Zusammensetzung der Wählerschaft 
dieser Parteien nach bestimmten sozialstrukturellen Merkmalen betrachten; 
man muß immer berücksichtigen, wie die objektiven Sozialstrukturen durch 
Organisationen und Sinndeutungen kulturell überfonnt worden sind. Ge· 
rade die Wählerklientel der polnischen Fraktion war eigentlich sozial· 
strukturell relativ heterogen zusammengesetzt, doch stand bei den Interessen· 
organisationen und der polnischen Fraktion das nationaldemokratische 
Element so stark im Vordergrund, daß die sozialstrukturelle Hcterogenität 
überlagen wurde durch die Konstruktion von einheitlichen polnischen In­
teressen. Dem Zentrum gelang eine solche Homogenisierung nicht: Hier 
drangen seit Ende des Kulturkampfes die inneren Spannungen immer stär­
ker in den Vordergrund . 

46 In einer diffe~nziene~n Analyse der von den ZenlrUmsabgeordneten verwendeten kultu· 
~llen Deutungsmuster kann gezeigt werden. daß deutliche Divergenzen :twischen den 
Reprisentanlen agrarischer und indusuieller Wahlkreise vorhanden sind (Rössel 1999: 
39 1-4(0). 
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Um den postulierten Zusammenhang zwischen der Homogenität der Wähler+ 
kJiemel und der Homogenität der Deutungen zu prüfen, haben wir berech­
net, wie hoch der Anteil der vier häufigsten Argumente in einer Panei an 
der Gesamtzahl der verwendeten Argumente war. Je höher dieser Anteil ist, 
desto homogener ist die [)eutungsmustcrverwendung. Der Anteil lag bei 
den Polen bei 66.9 % und den Sozialdemokraten bei 68,4 %, bei den Kon­
servativen bei 64,5 %, bei den anderen Parteien bei 62,8 % (Linksliberale), 
53,2 % (Rechtsliberale) und bei 49,1 % (Zentrum). Das Zentrum mil seiner 
sozial strukturell heterogenen Klientel und die Rechtsliberalem mit ihrem 
Spagat zwischen Bürgertum und ländlichen sozialen Klassen zeigen sich in 
ihrer Argumentation am wenigsten homogen. während die Sozialdemokra­
ten, Polen und Konservativen mit ihrer homogenen Wählerklientel auch 
eine weniger heterogene Verwendung von Deutungsmustern aufweisen. 

Insgesamt zeigen unsere Analysen. daß die Verwendung von Deutungs­
mustern durch die Parteien wesentlich durch ihre sozialstrukturelle Basis 
geprägt war. Die Parteien verwendeten dominant die Argumente zur Be­
gründung ihrer Position, die mit den ideologischen Orientierungen ihrer 
Klientel verbindbar waren. Ob dieser Zusammenhang auch im Zeitverlauf 
stabil blieb, wollen wir zum Abschluß kurz darstellen. 

Wir haben rur alle Parteien analysiert. in welchem Ausmaß sich über die 
vier Zeitphasen die Verwendung der Deutungsmuster verändert hat (die 
Tabellen werden nicht ausgewiesen). Interessant ist nun , daß die Parteien 
ihr jeweiliges ideologische Profil Ober die Zeit hinweg kaum verändern. 
Die Veränderungen, die sich in der Verwendung von Deutungsmustern zei­
gen. sind eher parteienübergreifende Entwicklungen: die Ablösung der 
Unabhängigkeiuargumente durch Gleichheitsargumente, dann die häufige 
Verwendung von patriotischen Argumenten im ersten Weltkrieg und deren 
sehr seltene Verwendung in der zweiten Zeitphase. Besonders die zweite 
Zeitphase ist durch eine besondere hohe Orientierung an Gleichheit nach 
Leistung und Verdienst und eine ausgesprochen niedrige Bezugnahme auf 
das Volk gekennzeichnet. Davon selZt sich dann die dritte historische Phase 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts ab. War die vorherige Phase von einem 
stärkeren Konservatismus auch der liberalen Parteien geprägt. so rücken 
nun stärker die Orientierung an Wandel. Gleichheit und die Ablehnung von 
Gleichheit nach Leistung in den Mittelpunkt. Dies kann nach unserer Ein­
schätzung unter Rückgriff auf die oben schon skizzierte neu gewonnene 
Kooperation unter den liberalen Parteien und ihre zunehmende Distanzie­
rung von agrarisch-konservativen Kräften erkHirt werden. 
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Insgesamt aber behalten die verschiedenen Parteirichtungen ihre ideologi­
sche Differenz zu den anderen Parteien kontinuierlich bei. Dies ist auf den 
ersten Blick erstaunlich. wenn man bedenkt, daß die Parteien sich in ihrer 
Organisationsstruktur im Verlauf der betrachteten siebzig Jahre von relativ 
locker strukturierten Fraktionen. Ober die Gründung der ersten Honoratioren­
paneien hin zu modernen Massenparteien entwickelt haben. Die ideologi­
sche Konstanz der Parteien könnte als Bestätigung der These interpretiert 
werden. daß es sich bei den deutschen Parteien im 19. Jahrhundert um 
Weltanschauungspaneien gehandelt habe. die sich durch eine gemeinsame 
Ideologie imegriert haben (Weber 1971: 326 f.). Doch darf dabei erstens 
nicht Obersehen werden, daß der weltanschauliche Kern der verschiedenen 
politischen Richtungen schon vor Beginn unseres Untersuchungszeitraums 
ex.istierte und zweitens die Parteien deutliche Anpassungen an jeweilige 
Zeilkonstellationen zeigten, sei es der Konservati smus der zweiten histori­
schen Phase oder der Patriotismus des ersten Weltkrieges. 

Die Tatsache. daß die Parteien im Zeitverlauf im geringen Maße ihre Deu­
tungsmuster zur Interpretation des Wahlrechts verändert haben. steht auf 
den ersten Blick im Widerspruch zu dem oben dargestellten Ergebnis, daß 
sich die kulturellen Unterschiede entlang der konfessionellen und der sekt­
oralen Konfliktlinie über die Zeit hinweg verändert haben. Dieser Wider­
spruch ist nicht einfach aufzulösen. 

Mit der Zuordnung von politischen Parteien zu gesellschaftlichen Konflikt­
linien in unserer einfachen Wahlanalyse haben wir nur den ersten Ver­
mittlungsschritt zwischen sozialen Strukturen und parlamemarlschen Dis­
kussionen beschrieben. Der zweite Schritt besteht in dem Ausmaß der 
Beteiligung der verschiedenen Parteien an den Diskussionen im Parlament. 
Und genau diese kann und hat sich im Laufe der Zeit deutlich verändert. 
Analysiert man diese Veränderung. dann klärt sich auch der beschriebene 
vermeintlich Widerspruch. 

Betrachten wir zuerst die konfessionelle Konfliktlinie. Hier können wir fest­
stellen, daß von 1849 bis 1899 die Abgeordneten des Zentrums bzw. der 
katholischen Fraktion ca. 70 bis 80 % aller Argumente vorbrachten, die von 
Repräsentanten mehrheitlich katholischer Wahlkreise geäußert wurden. Nach 
1900 verändert sich dies dramatisch. In der dritten Phase kommen nur 30,7 % 
dieser Argumente von Zentrumsabgeordneten, dagegen 6 1.3 % von Abge­
ordneten der polnischen Fraktion. Im ersten Weltkrieg sinkt dann der Anteil 
der Zentrumsargumente auf26.5 % aller Argumente, die von Sprechern aus 
mehrheitlich katholischen Wahlkreisen geäußert wurden. Diese Wahlkreise 



114 

werden nun argumentativ durch Konservative (15.1 %), Nationalliberale 
(22,2 %) und Polen (25.9 %) vertreten. Die Beendigung des Kulturkampfes 
und das Nachlassen des konfessionellen GcgensaLZcs hat also dazu gerutm. 
daß sich das Zentrum aus der Debatte zurückgezogen hat. Die Heterogeni­
tät seiner WählerkJientel und deren verstärkte BcdcUlung nach Ende des 
Kulturkampfes spiegelt sich also nicht nur in der kulIurelIen Heterogenität 
des Zentrums wieder, sondern in einer eher taktisch geprägten, zurückhal­
tenden Haltung gegenüber einer Reform . die die unlcrschiedlichen Wähler­
gruppen dieser Panei in unterschiedlichem Ausmaß betroffen hätte. 

Wenden wir uns abschließend der sektoralen Konfliktlinie im Zeitverlauf 
zu. Auch hier können wir eine deutliche Veränderung der Zuordnung von 
Parteien zu Konfliktlinien fcststcllen. In der ersten Phase standen die kon­
servativen Redner in ihrer argumentativcn Bedcutung noch hinter den Ab­
geordneten des Zentrums (37,3 %) und der Rechtsliberalen (28,0 %) als 
Vertreter der agrarischen Wahlkrei se zurück. Dagegen stammten immerhin 

32,9 % dcr Argumcnte von Abgeordnetcn nichtagrarsicher Wahlkreise von 
Konservativen. Dies änderte sich im Verlauf der folgenden Phasen konti­
nuierlich. Es gab praktiSCh keine Argumente von konservativen Abgeordne­
ten nichtagrarischcr Wahlkreise mehr und die "agrarischen" Argumente kon­
zentrierten sich zunehmend auf die konservative Paneirichtung. Von 49,1 % 
in Phase 2. über 57, I %, bis hin zu 62.0 % im ersten Wehkrieg. Auch die 
panciliche Zusammensetzung der nichtagrarischen Abgeordneten änderte sich 
deutlich. Während in der zweiten Phase vor allem das Zentrum (41 ,3 %) und 
die Nationalliberalen (40,4 %) für den größten Tei l nichtagrarischer Argu­
mente verantwortlich waren. waren dies in der dritten Phase die linkslibe­
ralen (47,8 %) und die Sozialdemokraten (3 1,8 %), was auch fü r die letzte 
Phase gilt. 

Die Veränderung der parlamentarischen Debatte und der in ihr geäußerten 
kulturellen Werte und Deutungsmuster entlang der beiden Konfliktlinien 
ergibt sich also ganz offensichtlich aus den Verschiebungen zwischen den 
Parteien. Der Wandel entlang der konfessionellen Konfliktlinie geht ganz 
offensichtlich auf den argumentativen Rückzug des Zentrums zUriick, wäh­
rend die Wandlungen entlang der sektoralen Konfliktlinie mit der stärker 
agrarischen Orientierung der Konservativen und der Entstehung neuer Ak­
teure (vor allem der SPD) zUSammenhängt, die die Interessen tendenziell 
prodemokratischer Kräfte innerhalb des Bürgertums und der Arbeitcrklasse 
vertreten haben. 
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5. Bilanz der Ergebnisse und Schluß be­
trachtung 

Das gleiche Wahlrecht gehört mit zu den Kernmerkrnalen einer demokrati­
schen, politischen Ordnung. So wie jede institutionelle Ordnung ist auch 
das Wahlrecht keine reine Verfahrensregel. sondern hat eine kulturelle Di­
mension. die für den Sinn der institutionellen Ordnung steht. Ob alle Bürger 
das gleiche Wahlrecht haben sollen, ist eine nonnative Entscheidung, der 
Argumente und Deutungen zu Grunde liegen, die die Richtigkeit dieses Werts 
begTÜnden. Auch die umgekehrte Option ei nes ungleichen Wahlrechts ist 
mit Ideen der Legitimation dieses Standpunktes verbunden. Den Verfah­
rensregeln selbst ist ihr Gehalt an .,Ideen", ihr ku ltureller Gehalt meist nicht 
anzusehen. Dieser bleibt latent, wird aber dann manifest, wenn Verfahrens­
regeln strittig werden und Protagonisten und Opponenten Normen verteidi ­
gen müssen oder wollen. 

Heute gehört das allgemeine und gleiche Wahlrecht zum unhinterfragten 
Bestand westlicher Demokratien. Daß dies nicht immer so war, zeigt ein 
Blick zuriick in die Geschichte. Wir haben für unsere Untersuchung eine 
Zeitphase ausgewählt. in der in der öffentlichen Debatte um die Durchset­
zung des gleichen Wahlrechts und die Abschaffung des Dreiklassenwahl­
rechts gerungen wurde. Im Fall des von uns analysierten preußischen Wahl­
rechts manifestierte sich die Tatsache, daß der Geltungsanspruch des 
Dreiklassenwahlrechts strittig wurde. in den Gesetzcsinitiativen, die in das 
preußische Abgeordnetenhaus eingebracht wurden und den öffentlich-par­
lamentarischen Debatten über eine Wahlrechtsrefonn. In den Debatten äu­
ßerten Abgeordnete zum einen ihre Position zu den verschiedenen Mög­
lichkeiten einer Wahlrechtsreform und ergriffen damit Partei für eine 
bestimmte gesetzliche Regelung des Wahlrechts: sie taten dies. indem sie 
Argumente fonnulierten , die ihre Position plausibilisieren sollten. Die da­
bei ins Feld gefUhrten einzelnen Argumente für oder gegen eine Änderung 
des Wahlrechts sind häufig gebunden an zentrale Deutungsmusterder Inter­
pretation der gewünschten politiSChen Ordnung. Die Diskussionen um das 
Wahlrecht und die dabei verwendeten Argumente lassen sich entsprechend 
als Definitionskämpfe über zentrale politiSChe Werte und über die politi­
sche Kultur einer Gesellschaft interpretieren. 
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Auf der Basis einer systematischen Inhaltsanalyse der parlamentarischen 
Debanen , die im preußischen Abgeordnetenhaus zwischen 1849 und 19 18 
über das Dreiklassenwahlrecht slaugefunden haben, haben wir die Positio­
nen und die Deutungs- und Argumcnlationsmustcr, die zur Begründung 
politischer Optionen von Sprechern im Parlamem benutzt wurden, beschrie­
ben. Neben einer Beschreibung der Positionen und Dculungsmuster war es 
unser Ziel, der erklärenden Frage nach der Verbindung von Positionen und 
Deutungsmuslern einerseits und den Inlcrcssenlagen der Akteure anderer­
seits nachzugehen. Wir haben dazu Informationen zur sozialstrukturelien 
Lage der einzelnen Abgeordneten im preußischen Abgeordnetenhaus und 
der Zusammensetzung der einzelnen Wahlkreise erhoben, die wir zur Be­
stimmung von Interessenlagen benutzt haben. Welche Ergebnisse lassen sich 
bilanzieren ( I) und wie kann man die Befunde unserer Fallstudie im Rah­
men allgemeiner soziologischer Fragestellungen bewerten (2), dies sind die 
beiden Fragen, denen wir zum Abschluß nachgehen wollen. 

I. Die Beteiligung der verschiedenen Parteien an der öffentlichen Debatte 
war sehr unterschiedlich: die Parteien, die vom Dreiklassenwahlrecht profi­
tierten und zugleich die Mehrheit im Parlament hauen, beteiligten sich nur 
unterdurchschnittlich an der Diskussion; sie überließen das ,,Palavern" den 
parlamentarisch schwachen Parteien und vertrauten auf ihre Macht in den 
Abstimmungen. 

Die Analyse der Deutungsmuster hat uns gezeigt, daß die Di skussionen nicht 
von einem oder wenigen •• rnasterframes" beherrscht wurden, sondern von 
einer Vielzahl von Deutungsmustern, die von den verschiedenen Akteuren 
unterschiedlich benutzt wurden. Insofern dokumentieren die Debatten um 
das Wahlrecht, daß die parlamentarischen Eliten nicht über eine gemein­
same politische Kultur verfUgten, sondern daß unterschiedliche und sich 
widersprechende Ideen den kulturellen Horizont der Debalten bildeten. Die 
politische Kultur war gespalten. 

Dabei erfolgte die Legitimation einer Wahlrechtsrefonn wie auch die Ab­
lehnung einer Reform nicht dominant über Prinzipien, die man als die Grund­
prinzipien einer demokratischen Kultur beschreiben könnte (Gleichheit und 
Autonomie), sondern über andere Werte und Ideen: Die Funktionalität ei­
ner Wahlrechtsrefonn rur Preußen, die Sicherung gesellschaftlicher Stabili­
tät, der Verweis auf das Volk, den gesellschaftlichen Wandel und den Fort­
schritt im In- und Ausland und auf Autoritäten, bildeten zusammen die 
DeutungsmuSlCr, die die Mehrzahl der Argumente fUr sich verbuchen konn­
ten, auch wenn die prinzipiellen Argumente fast 40 % a ller angefUhrten 
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Argumente ausmachten. Parlamentarische Debatten sind offensichtlich keine 
philosophisch-akademischen Veranstaltungen. in denen normative Regelun­
gen aus abstrakten, allgemeinen Prinzipien logisch deduziert werden. 

Wir haben versucht. die unterschiedlichen Positionen und die unterschiedli­
che Verwendung von Deutungsmustem dureh die Abgeordneten und die 
Parteien mit Hilfe der Theorie gesellschaftlicher Spannungs- und Konflikt­
linien zu erklären. In unserer Darstellung gesellschaftlicher Spannungslinien 
in Preußen haben wir versucht zu plausibilisieren, inwieweit die sozialen 
Gruppen, die die Pole der Spannungslinien bildeten, in ihren Interessen­
lagen durch eine Reform des Dreiklassenwahlrechts tangiert worden wären 
und haben daraus Hypothesen über die Positionen und die Verwendung von 
Deutungsmustern der Sprecher dieser Gruppen abgeleitet. 

Die empirischen Analysen haben im wesentlichen unsere Vermutungen be­
stätigt: Abgeordnete aus polnisch dominierten und aus nichtagrarischen 
Wahlkreisen, sowie Abgeordneten, die von den unteren Klassen gewählt 
worden waren, waren diejenigen. die für eine WahlrechlSreform optierten. 
Allerdings galt dies - entgegen unserer Erwanung - auch ftJr die Abgeord­
neten aus mehrheitlich katholischen Wahlkreisen, deren Interessenlage nur 
bedingt zu spezifizieren war. In der zeitlichen Betrachtung zeigte sich beim 
sektoralen Gegensatz zwischen agrarischen und nichtagrarischen Bevölke­
rungsgruppen sogar eine Polarisierung der Posilionen, die ihre Repräsen­
tanten zu einer Wahlrefonn einnahmen. Einer rea1en sektoralen Verschie­
bung der preußischen Gesellschaft enlSprach damit auch die Verschärfung 
der politischen Repräsentation der sektoralen Kontliktlinie. 

Auch bei den kulturellen Deutungsmustem zeigten sich erwartbare Unter­
schiede zwischen den Abgeordneten, die die Pole der gesellschaftlichen 
Spannungslinien repräsentieren: a alle Gruppen, die eine gewisse Entfer­
nung vom Zentrum der Macht in Preußen aufwiesen, also die westeibisehen 
Gebiete, die Katholiken, die Polen und die unteren Klassen verwendeten 
seltener patriotische Argumente. b. Die Repräsentanten der vom Wahlrecht 
benachteiligten Gruppen benutzten häufiger Argumente. die die allgemeine 
Gleichheit der Menschen hervorhoben. Als besonders stark erwiesen sich 
wiederum die Unterschiede entlang der sektoralen Konfliktlinie. Die Über­
einstimmungen zwischen Abgeordneten aus agrarischen und nichtagrari­
schen Wahlkreisen erwiesen sich als sehr gering. In der zeitlichen Betrach­
tung konnten wir darüber hinaus feststellen. daß diese Unterschiede sich 
erst allmählich herausgebildet haben und parallel zur Verschiebung der So­
zialstruktur in Preußen immer stärker geworden sind. Ein ähnliches Resul-
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tat konnten wir fü r die konfessionelle Konfliktlinie feststellen. Die Entwick­
lung der Verwendung von Deutungsmustern wies hier allerdings keine li­
neare Richtung auf. Die konfessionelle Konfliktlinie zeigte sich als beson­
ders stark in jenen Zeitphasen, als die katholische Kirche und die katholische 
Bevölkerung in relativ scharfen Konflikten mit dem preußischen Staat be­
findlich war und als eher schwächer als diese Konflikte teilweise beigelegt 
waren und die inneren sozialen Spannungen im katholischen Milieu stärker 
in den Vordergrund drangen. 

Die von uns festgestellten Unterschiede in den Positionen und Deutungs­
mustern der Repräsentanten bestimmter gesellschaftlicher Gruppen konn­
ten auch auf der Ebene der Parteien diagnostiziert werden. Wlf konnten 
zeigen, daß die Parteien deutliche Repräsentationsfunktionen gegenüber 
bestimmten gesellschaftlichen Gruppen einnahmen und die damit verbun­
denen kulturellen Unterschiede deutlich zum Ausdruck brachten. So konn­
ten wir jeder Parteirichtung ein bestimmtes Wenesyndrom zuschreiben, das 
von der nationalistisch-hierarchischen Vorstellungswelt der agrarisch ge­
prägten Konservati ven. über die elitäre Leistungsorientierung der bürgerli­
chen Rechtsliberalen. die intern fragmentierte Ideologie des Zentrums mit 
seiner sozioökonomisch heterogenen Wählerklientel, über die bürgerlich­
patriotische Gleichheitsideologie der Linksliberalen und das gleichheits­
orientierte Denken der Polen, bis hin zum demokratisch-fortschrittlichen 
Gleichheitsdenken der Sozialdemokraten reichte. Generell zeigte sich, daß 
es zwischen den Parteien eine erhebliche kulturelle Distanz gab. Heinrich 
Best hatte in seinen Untersuchungen Hir den Reichstag feststellen können, 
daß dessen Abgeordnete in sozialstrukture ller Hinsicht eine scharfe Seg­
mentierung nach Parteien aufwiesen (Best I 988b; 1989). Auch wenn unsere 
Ergebnisse sich nicht auf den Reichstag sondern auf das preußische Abge­
ordnetenhaus beziehen. so zeigen sie doch, daß die politischen Eliten nicht 
nur sozialstruktureIl sondem auch ideologisch segmentiert waren. 

Zusanunenfassend läßt sich also festhalten. daß die Theorie der gesellschaft­
lichen Spannungslinien einen großen Teil der Unterschiede in den Positio­
nen und kulturellen Deutungsmustem der Abgeordneten erklären konnte. 
Zentral für die Hypothesenbildung war dabei aber dasAusmaß. in dem eine 
bestimmte Gruppe in ihren Interessen von den Wahlrechtsreformen tangien 
wurde und nicht die bloße Existenz gesellschaftlichcr Spannungslinien. Der 
stärkste Einfluß auf die Positionen und die kulturellen Deutungsmuster der 
Abgeordneten ging von den sozioökonomischen Konfliktlinien aus. Aller­
dings haben unsere Analysen auch gezeigt, daß sich die sozialstrukturellen 
Bedingungen nicht ungebrochen in die parlamentarische Arena hinein ver-
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längem. sondern zum einen von der kulturellen und sozialen Überformung 
durch Organisationen und Eliten (vgl. Rössel 1999: 7 1 - 9 1), zum anderen 
von spezifischen historischen Ereignissen abhängig sind, wie die Konstel­
lation in der zweiten historischen Phase und die Entwicklung im ersten 
Weltkrieg zeigen. Dieses Ergebnis zeigt. daß es durchaus sinnvoll ist, theorie­
geleitetet deduktiv vorzugehen, wenn man zugleich die Eigenwilligkeit hi­
storisch einmaliger Konstellationen berücksichtigt. 

2. Die hier vorgelegte Studie versteht sich als eine kultursoziologische Fall­
analyse. Wir möchten am Ende unsere Ergebnisse in den allgemeinen Rah­
men einer Kultursoziologie einordnen und auf Vorteile und Defizite der 

eigenen Vorgehensweise hinweisen. 

Unter Kultur einer Gesellschaft verstehen wir die Deutungs- und Werte­
muster. mit denen Akteure Bereiche in der Welt interpretieren. Drei 
Fragestelllungen scheinen uns die zentralen Fragestellungen einer Kultur­
soziologie zu sein: die systematische Beschreibung der Deutungsmuster, 
die von einer Gruppe von Akteuren zur Interpretation benutzt werden (2. 1). 
die Erklärung der Verwendung bestimmter Deutungsmuster durch bestimmte 
Akteure (2.2) und die Erklärung der Wirkung von Deutungsmustem auf 
Veränderungen der Struktur der Gesellschaft (2.3). 

2.1 Kultursoziologie scheint gegenwärtig die Domäne einer verstehenden, 
interpretativen Soziologie zu sein. Die Beschreibung von Ideen und WeIte­
muster erfolgt entsprechend meist mit Hilfe qualitativer Verfahren der Da­
tenerhebung und der Datenauswenung (vgl. zum folgenden GerhardsILind­
gens 1995). Der Voneil qualitativer Verfahren liegt in der engen Deckung 
zwischen dem Sinn und der Bedeutung des analysierten Materials einer­
seits und den Beobachterkategorien des Forschers andererseits. Technisch 
gesprochen könnte man sagen. qualitative Methoden haben ihre Stärke in 
einem hohen Grad der Validität der Untersuchung. Die Interpretationen 
weisen einen hohen Grad der Sinnadäquanz auf. Den qualitativen Verfah­
ren hahen aber in der Regel zwei Probleme an, die zur Kritik einladen. Zum 
einen sind qualitative Verfahren nicht zur Analyse großer Texunengen ge­
eignet. Sie beschränken sich entsprechend meist auf einen kleinen Text­
korpus. Bei einer Textbeschränkung auf wenig Material stellt sich aber die 
Frage. rur was das ausgewählte Material denn steht und welche Rilckschlüsse 
man auf größere Zusammenhänge ziehen kann (Problem der Repräsentati­
vität). Eine zweite Schwäche qualitativer Methoden bezieht sich auf die 
Frage der Intersubjektivität des rekonstruierten Sinns (Problem der Relia­
bi lität). Zwar gelingt häufig eine plausible Auslegung des Sinns der analy-
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sielten Texte, das Verfahren der Textintcrpretation selbst bleibt aber eine 
subjektive Textimcrpretation , deren lntcrsubjektivilät nicht sichergestellt ist. 
Für quantitative Verfahren lassen sich andere. gleichsam umgekehrte Vor­
und Nachteile bilanzieren. Ihre Stärke besteht zum einen in der Anwen· 
dungsmöglichkeit auf große Textmengen, so daß sie in der Regel den An­
spruch aufRepräsenlativität für sich beanspruchen können. Ihre zweite Stärke 
besteht in einem hohen Grad von Intersubjektivität, der dadurch ennöglichl 
wird, daß nach fest definierten Regelsyslemen Textelemente definierten 
BeobachlUngskatcgorien zugeordnet werden. Die Schwäche quantitativer 
Verfahren besteht in der Validität ihrer Ergebnisse. Texte stellen in der Re­
gel Sinnzusammenhänge dar, die sich nicht aus isolierten Elementen wie 
Themen, Meinungen oder Aussagen ergeben. Gerade wenn es um die Re­
konstruktion von kulturellen Werten und Deutungsmustem ge ht. ist die 
Auflösung des Textes in nach dem Kategoriensystem bestimmten Sinn­
partikeln ein problematisches Vorgehen. 

Lautet we erste Zielvorstellung einer Kultursoziologie, we verwendeten 
Deutungs- und WertemuSter systematisch zu beschreiben. dann besteht die 
Kunst eine r kultursoziologischen Methode darin , Verfahren der Inhalts­
analyse zu entwickeln, die große Textmengen analysierbar machen und nach 
kontrollierbaren Verfahren ablaufen und zugleich in der Lage sind, komple­
xe Sinnzusammenhänge zu erfassen. Die unserer Studie zugrunde liegende 
systematische Inhaltsanalyse versteht sich als ein Versuch, genau diesen 
Weg zu beschreiten. Wir haben eine Vollerhebung aller parlamentarischen 
Debatten zum Wahlrecht im preußischen Abgeordnetenhaus von 1849 bis 
191 8 durchgefUhrt, was sicherstellt, daß sich unsere Analysen verallgemei­
nern lassen: wir haben ein Klassifikationssystem in Fonn eines Codebuchs 
und Zuordnungsregeln von Argumenten zu Kategorien entwickelt, was die 
Intersubjektivität sicherste Uen soll (siehe Anhang); schließlich haben wir 
Argumente als Erhebungseinheit codie rt und wese zu DeulUngsmustem 
aggregiert, um auf diesem Wege die verschiedenen Ideensysteme zu rekon­
struieren. Gesteuert wurde dieses methodisch aufwendige Verfahren durch 
die Zielvors tellung, die verwendeten Deutungs- und Werternuster systema­
tisch zu beschreiben. 

2.2 Die Dominanz des interpretativen Paradigmas innerhalb der Kultur­
soziologie hat nicht nur zu einer spezifischen Methodenpräferenz geführt, 
sondern auch zu einer Akzentuierung des Erkenntnisinteresses auf eine ver­
stehende Beschreibung von Kultur unter Vernachlässigung von erklärenden 
Fragestellungen. Die Klassiker der Soziologie waren diesbezüglich noch 
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anders disponiert. Sowohl Marx als auch Weber haben die Beschreibung 
von Ideensystemen ergänzt durch die erklärende Frage, warum bestimmte 
Ideen in einer Gesellschaft dominant sind: "Die Gedanken der herrschen­
den KJasse sind in jeder Epoche die herrschenden Gedanken, d. h. die Klasse, 
welche die herrschende materielle Macht der Gesellschaft ist, ist zugleich 
ihre herrschende geistige Mac ht" lautet eine der SchlüsselsteIlen in der 
,Deutschen Ideologie' (Marx/Engels 1969: 46). Und auch die häufig zitierte 
Passage aus der Weberschen Religionssoziologie bringt eine explizit erklä­
rende Perspektive zum Ausdruck. ,jnteressen (materielle und ideelle). nicht: 
Ideen. beherrschen unmittelbar das Handeln der Menschen. Aber: die "Welt­
bilder", welche durch "Ideen" geschaffen wurden, haben sehr oft als Wei­
chensteller die Bahnen bestimmt, in denen die Dynamik der Interessen das 
Handeln fortbewegte" (Weber 1988: 252). 

Wir knüpfen mit unserer Studie an die von den Klassikern der Soziologie 
fonnulierte Frage der Erklärung der Verwendung von kulturellen Deutungs­
muster und Werten an, indem wir die Verwendung von Argumenten mit 
Bezug auf die von den Parteien repräsentierten Interessen und soziokul­
turellen Milieus erklären. 

Für eine vollständige Erklärung ist dieses Vorgehen aber nur die halbe Miete. 
Die meisten sozialwissenschaftlichen Theorien gehen von der Prämisse aus, 
daß sich das Hande ln von Akteuren als Resultate aus Strukturbedingungen, 
in die Akteure eingebettet sind, einerseits und den Wahlentscheidungen der 
Akteure andererseits erklären läßt: "strucwre" und ,,agency" (Giddens 1984), 
"constraints" und "choices" (Theorie rationalen Handeins) bilden zusam­
men erst eine vollständige Erklärung. Unsere Untersuchung hat sich auf 
eine Analyse der "constraints" bzw. der Strukturbedingungen konzentriert. 
Wir haben vernachlässigt. daß die Abgeordneten und Parteien nicht nur 
strukturdeterminiert handeln, sondern Strukturen die Wahrscheinlichkeiten 
für bestimmte Handlungen vo rgeben, diese aber nicht detenninieren. Auf 
der Basis gegebener struktureller Bedingungen und soziokultureller Milieus 
können die Parteien verschiedene kulturelle Interpretationen der Interessen 
ihrer potentiellen Wählerklientel entwickeln. So ist aus einer reinen sozial­
strukturelIen Analyse der Wählerklientel der Linksliberalen deren starke 
Orientierung an patriotischen Argumenten keineswegs zu erklären. Dazu 
müssen die programmatischen und theoretischen Debatten in der Partei und 
ihrem Umfeld rekonstruiert werden. Damlt könnte dann auch die Rolle von 
politischen Eliten bei der Entstehung und Interpretation von gesellschaftli ­
chen Konfliktlini en deutlicher werden (Rohe 1992: Claggett et al. 1982). 
So lche und andere Optionen und Strategien der Abgeordneten und Parteien 
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haben wir in unserer Analyse vernachlässigt. Wir können auf diesen Man­
gel unsere Analysen hier nur hinweisen; es bleibt einer anderen Studie vor­
behalten, diesen Mangel zu beheben. 

2.3 Die Frage nach der Wirkung von Deutungsmustcm auf Strukturverän­
derungen der Gesellschaft stand nicht im Mittelpunkt unserer Untersuchung. 
Wir wollen trotzdem am Ende auf diese Frage kurz eingehen. Die Debalten 
über das Dreiklassenwahlrecht haben die Abschaffung des Dreiklassenwahl­
rechts nicht bewirken können. Auch wenn die Mehrheit der Argumente, die 
geäußert wurden. von prorefonncrischen Rednern kam. war die Mehrheit 
der Abgeordneten insgesamt in ihrem EnlScheidungsverhallen bis zum Ende 
des ersten Weltkriegs gegen eine Refonn. Ganz offensichtlich wirkte in 
dieser parlamentarischen Diskussions- und Entscheidungssituation nicht der 
zwanglose Zwang des besseren Arguments, sondern die Interessen der von 
Abgeordneten repräsentierten soziokulturellen Mi lieus. 

Dieser Sachverhalt gilt auch und trotz der Tatsache, daß der Druck zur Re­
fonn des Dreiklassenwahlrechts im Zeitverlauf wuchs. Die veränderte So­
zialstruktur löste Druck auf das politische System aus und dies fand seinen 
Ausdruck in einer veränderten öffentlichen Meinung des Parlaments, auch 
wenn diese nicht als ungebrochene Widerspiegelung sozialer Wandlungs­
prozesse betrachtet werden kann. Der Einfluß auf d ie Entscheidungen blieb 
aber aus: die dominierenden Interessengruppen im auf Ungleichheit basie­
renden Parlament verhinderten eine Veränderung der Mehrheitsverhähnisse 
zugunsten einer Reform des Wahlrechts. Daß dies nicht zwangsläufig so 
sein muß, zeigen die Wahlrechtsentwicklungen in anderen Ländern: in Groß­
britannien, Schweden und Belgien erwiesen sich Parlamemsmehrheiten auf 
Druck von unten zu Wahlrechts erweiterungen bereit (Rüschemeyer et al. 
1992). 

Die Refonnunfähigkeit des preußischen Parlaments fUhrt am Ende zu einer 
ernüchternden Betrachtung dessen, was wir mit Ideen, Deutungsmuslern 
und Kultur bezeichnet haben. Ihre Wirkungsmacht im Sinne einer Überzeu­
gung, Strukturveränderungen herbeizuflihren, blieb in dem von uns analy­
sierten Fall recht begrenzt. Die Macht der Ideen vermochte gegen die Macht 
von Strukturen und Insti tutionen nicht viel auszurichten. 
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Anhang A: Kategoriensystem zur Erhebung 
der soziodemographischen und biographi­
schen Merkmale der Sprecher im preußi­
schen Abgeordnetenhaus 

Für jeden Sprecher, der sich in den parlamentarischen Debatten zum Wahl­
recht geäußert hat, werden folgende Hintergrundsvariab len erhoben. 
Inrormationsgrundlage der Codierung bilden folgende drei Handbücher: 

Booms. Hans und Rudolf Morsey (Hg.), 1988: Biographisches Handbuch 
für das preußischeAbgeordnetenhaus, 1867 - 1918, bearbeitet von Bem­
hard Mann. Düsseldorf: Droste. 

Haunfelder, Bemd, 1994: Biographisches Handbuch flirdas prcußischeAb­
geordnetenhaus 1849-1867: Droste. 

Kühne, Thomas, 1994: Handbuch der Wahlen zum preußischen Abgeord­
netenhaus, 1867-1918. Wahlergebnisse, Wahlbündnisse und Wahl­
kandidaten, Herausgegeben von Rudolf Morsey und Gerhard A. Ritter. 
Düsseldorf: Droste. 

Gebuja 
Geburtsjahr des Sprechers 

Angaben des vollen Geburtsjahres: z. B. 1799 

Alter 
Alter des Sprechers 

Berechnung des Alters in Jahren zum Zeitpunkt der Debatte: Grundlage 
sind die Angaben über das Geburtsjahr und die Angaben zum Zei!punk! der 
Debanc. 

Adel 
Zugehörigkeit zum Adel 

Hier wird als "String-Variable" erhoben, ob einc Person in den Adelsstand 
gehön. Jeder der einen Adelstitel oder zumindest ein .,von" vor dem Namen 
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trägt, muß als Adliger eingegeben werden. Bei Adelstiteln wird der voll­
ständige Titel eingegeben, bei Adligen mit "von" lediglich das "von", 

Beruf 1 
Beruf des Sprechers 

Wird als "String-Variable" eingegeben! Der erstgenannte Beruf wird hier 
eingegeben. Bitte immer die g leiche Schreibweise verwenden! 

Beruf 2 
Beruf des Sprechers 

Hier wird der erstgenannte Beruf des Sprechers aus der Variable Beruf! als 
Codenummer eingegeben: 

100 Freie Berufe 
110 Rechtsanwälte, Notare, ete. 
120 Ärzte und andere freie Berufe 
130 Schriftsteller, Redakteure 

200 Selbständige 
210 Selbständige in der Landwirtschaft 
211 Riucrgulshesitzer, Gutsbesitzer 
212 Bauern 
220 Selbständige in Industrie. Handel, ete. 
221 Fabrikbesitzer 
222 Selbständige im Bereich Handel, Banken und Versicherungen 
223 Selbständige Handwerker 

300 Öffentlicher Dienst 
310 Verwaltungsbeamte 
3 11 Verwaltungsbeamte (gehobene Position) 
312 Verwaltungsbeamte (niedrige Position) 
320 Justizbeamte 
321 Justizbeamte (gehobene Position) 
322 Justizbeamte (niedrige Position) 
330 Lehrpcrsonal 
331 Professoren 
332 GymnasiaJlehrer 
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333 andere Lehrer 
340 Militär 
341 Militär (gehobene Position) 
342 Militär (niedrige Position) 

400 Geistliche 
4 10 Katholische Würdenträger 
420 Protestantische Würdenträger 

500 Angestellte von Organisationen 
510 Paneifunktionäre 
520 Gewerkschaftsfunktionäre 
530 Industrieverbände und Handelskammern 
540 Agrarische Interessenverbandsfunktionäre 

600 Angestellte und Arbeiter In Industrie, Ha ndel und Gewerbe 

610 Angestellte 
620 leitende Angestellte 
630 Arbeiter 

700 Rentner 

900 Kein Beruf erkennba r 

Beruf 3 
Beruf des Sp rechers 

Wie Beruf!. Hier wird der zweitgenannte Beruf des Sprechers eingegeben, 
falls einer genannt wurde. 

Beruf 4 
Beruf des Sprechers 

Hier wird der zweitgenannte Beruf des Sprechers aus der Variable Beruf3 
als Codenummer eingegeben; Codes wie bei Beruf2. 
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Bildung 
Bildung des Sprechers 

I Hochschulstudium und Promotion 
2 Hochschulstudium 
3 kein Studium 

9 nicht erkennbar 

Studfach 
Studienfach des Sp J"e(:hers 

Erstgenanntes Fach wird als "String-Variable" codiert. Hier bitte immer die 
gleiche Schreibweise verwenden. 

Religio 
Konfession des Sprechers 

I protestantisch 
2 katholisch 
3 jüdisch 
4 freireligiös 

7 nicht religiös 
9 nicht erkennbar 

Partei 
Partei des Sprechers 

Hier wird die Panei des Sprechers codiert. 
Konservative 

o I Konservative Partei 
02 Freikonservative Partei 
03 Neukonservative Partei 
04 Sonstige Konservative 

Rechtes Zentrum 

Religiöse 
11 Zentrum 
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Liberale 
21 Nationalliberale Partei 
22 sonstige Liberale 

Liberales Zentrum 
Liberale Vereinigung 
Linkes Zentrum 

23 Deutsche Fonschriuspartei 
24 Deutschfreisinnige Partei 
25 Freisinnige Volkspartei 
26 Freisinnige Vereinigung 
27 Fortschrittliche Volkspartei 
28 Sonstige Linksliberale und Demokraten 

Sozialisten 
31 SPD 
32 USPD 

Nationale Minderheiten 
41 Polen 
42 Dänen 

Fraktionslose 
5 1 Fraktionslose 

99 Keine Angabe. nicht bestimmbar 

Selbver 
Tätigkeit in der Selbstverwaltung 

Hier wird codiert, ob ein Sprecher schon einmal in der kommunalen oder 
ländlichen Selbstverwaltung tätig war. Indikatoren damr sind Tätigkeiten 
als: Oberbürgermeister, Bürgermei ster, Magistratsmitglied oder Stadtver­
ordneter (städtische Selbstverwaltung) bzw. als Landrat, Kreisdeputierter. 
Mitglied des Kreistags oder Arntsvorsteher (ländliche Selbstverwaltung). 
I Tätigkeit in der kommunalen Selbstverwaltung 
2 Tätigkeit in der ländlichen Selbstverwailung 
o Keine Tätigkeit in der kommunalen oder ländlichen Selbstverwaltung 

bzw. nicht erkennbar. 
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Organ 1 
Organisationstätigkeit des Sprechers 

Hier wird codiert, ob ein Sprecher in Organisationen tätig war. 

Ökonomische Interessenverbände 
110 Industrieverbände 
111 Fachverbände 
112 Regionalverbände 
113 Spitzenverband CD! 
114 Spilzcnverband BOI 
120 Gewerkschaften 
121 Freie Gewerkschaften 
122 Christliche Gewerkschaften 
123 Hirsch·Ounckcrsche Gewerkschaften 

Agrarische Interessen verbände 
201 Baucmvereine 
202 Landwirtschaftskammern 
203 Bund der Landwirte 

Mluelstandsverbände 
310 Handwerkerverbände 
3 11 Gewerbcvereine (Verband deutscher Gcwcrbcvereine) 
312 Handwerkervereine 

AnhangA 

Verein selbständiger Handwerker und Fabrikanten (Gewerbetreibender) 
Allgemeiner Deutscher Handwerkerbund 

313 Innungen und Innungsverbände 
314 Handwerkskammern 
320 KJeinhandelsverhände 
32 1 Warcneinkaufsvereine, Rabattsparvereine 
322 Fachverbände 

323 Schutzverbände 

Zentralvorstand kaufmännischer Verbände und Vereine Deutschlands 
Deutscher Bund für Handel und Gewerbe 

330 AUgemeine Mittelstandsverbände 
33 1 Reichsdeutscher Mittelstandsverband 
332 Hansa-Bund für Gewerbe, Handel und Industrie 
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NationaJe Verbände 
410 Alldeutscher Verband 
420 Deutsche Kolorualgesellschafl 
430 Deutscher Flottenverein 
440 Deutscher Wehrverein 
450 Deutscher Ostmarkenvercin 
460 Allgemeine Deutsche Schulverein 
470 Reichsverband gegen die Sozialdemokratie 
480 Nationale Minderheiten 

Religiöse Vereine und Verbände 
5 10 Zentralverein für das katholische Deutschland 

Organ2 
Organisationstätigkeit des Sprechers 

Falls mehrere Organisationen genannten werden, sollte jede Tätigkeit des 
Sprechers mit Hilfe einer neuen Variable organ2 bis e rgann codiert werden. 

Region 
Wahlkreis 

Hier wird der Name des Wahlkreises des Sprechers zum Zeitpunkt der De­
balte als "String-Variable" codiert. 

Region I 
Provinz 

Hier wird die Provinz in der der Wahlkreis eines Sprechers liegt codiert, 

1 Ostpreußen 
2 Westpreußen 
3 Berlin 
4 Brandenburg 
5 Pommern 
6 Posen 
7 Schlesien 
8 Sachsen 
9 Schieswig-Hoistein 
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10 
11 
12 
13 
14 

99 

Hannover 
Westfalen 
Hessen-Nassau 
Rheinprovinz 
Regierungsbezirk Hohenzollern 

nicht erkennbar 

Sozia lstru 
Sozialstruktur des Wahlkreises 

Hier wird angegeben wie groß der BevölkerungsanIeil in % des Wahlkrei­
ses eines Sprechers war. der im primären Sekior tätig war. Es werden s0-

wohl die Daten ftif 1882 als auch die Daten für 1907 jeweils in einer Spalte 
eingetragen. 

Konfess 
Konfessionelle Struktur des Wahlkreises 

Hier wird der Antei l des Bevölkerungsanteils in einem Wahlkreis eingetra­
gen, der der römisch-katholischen Konfession angehörte. Es werden so­
wohl die Daten für 1882 als auch für 1907 jeweils in einer extra Spalte 
eingetragen. 

E thnie 
E thnische Struktur des Wahlkreises 

Hier wird der Anteil des Bevölkerungsanteils in einem Wahlkrei s eingetra­
gen, der einerethnischen Minderheit in Preußen angehörte (Zeitpunkt: 1905) 

100 + ProzentangabcDänischc Minderheit 
200 + ProzcntangabePolnisehe Minderheit 
300 + ProzcntangabeLitauische Minderheit 
400 + ProzentangabeKaschubische Minderheit 

99 keine Angaben zu ethnischen Minderheiten 
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Anhang B: Kategoriensystem zur Analyse 
der Parlamentsdebatten zur Wahlrechtsfrage 
im preußischen Abgeordnetenhaus (1849 
1918) 

1. Einführung 

1.1 AnalysezeItraum und Analyseeinheit 
Das vorliegende inhaltsanalytische Kategoriensystem dient der Analyse des 
parlamentarischen Diskurses über den Wahlrechtskonflikt in Preußen. Da­
bei werden die Reden von preußischen Parlamentariern zu diesem Thema 
über einen Zeitraum von nahezu siebzig Jahren untersucht. Die Untersu­
chung bezieht sich auf den Analysezeitraum von 1849 bis 19 18. 
Analyseeinheit sind die Parlamentsdebauen. die im preußischen Abgeord­
netenhaus aufgezeichnet worden sind. Analysiert wird eine Auswahl von 
Reden, die im Analysezeitraum zum Thema Walrecht gehalten worden sind. 

1.2 Codiereinheit 
Es wird zwischen zwei Codiereinheiten unterschieden: erstens den Reden 
und zweitens den Argumenten. Auf beiden Ebenen wird codiert. 

Codiereinheil Rede 
Für den ersten Teil des Kategoriensystems dient die Rede als Codiereinheit. 
Neben der Kennzeichnung des Sprechers enthält es Angaben zum Datum, 
sequentiellem Ort der Rede und zu der vom Sprecher vertretenen politi­
schen Position. 

Codiereinheit Argument 
Die Codiereinheit Argument ist gebunden an das Vorhandensein von Sät­
zen, die allein oder gemeinsam die Struktur eines ArgumenlS annehmen. 
Wenn gleichlautendeArgumente in einer Rede mehnnals vorkommen, wer­
den diese immer wieder codiert. Allerdings dürfen sie nicht in einem Satz 
zweimal auftauchen. Es wird auch codiert, wenn ein Sprecher einen ande­
ren Sprecher zitiert. um damit seine eigene Argumentation zu unterstützen. 
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1.3 Struktur des Kategoriensystems 
Das Codebuch für die Inhaltsanalyse besteht aus zwei Tei len, die jeweils 
einen unterschiedlichen Teil der Untersuchung abdecken. 
Codebuch Teil I: Reden-Cocüerung 
Codebuch TeilII: Argument-Codierung 

2. Codebuch der Parlamentsdebatten Teil I : Codierung 
der Reden 

Coderi 
Coder-Initialen 

An dieser Stelle müssen die Coder ihre Initialen angeben, um zurückverfol­
gen zu können, welcher Coder welche TextsteIlen vercodet hat. 
I Gabor Rychlak 
2 Volker Titel 

Date 
Datum der Rede 

Das Datum wird durch das genaue Datum des Tages der Rede angegeben. 

Art 
Art des Textes 

Hier wird erhoben, ob es sich um eine Rede, einen Einwurf oder um eine 
Antwort auf einen Einwurf handelt. 
I Rede 
2 Einwurf 
3 Antwort 

Sepos 
Sequenzposition 

Hler wird die Position angegeben, die eine Rede an einem Damm hatte. Die 
I. Rede an einem Tag wird als 0 I codiert, die zweite als 02 usw. 
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Redner 
Redner 

Der Name des Redners wird als alphanumerische Variable vereodet. Der 
Name Bismarck wird entsprechend als Bismarck vercodet. 

Posit 
Position 

Jeder Redner muß hinsichtlich seiner Bereitschaft zur Refonn des preußi­
schen Dreiklassenwahlrechtes eingeschätzt werden. Dabei sollen folgende 
Codes verwendet werden. 

2 
3 
4 
5 

Starke Ablehnung 
Schwache Ablehnung 
Neutral 
Schwache Zustimmung 
Starke Zustimmung 

9 Position nicht erkennbar 

3. Codebuch der Parlamentsdebatten Teil TI: Argument· 
Codierung 

3.1 Codierregel 

J. Codes im Text 
Der Code jedes vereodeten Arguments wird im Originaltext notiert. Er soll­
te mit Bleistift am Rande der jeweiligen Textpassage/des jeweiligen Satzes 
notiert werden. Darüber hinaus muß die Textpassage/der Satz, der zur Ver­
gabe des Codes geführt hat, mit einem gelben Textmarker angestrichen 
werden. 

2. Codierung nach Lektüre der Gesamrpassage 
Ein Argument wird erst nach Lektüre der Gesamtpassage, in der es auftritt, 
vereodet, weil sonst die Gefahr besteht, daß Argumente aus dem Zusam­
menhang gerissen und daher falsch interpretiert werden. 
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3. Argumentwiederholung 
Ein Argument, das im Text von demselben Sprecher in einer Rede mehr· 
mals wiederholt wird, wird bei jeder Wiederholung codiert. Die beiden 
folgenden Sätze werden jeweils einzeln codiert, auch wenn sie in dem Text 
unmittelbar aufeinander folgen würden. 
" Es ist ungerecht, daß die Frauen vom Wahlrecht ausgeschlossen werden, 
da sie enonne Strapazen im Krieg aufsieh genommen hoben .... Es ist eine 
ungeheure Beleidigung der Frauen. ihnen für ihn! gewaltigen Dienste am 
Vaterland, nicht die verdienten politischen Rechte l.ukonunen zu lassen.. " 

Wenn in einem Satz das gleiche Argument mehnnaJ s vorkommt, wird es 
nur einmal codiert. Der folgende Sau wUrde nur einmal codiert werden. 
,,Es ist ungerecht, daß den Frauen das Wahlrecht nicht gegeben wurde und 
darOber hinaus ist es nicht gerecht, daß die Frauen nicht die politischen 
Rechte bekommen haben." 
Ein Satz endet immer mit einem Punkt. Strichpunkte gelten als Trennungs­
zeichen im Satz, nicht als Zeichen zwischen Sätzen. 

4. Mehrere Argumente in einem Sat~ 
Kommen in einem SalZ hingegen metrrere, unterschiedliche Argumeme vor, 
so müssen alle diese Argumente codiert werden. Der folgende Satz enthält 
zwei Argumente und wird daher zweimal codiert. 
" In der gesamten modemen Welt wacht die Demokratie auf und beginnt 
sich ~u regen, nur Preußen hängt diesem Zug der Zeit hinterher und erlaubt 
weiterhin die politische Entrechtung eines großen Teiles der Bevölkerung. " 

5. Zitate 
Zitate von anderen Personen, die in der eigenen Argumentation eines Spre­
chers verwendet werden, um die eigene Position zu verstärken, werden auch 
codiert. 
" Herr Schmidt wies auf die enonnen Leistungen der gesamten Bevölkerung 
im Krieg hin. Daraus würde nach der Logik des gesunden Menschenver­
standes folgen, daß die Bevölkerung auch das gleiche Wahlrecht verdient 
habe. Doch die nationalliberale Logik .fcheint eine andere als die gesunden 
Menschenverstandes zu sein. " 
Zitate, die nicht zur Stützung eigener Positionen verwendet werden, dürfen 
hingegen nicht codiert werden. 

6. Beziehungsargumente 
Argumente, die sich auf andere Personen beziehen. werden nicht codiert. 
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Beispiel: " Die Sozialdemokraten fordern nur das gleiche Wahlrecht, um 
mehr Abgeordnetensitze für ihre Genossen ~u erhalten." 

7. Keine Überschriften als Codes verwenden, nur Argumente vucoden 
Das Kategoriensystem der Argumente ist hierachisch aufgebaut und besteht 
aus vier Hauptklassen (lxxx, 2ux. 3ux, 4ux), mit jeweils differenzierten 
Unterklasscn ( Ilxx, 12xx etc.). Innerhalb der Unterklassen befinden sich 
die einzelnen Argumente. Codiert werden jeweils nur die Argumente. nicht 
die Unterklassen oder die Oberklassen. Es dUnen also nur diejenigen Codes 
aus der folgenden Argumentenliste verwendet werden, die kein X beinhal­
ten. 

3.2 Klassifikationsystem der Argumente 

WadI 
Wahlrechtsdimension 

Es muß bei jedem Argument codiert werden, auf welche Wahlrechts­
dimension es sich bezieht. 

I Allgemein versus beschränkt 
2 Gleich versus ungleich 
3 Öffentlich versus geheim 
4 Direkt versus indirekt 
5 Wahlkreis 
6 Kombination 
9 Nicht erkennbar 

Argumin 
Argumentinhalt 

Dies ist die zentrale Variable der Inhaltsanalyse. Es wird der Inhalt der von 
den Sprechem verwendeten Argumente codiert. 
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Gleichheitsprinzipien 

Individuelle Gleichheit 
Individuelle Gleichheit wird nur dann codiert, wenn im Text 
tatsächlich Individuen angesprochen werden. 

Wahlreformen und -rechte mUssen so gestaltet sein, daß sie 
berücksichtigen, daß Individuen prinzipiell gleich sind. 

Alle Argumente. die sich in allgemeiner Weise auf die 
Glcichheitsansprtlchc individueller Personen beziehen. 
" ... wenn wir alle vor dem Gesetz gleich sind, wenn da kein 
Unterschied ist, so sind wir erst recht gleich vor dem Wahl. 
recht." (Traeger. /2.3. /0) 

Unveräußerliche Rechte der Person 
Wahlreformen müssen die unveräußerlichen Rechte der Per­
sonen berücksichtigen 

Wahlrechte müssen den unveräußerlichen Rechten von 
PersonenINaturrechten entsprechend gestaltet sein 
" Wir sind Anhänger du unveräußerlichen Rechte der Per­
sönlichkeit und es ist auch das unveräußerliche Recht jeder 
Frau dieser ihrer eigenen persönlichen Meinung Ausdruck 
zu verleihen. " 

Individueller und kollektiver Verdienst zur Begründung 
von Ungleichheiten 

Wahlrechte müssen in der Verteilung politischer Rechte die 
individuellen Verdienste von Personen mit berücksichtigen 
Alle Argumente, die sich in allgemeiner Fonn auf individu­
elle Verdienste beziehen, um individuelle Ansprüche zu be­
gründen. 

..... .1"0 ist das gleiche Wahlrecht fiir alle doch eine ungeheure 
Ungerechtigkeit gegen alle diejenigen, deren Stimme gegen­
über der höheren Leistung an den Staat persönlich oder fi­
nanziell, gegenüber den größeren Verdiensten , der größeren 
Erfahrung, der größeren Bildung höher zu bewerten ist. " (~'. 
Zedlitz u. Neukirch, 11.3./0) 
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Wahlrechte müssen politische Rechte den Steuern oder dem 
Besitz der Bürger entsprechend verteilt sein. 
Alle Argumente, die individuelle politische Rechte auf indi­
viduellen Besitz an Gütem oder auf individuelle finanzielle 
Beiträge zum politischen Gemeinwesen (Steuem) zurückfüh­

re". 
,,Besirz ist kein Verdienst, sondern ein GlÜcksum.l"tand oder 
Resultat von Ausbeutllng. Die Privifegierung der Besitzen· 
den ist also eine Prämierung der Volbau.l"beutung . " 

Politische Rechte müssen die militärische Stellung von Per­
sonen mit berücksichtigen. 
,,. . .ich kann es nieh/leugnen, daß es als eine Unbilligkeit er­
scheint, wenn ein alter; bewährter Offizier; vielleicht ein Sie­
ger in Schlachten, noch nicht mal das Privilegium erhalten 
soll, aus der dritten in die zweite Abteilung hineinzukommen. " 
(v.Gescher; 12.3. /0) 

Politische Rechte müssen die Ungleichheit der Bildungs. 
zertifikatelWissen in der Bevölkerung widerspiegeln. 
Alle Argumente, die individuelle politische Rechte auf indi­
viduelle Bildung zurückführen. 
,.,Diejenigen, die die Reifeprüfung bestanden haben, erhalten 
ein besonderes Vorrech t, nieht deshalb, weil sie mit ihrer Bil­
dung tunnhoch über die übrigen Volksmitglieder hinausra­
gen, sondern weil sie in der glücklichen Lage gewesen sind, 
Eltern zu besitzen, die ihnen den Besl/ch der höheren Lehr­
anstalten garantieren konnten . .. 
(Leinen, 16.3./0) 

Die Verteilung des Wahlrechts muß die ungleichen Dienste 
berücksichtigen, die Petsonen dem Gemeinwesen gegenüber 
erbracht haben. 
Alle Argumente, die individuelle politische Rechte auf indi­
viduelle Tätigkeiten im Dienste des politischen Gemeinwe­
sens zurückführen. 
,,Es ist eine zeitgemäße Ergänzung, wenn wir lieben der 
Steuerleistung auch die persönliche Leistung im Dienste der 
Öffentlichkeit, im Dienste des Gemeinwohls als Moment für 
die Einreihung in die höhere Klasse ansehen . .. 
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" ... wirwünschen, wenn die Kultunrägerbestimmungen über­
haupt angenommen werden, daß vor allen Dingen der Mittel­
.ftand und auch die städtische Selbstverwaltung besser be­
rücksichtigt wird. " 
(Friedberg, 27.05.10) 

Bürger in einer sozial und ökonomisch unabhängigen Stei­
lung erfüllen die Voraussetzungen für das Wahlrecht in einem 
besonders hohen Ausmaß. 
Das Wahlrecht muß die Inhaber der unabhängigen Berufe 
besonders bevorzugen. 
"f ... ] daher kann man mit Recht eine solche Bevorzugung der 
Besitzenden verlangen; nicht aus dem Grunde, weil der tote 
Besitz dabei in Frage kommt, sondern weil damit ein größe­
res Maß von Intelligenz und Unabhängigkeit in der Regel 
verbunden ist. " 
(Grumbrech t, 03./1.69) 

Bürger in einem fortgeschrittenen Alter müssen dies durch 
ein höheres Wahlrecht honoriert bekommen. 
"Nicht jungen Leuten, die eben aus dem Examen kommen 
und eben erst ins Amt eintreten, sondern ä I t e ren Leuten 
wollen wir tim höhere Wahlrecht geben {. .. f Wir begünstigen 
damit die p ra k t i s ehe Erfahrung, das reifere Alter." 
(v. Campe, /2.3./0) 

Das Wahlrecht von Personen muß deren Familienstand mit 
berücksichtigen. 
" Da wir die Volksgemeinschaft weder for einen Kaninchen­
stall lullten, nochfor eine Brutanstaltfiir künftiges Kanonen­
futter, so verwerfen wir mit aller Entschiedenheit ein Wahl­
privileg nach der Kinderzahl. " (Strobel, / .5./8) 

Referenz auf Verdienste und Leistungen zur Begründung 
von Gleichheit 

11 31 Personen, die in irgendeiner Weise Leistungen erbracht ha­
ben oder Verdienste haben, kann man einfach nicht mehr vom 
gleichen Wahlrecht ausschließen. 
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,,Meine Herren, da s muß um so mehr verlangt werden, als 
doch jene Erwerbskreise weitaus das meiste zu den Lasten 
des Staates beitragen." (Wiemer, 20.05. /2) 

Personen, die ihren Lebensunterhalt und den Wohlstand des 
Volkes mit ihrer Hände Arbeit erringen und harte Erwerbs­
arbei t leisten, können das Wahlrecht nicht vorenthalten be­

kommen. 
" ... die Großgrundbesitzer sind es nicht, welche im Son­
nenbrande sich abschinden, welche sich Schwielen in die 
Hände arbeiten: nein, das sind d ie Lohnarbeiter, das sind die 
Kleinbauern; und die sollen entrechtet werden, während die 
Junker natürlich in der ersten Klasse wählen sollen." 

Personen, die gezeigt haben, daß sie bestimmte Bildung er­
werben können, haben ein Anrecht auf die gleiche Berück­
sichtigung beim Wahlrecht. 
"Ich halte es für ganz erstaunlich, wie man heute, in einer 
Zeit, wo es Tausende studierender Frauen gibt, .. . , noch den 
Frauen das Wahlrecht versagen kann. " 

Personen, die dem Staat im Krieg durch ihre allgemeinen 
Leistungen gedient haben, haben ein Anrecht darauf, auch 
beim Wahlrecht ausreichend berücksichtigt zu werden. 
.,Das ungleiche Wahlrecht wagt man einem Volke zu bieten, 
das vor dem Kriege Gewaltiges und im Kriege Übemzensch­
liches geleistet hat und noch jetzt jeden Tag leisteti" 

Personen, die im Krieg für den Staat gekämpft haben, haben 
Anrecht auf eine Gleichheit des Wahlrechts. 
"Nun. wenn man mit /7, 18 lahren schon schlau genug ist, 
Leben und Gesundheitfor das Vaterland zu opfern, dann muß 
man auch mit 20 Jahren schlau genug sein, teilzunehmen an 
der Lenkung der Geschicke dieses Vaterlandes ... "(Hoffmann, 

27.6.11) 
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Gottgegebene GleichheitlUngleichheit 

Politische Partizipation muß der von Gott gewollten Un­
gleichheit unter den Menschen entsprechen. 
A lle Argumente. die sich auf die Vorstellung einer gott­
gegebenen Ordnung der Gleichheit unter den Menschen be­
ziehen. 
" ... eine schlimmere Gotteslästerung als die, daß durch die 
von der Allmacht begründete Ordnung du Dinge ewig der 
Zustand der Knechtung der Masse aufrechterhalten werden 
müsse, eine ärgere Gotteslästerung läßt sich gar nicht aus­
sprechen . .. 

Blockwelse Gleichheit 

Blockweise Gleichheit al lgemein 
Alle Argumente. die sich in allgemeiner Form auf die Zuge­
hörigkeit zu bestimmten sozialen Gemeinschaften bezie­
hen. um damit politische Rechte zu begründen. (z. B. Min­
derheitenschutz) 
" Meine Herren, denken sie sich, dßß die Arbeitennassen eben 
durch ihre Masse nur Arbeiterinteressen in den Reichstag 
schicken { ... l, wollen Sie dann noch behaupten, daß andere 
Interessen, die sie jafür gewiß ebenso berechtigt halten wie 
die Arbeiterinteressen, zu ihrer Geltung kommen, würden Sie 
es fiir wünschenswert halten, daß diese Interessen sich dann 
überhaupt nicht mehr durchsetzen können?" (Krause, 
02.04.06) 

Wahlreform mit Rererenz aur bestehende Unterprivile. 
gierung 

Das Wahlrecht muß geändert werden. da irgendeine Gruppe 
(allgemeiner Code) bisher benachteiligt war und dies gegen 
Gleichheitsprinzipien verstößt. 
.. Das Wahlgesetz. wie es gegenwärtig in der Fonn des Her· 
renhauses vorliegt, ist in unseren Augen geradezu eine Ver· 
gewaltigung der Mitte/stände, und eine derartige Benachtei. 
ligung des Wahlrechts der unteren Stände, daß wir an dieser 
Politik nicht beteiligt sein wollen. "(Bachem, 27.6.93) 
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Das Wahlrecht muß geändert werden, da das Pro1etariatl 
Lohnabhängige/Arme bisher benachteiligt wartn und dies 
gegen Gleichheitsprinzipien verstößt. 
"Denn es ist bis jetzt üblich gewesen, meine Herren, daß das 
Haus Leuten, die wegen ihrer Annut geringe oder gar keine 
Steuern beZilhlten, dafür ihre politischen Rechte verkümmerte, 
ihre Wahlrechte verringene. " 

Wahlreform mit Referenz aur bestehende Pdvilegierung 

Das Wahlrecht muß geändert werden. da bisher irgendwel. 
ehe Gruppen (allgemeiner Code) privilegiert waren und dies 
gegen Gleichheitsprinzipien verstößt. Abgrenzung gegen 452X 
durch Nichtspczifikation der Folgen der Privilegierung. 
"Meine Herren, ich habe /hnenja vorhin schon gesagt, daß 
die Junker in Preußen deslUllb eine so ungeheure Macht aus­
üben können, weil ja nicht wenigerals 1/3 Großgrundbesit­
zer hier im preußischen Landtage sitzen und abstimmen. Sie 
sehen also, die Klasseneinteilung ist das ungeheuerlichste 
Unrecht, das überhaupt ausgedacht werden kann. " 

Ungleichheit mit Begründung durch Bedeutung des Blockes 

Ungleichheit mit Begründung durch Bedeutung des Blockes 
allgemein. 
Weil diese oder jene Gruppe (allgemeiner Code) eine be· 
sondere Bedeutung rur die Gesellschaft hat, muß sie beim 
Wahlrecht bevorzugt werden. 
" Wir Konservative sind der Meinung, daß die stärkere Be­
rücksichtigung des platten LAndes in Bezug auf die Zahl der 
Abgeordneten erstens durch die Bedeutung der LAndwinschajt 
und zweitens durch die Notlage. in der sie sich lange befun­
den hnt [ ... l, gerechtfertigt ist. " (Inner, 02.04.06) 

Weil der Mittelstand eine besondere Bedeutung fur die Ge· 
seilschaft besitzt, muß er beim Wahlrecht vorgezogen werden. 
" Die Hauptsache ist - und darin liegt der Wen unseres Wahl· 
rechts - der Umstand, daß dieses Wahlrecht den Mittelklas· 
sen, dem Mittelstande einen hervorragenden Einfluß auf da s 
Ergebnis der Wahlen sichert. " (Inner, 26.3.06) 
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Weil historisch gewachsene regionale Gemeinschaften eine 
besonders hohe Bedeutung fur die Gesellschaft besitzen, 
müssen sie bei der Verteilung des Wahlrechts besonders be­
Iilcksichtigt werden. 
Jedes Argument. welches die Verteilung p:>litischer Rechte 
mit Verweise auf die Bedeutung hislOrisch gewachsener Ge­
meinschaften rechtfenigt. 
(Wir stehen auf den Standpunkt), "daß die reine Vofbt.iffer 
für uns nicht entscheidend ist, sondern daß wir auf eine gan­
ze Menge anderer Momente bei du Wah/kreiseinreifung Rück­
sicht nehmen. nämlich auf die historische Entwicklung, auf 
die landschaftliche Zusammengehörigkeit und auf die Größe 
der Fläche." (Friedberg, 26.01.09) 

Weil die Arbeiterklasse besondere Bedeutung ftir die Ge­
sellschaft hat muß sie bei der Verteilung der Wahlrechte be­
sonders beJi.ieksiehtigt werden. 
Jedes Argument. welches die politischen Rechte von Indivi­
duen mit Bezugnahme auf deren Zugehörigkeit zur Arbeiter­
klasse rechtfertigt. 
"Die Arbeiterinten?ssen werden heute in einem so weit über 
das berechtigte Maß hinausgehendem Grade durch das 
Reichstagswahlrecht gesichert, daß es einer Extrasicherung 
im preußischen Wahlrecht nicht bedaif." 

Weil die Beamten eine besondere Bedeutung für die Gesell­
schaft und den Staat haben. mUssen sie beim Wahlrecht be­
sonders ber\lcksichtigt werden. 
" ... der Beamtenstand ist augenblicklich noch ein üben-vie­
gendes Element des Preußischen Staates. und es wird sich 
fragen. ob es gelingen kann und wird. der Bürokratie. dieser 
An'stokratie des absolutistischen Staates. eine bessere Ari­
stokratie unterzulegen ... " (Wagener. 20.04.58) 

Voraussetzungen der WahJrechtsausübung 

Unabhängigkeit 

2101 Unabhängigkeil allgemein 

Das Wahlrecht muß so gestaltet werden. daß eine möglichst 
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hohe Unabhängigkeit der Wähler gewährleistet ist. 
..... wenn der Staat einemjeden dasfreie Wahlrecht gibt, dann 
sollte er wenigstens auch dafiir sorgen, daß derjenige, der 
nach seinem Gewissen seiner innersten Überzeugung bei der 
Wahl Ausdruck gibt, auch geschützt werde vor Nachteilen und 
vor allen Dingen vor Nachteilen, welche ihm die Vertreter 
der jeweiligen Staatsmacht zufügen können". (Rickerr, 

6.12.83) 

Fähigkeit zur Interessenserkenntnis und -artikulation 

Die Bevölkerung ist rahig, ihre Interessen eindeutig zu arti­
kulieren, undhat daher Recht auf das gleiche Wahlrecht. 
"Sollte es erwa der Vemutift entsprechen. wenn die Massen, 
die an Erfahrung und Urteil minder reif sind als die Minder­
heit, die Entscheidung über das Ergebnis der Wahl in der Hand 

hat?" 

Die Individuen sind berähigt, ihre Interessen zu artikulie­
ren, und dUrfen daher auch das gleiche Wahlrecht verlangen. 
,,Man hat dann ferner gesagt, die Frauen seien geistig min· 
den-vertig, und hat sich auf die angebliche Tatsache berufen, 
daß am den Frauen noch keine Genies hervorgegangen seien. 
Nun, ich weiß nicht, ob die Genies hier im preußischen Ab­
geordnetenhause so zahlreich sind. " 

Institutionelle und kollektive Bedingungen 
Es sind genUgend kollektive und institutionelle Bedingun. 
gen für die Artikulation der Interessen der BOrger gegeben, 
so daß einer Wahlreform nichts im Wege steht. 
"Erst im kommunalen LLben entsteht das solidarische Be­
wußtsein. das jede Vergewaltigung, jede unsaubere Einwir· 
kung auf das Wahlrecht, die Wahlfreiheit überhaupt illuso­
risch macht. und daraus entsteht jener Gemeinsinn. welcher 
auch die abweichende Meinung achten lernt und um seiner 
selbst willen jene Beeinflussungen nicht duldet. Gelingt es 
nicht, diesen Gemeinsinn wieder zu schaffen ... " 
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GemeinwohJerkenntnis und -artikulation 

Die Bürger sind im allgemeinen in gleichem Maße dazu be­
fahigt das Gemeinwohl zu erkennen, und daher auch in glei­
cher Weise zur Wahl berechtigt. 
" ... sondem es kommt auch an auf eine gewissen moralische 
Selbstständigkeit des Mannes an und eine Verantwortlichkeit 
gegen das Grundwesen. " 

Refertnzpunkte der Legitimation 

WähJerNolkIMasse/Bürger/1'llation 

Die Demokratisierung des Wahlrechtes ist durch die Mehr­
heit der Wähler/des Volkes gedeckt und daher gerechtfer­
tigt. 
Negative Verwendung: Die Demokratisierung des Wahlrechts 
wird nicht von der Mehrheit der Wähler unterstützt und ist 
daher abzulehnen. 

" Hinter den Parteien, die eine Re/orm im Sinne des Reichs­
tagswah/rechts wollen, stehen ca. 2/3 der Wlihler in ganz Preu­
ßen. " 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist durch die Wähler 
der Partei gedeckt und daher zu verteidigen. 
"Di~ letzltm Wahlen haben aber bewiesen, daß die konserva­
tive Partei in dieser Beziehung [Dreiklassenwahlrechtl mit 
einem guten Gewissen vor ihre Wähler getreten ist, und die 
Wähler haben un.f Recht gegeben. " 
(Malkewitz. 12.02./0) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist im Sinne der Na­
tion und daher gerechtfertigt. 
Nation wird hier als MasselMehrheit de r Bevölkerung ver­
standen, der Begriff Nation muß explizit im Text verwendet 
werden (Abgrenzung zu Code 3 10 1 und 342 1). 
"Wie sie von den breiten Massen des Volkes, von dereigemli­
chen Nationdenken, das beweist ja ihr erbittener Widerstand 
gegen das gleiche Wahlrecht . .. 
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Die Demokratisierung des Wahlrechts entspricht dem Recht 
des Volkes/dem Souverän und ist daher gerechtfertigt. 
Negative Verwendung: Die Demokratisierung des Wahlrechts 
entspricht nicht dem Recht des Volkes als Souverän und ist 
daher abzulehnen. 
" Meine Herren, für uns ist demokratische Forderung, daß 
den zur Mitwirkung an den Staatsangelegenheiten berufenen 
Staatsbürgern das volle Maß der politischen Richtung einge­
räumt wird, auf das sie einen Anspruch haben, daß dem Volke 
gegeben wird, was dem Volke gebiihn." (Wiemer, 20.5.12) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts entspricht dem Willen 
des Kerns der Bevölkerung (besonderer Teil. Elite) und ist 

daher in Ordnung. 
"Alle diejenigen, welche man als Kern der Bevölkerung an­
sehen muß, haben danach geschmachtet, daß ein anderes 

Wahlgesetz gegeben werde. " 

Öffentliche Meinung 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß kommen, da sie 
von der öffentlichen Meinung verlangt wird. 
Negative Verwendung: Die öffentliche Meinung verlangt nicht 
die Demokratisierung des Wahlrechts und daher muß sie nicht 
durchgefilhrt werden. 
" Ich möchte meinen, daß auf Drängen der öffentlichen Mei­
mmg nach Wahlrechtsrefonn die Vorlage die Bedeutung einer 
negativen Antwon hat. die gerade zu als eine Provokation 
der öffentlichen Meinung aufgefaßt werden muß. " (v. 
Dziembowski-Pomian, 23.03.06) 

Partizipation 

Die demokratische Wahlreform muß durchgefUhrt werden, da 
nur diese den Wert der bürgerlichen Partizipation vollstän­
dig in die politische ReaHtät umsetzen würde. 
"Meine Herren, ich glaube, keine Zeit hat so wie diejenige, 
die wir jeW im Kriege erlebt haben, dargetan, von wie gro­
ßer Wichtigkeit es ist, daß alle Volksgenossen im Staate die 
Quellen ihrer kulturellen, wirtschaftlichen, sozialen und sirt-
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lichen Entwicklungfinden, und daß sie sich in dieser Erkennt­
nis einheitlich um den Staat als ihren Schinn und Schutz und 
gleichzeitig als seine feste Stütz.e scharen. Dann ist es aber 
doch auch nötig, daß unsere Einrichtungen so sind, daß die­
ses Gefühl der Scharung aller um den Staat in den weitesten 
Volkskreisen sich vertieft und vertiefen kmn. Der beste Be­
weisfür die Verurteilung desjerzigen Wahlrechts ist darin zu 
finden, daß beknnntermaßen immer mehr die Beteiligung der 
weitesten Volhkreisean den Wahlen zum Abgeordnetenhause 
abnimmt, während sie zum Reichstag bei gleichem Wahlrecht 
so sehr steigt. " (Casse/. /5.02.17) 

Es muß ein neues Wahlrecht eingeftihrt werden, da wes dauer­
haft auf außerparlamentarischen Anlässen gefordert wurde. 
Negative Verwendung: Auf außerparlamentarischen Anlässen 
wurde nicht die Demokratisierung des Wahlrechts gefordert 
und daher muß cüese abgelehnt werden . 
"Meine Herren, gerade die vorzüglich organisienen Wahl· 
rechtsdemonstrationen I ... J zeigen, wie reif das Volk ist, wie 
das Volk sich bewußt ist, daß es um seine heiligsten Güter 
kiimpft." (Hirsch, /1 .03./0.) 

PatriotismusIKroneJNation 

Kron, 

Die Dcmokratisierung des Wahlrechts muß durchgeführt wer· 
den, da sie von der Krone gefordert wurde. 
"I ... } kann die andere Auseinandersetzung vielleicht in 
verschiirfterer Form zum Ausdruck kommen, als wenn sie 
vemünftigerweise den tatsächlich verändenen Verhältnissen 
Rechnung tragen, wie es auch in der Thronrede seinen Aus· 
druck gefunden hat. Da ist ausdrücklich ausgesprochen, daß 
die organische Fonentwicklung des Wahlgesetzes basieren 
soll auf der erfolgten winschaftlichen Veränderung. " (Borg. 
mann, 12.03./0) 
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NationIVaterland 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß durchgeführt wer· 
den, da die eigentliche Nation/das Vaterland nach ihr ver· 
langt. 

Preußen 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß kommen. da Preu· 
Ben/das preußische Volk/die preußischen Traditionen dies 
von uns verlangen. 
Negative Verwendung: Die preußischen Traditionen wider· 
sprechen der Dcmokratisierung des Wahlrechts und daher 
müssen wir dieses auch ablehnen. 
" ... so klJnnen wir nicht dahin gehen, daß wir an Stelle unse· 
res Wahlrechts, das für Preußen eigena rtig ist, und auf des· 
sen Eigenan Preussen groß geworden ist, Zu dem gleichen 
Wahlrecht übergehen. " 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß kommen, da 
Deutschland dies von uns verlangt. 
"Es handelt sich bei der Frage, vor deren Entscheidung wir 
heute stehen, nicht um eine preußische, sondern um eine deut· 

sehe Frage. " 
(Hirsch,0/.05.18) 

Gemeinwohl/Öffentliches WohVHöhere Grundsätze 

Das öffentliche Wohl verlangt die Wahlreform und daher muß 
das Wahlrecht demokratisiert werden. 
" Wir verlangen einfach die Einführung gleicher Rechte für 
das ganze Volk zum Wohle des ganzen Volkes. Wir wollen das 
Wohl der Gesamtheitfördern und/ordern daher die Abschal 
Jung aller Klassenprivilegien. " 

Die Demokratisierung des Wahlrechts entspricht der Ver­
nunft/der höheren MoraI/dem gesunden Menschenver­
stand und muß daher durchgeführt werden. 
" Das gleiche Wahlrecht 1 .. . / ist ein Stück moralischer Offen· 
sive, die nicht Scheitern darf." (Pachnicke, 01.05.18) 
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Demokratie 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gerechtfertigt. da 
sie die g rundlegenden Elemente der Demokratie enthält . 
• ,Dcr Vorschlag ist in dieser Form ungeeignet. Um ihn akzep­
tabel zu machen, müssen noch Hemmungen gegen zuviel De­
mokratie eingebaut werden. " 

Autoritäten 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß durchgefUhrt wer­
den. da auch schon bedeutende kulturelle oder politische 
Autoritäten dies gefordert haben. Die Bedeutung der Perso­
nen muß aus dem Text klar ersichtlich werden. 
"Männer, die sie mirals Kot)phäen des Liberalismus bezeich­
nen müssen: einen Sybel, Bluntschli. Gneist und andere sehr 
bedeurendeMänner, die die öffentliche Wahl als absolut not­
wendig bezeichnet hoben . .. 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß durchgeftihrt wer­
den, da auch schon bedeutende wissenschaftHche Autoritä. 
ten dies gefordert haben. 

"Und da weisen sie [Prof Weber und Dr. Pieper! in ihren 
Thesen darauf hin daß zur Durchführung der politischen 
Rechtsgleichheit, die sie fordern. auch notwendig gehöre die 
Enveirerung des Wahlrechtes in Staat und Gemeinde auf die 
breiten Volkskreise. " (Goldschmidt. 03.04.06) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß durchgeführt wer­
den, da die Sachautorität dafür spricht. Verwendung von 
Statistiken etc. 

" Das veranlaßt mich. die Zahlen, die ich in der ersten le­
sung gegeben habe, hier noch durch einige kuneAngaben lU 
ergänzen. Ich entnehme diesen Angaben der amtlich veröf­
fentlichen Wahlstatistik vom Jahre 1903. " (Inner. 02.04.(6) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts muß durchgeführt wer­
den, da die Verfassung dies fordert. 
,,Meine Herren, von dieser Forderung, daß sie {die Abgren­
zung der Wahlbezirke! nach Maßgabe der Bevölkerung er. 
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folge, steht in unserer jetzt gültigen Veifassungsurkunde kein 
Wort." (Inner. 02.04.06) 

Wa ndeVFortschritt 

Wandlungs- und Fortschrittsprozesse durchziehen unsere 
Zeit und daher muß jetzt auch das Wahlrecht demokratisiert 

werden. 
"Das gleiche Wahlrecht kommt! Es ist nichtauftuhalren! Ver­
gebens werfen Sie sich, meine Herren (rechts), einer Strö­
mung entgegen, die durch die ganze Welt geht. " (Pachnicke, 

0/.05.18) 

Wandel der Sozialstruktur 

Da sich die Sozialstruktur in starkem Maße verändert hat, 
muß auch das Wahlrecht demokratisiert werden. 
Alle Argumente die sich unspezifisch auf den Wandel sozia· 
ler Strukturen beziehen. 
"Vergegenwärtigen S ie sich einmal: Welche kolossale Um· 
wälzung hat das Land Preußen erfahren seit dem lahre 1849, 
seit diese Wahlverordnung erlassen ist, wie kolossal ist die 
ganze wirtschaftliche und soziale Struktur des Landes verän­
dert worden! Und Sie woffen mit demselben Wahlrecht wirt· 
schaften, das damals unter ganz. anderen Voraussetzungen 

gegeben ist als heute!" (Oeser. 23.03.06) 

WandeVFortschrittlZustand im Ausland 

Im Ausland allgemein finden demokratisierende Wandlungs­
und Fortschrittsprozesse stau. daher müssen auch wir das 
Wahlrecht demokratisieren. 
"Als ich in den Zeitungen las, daß man sich von hier aus so 
derartfiirdie Wahlfreiheit in den Donaufiirstentümern inter­
essiere, da konnte ich mir unmöglich denken. daß man es mit 
den Preußen übler vorhabe, als mit den Wallachen." (Rei­

ehensperger, 20.04.58) 
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In d en Vereinigten Staaten finden demokratisierende 
Wandlungs- und Fortschrittsprozesse statt, daher müssen auch 
wir das Wahlrecht demokratisieren. 
,,sind die Amen'kaner nicht bei dem Zustande angekommen, 
daß ihre Wahlen allerdings nicht durch die Regierung, wohl 
aber durch Dolch und Revolver beeinflußr werden?" 
(Wagener, 20.04.58) 

In Westeuropa finden demokratisierende Wandlungs- und 
Fonschritts-prozesse stau, daher müssen auch wir das Wahl­
recht demokratisieren. 
"Eng land ist doch das Muster/and des Liberalismus. Aber 
die große liberale Partei don denkt nicht daran, eine andere 
Wahlkreiseinteilung zu schaffen. " 

Im Ruß land finden demokratisierende Wandlungs- und 
Fortschrittsprozesse statt, daher müssen auch wir das Wahl­
recht demokratisieren. 
" Meine Herren. es ist Ihnenja auch vorgehalten worden, daß 
das Wahlrecht zur russischen Duma ein besseres Wahlrech t 
ist als dßs Wahlrecht zum preuß ischen Landtag, und zwar so, 
wie es jetzt ist, und so, wie es nach der Kompromjßvorlage 
sein wird. "(Liebknecht, 16.03.10). 

In Parlamenten im deutschsprachigen Raum finden demo­
kratisierende Wandlungs- und Fortschrittsprozesse statt, da­
her müssen auch wir das Wahlrecht demokratisieren. 
"Nachdem Elsaß·Lothringen das Reichsragswahlrecht erhal­
ten hat, ist die Beibehaltung des Dreiklassenwahlrechts, die 
Nichteinbringung einer Wahlrechtsvorlage eine Degradie­
rung, eine Beschimpfung, eine Ve rhöhnung des preußischen 
Volkes. " (Hoffmann, 27JJ6.lJ) 

Folgen einer Wahlr« htsänderung 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie posi­
tive Folgen hervorbringt. 

Kategoriensystem zur Analyse der Parlamentsdebatten zur Wahlrechtsfrage 
im preußischen Abgeordnetenhaus (1849 - 1918) 15 1 

4002 

41XX 

41lX 

4111 

4112 

4 113 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie Si­
cherheit (KontinuitätlOrganizitätlGleichrnäßigkeit) über 
ihre Folgen produziert. 
Jedes Argument, welches die Wahlrechtsreform mit Bezug­
nahme auf die Unsicherheit der Folgen zu bewerten versucht. 
,,Die vorgeschlagene Refom ist sehr skeptisch zu beurteilen, 
da sie ein Sprung ins Dunkle ist. " 

Politische und sozia le Folgen 

Politische und soziale Integration 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie Ver­
trauen in die Regierung/das politische System mit sich 
bring!. 
Negative Verwendung: Die Demokratisierung des Wahlrechts 
ist nicht vernünftig, weil sie das Venrauen in die Regierung 
zerstört. 
,,Das gleiche Wahlrecht wird das Veranrwonungs- und Gemein­
schaftsgefühl der Bevölkerung in unerhörtem Maße steigern. " 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie zur 
Minderung der Radikalität (Anarchie, Revolution, pol. 
Unordnung, Chaos) in der Gesellschaft beiträgt. 
Alle Argumente, die die Verteilung politischer Rechte an ihren 
Auswirkungen auf die politische Radikalisierung in der Ge­
sellschaft bemessen. 
"Wir gehen davon aus, daß die Umsturzbestrebungen nicht 
dadurch niedergehalten werden können, indem man ihnen die 
Venretung im Parlament nimmt. " 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie zur 
Mäßigung der Forderungen von politischen Oppositions­
bewegungen beiträgt. 
Negative Verwendung: Die Demokratisierung des Wahlrechts 
ist schlecht, weil sie die Forderungen von politischen Oppo­
sitionsbewegungen nicht mäßigt, sondern radikalisiert. 
"Diese Beschiiftigung der Sozialdemokratie im Reichstage 
hat mehr als alles andere dazu beigetragen, um die Sozialde­
mokratie zu erziehen, um sie aus den nebelhaften Vorstellun· 
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gen ihres Wolkenkuckuksheims zurückzuführen auf die prak­
tische Erde der realen Politik, und das ist eine Entwicklung 
von eminenter Bedeutung, eine Enrwicklung, die gerade vom 
höheren Staatsinteresse aus sehr wann zu begrüßen ist. " 
(Banh,22.0J,OO) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie die 
politische Partizipation der Bevölkerung erhöht. 
" Ich muß Ihnen gestehen. es gibt für mich kein traurigeres 
Kapitel in der ganzen preußischen Verwaltung als das Studi­
um der Wahlbeteifigung auf Grund des Dreiklassenwahl­
rechts. " (Ouer, 23.03.06) 

Kontrolle der Exekutive 

Die Dcmokratisicrung des Wahlrechts bringt eine verbesserte 
Komrolle über die Exekutive allgemein und ist daher ver­
nUnftig. 
"Sie werden da {in der Geschichte des preußischen Parla­
ments/ manch~s find~n, was ein aus demokratischem Wahl­
recht h~n>orgegang~n~s Parlament nicht getan, was zu tun 
es sich wohl gehütet hätte, weil ein solches Parlament einer 
viel strenger~n Korrektur untersteht, einer Korrektur bei den 
Wahlen im Wege des allgemeinen Wahlrechts. " (PacMicke, 
/0.0/.08) 

Ein demokratisches Wahlrecht bringt eine verbesserte Kon­
trolle über die Akteure der Außenpolitik mil sich und ist 
daher vernünftig. 

Wahl verf8.lschung 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, da sie die Ver­
falschung der Wahlergebnisse verhindert. Dieser Code wird 
nur codiert, wenn explizit die Verfälschung des Wahlergeb­
nisses angesprochen wird. 
"Es kommt darauf an, freie Wahlen zu haben, in denen sich 
die wahre Oberzeugung d~s Landes in den verschiedenen 
Wahlkreisen aussprechen kann. 

Ist dies di~ Intention, so glaube ich es nicht näher begründen 
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zu müssen, daß die Regierung auf äuß~re mechanische Mit­
tel, um auf die Wahlen einzuwirken, zu verzichten hat. Zu die­
sen Mitteln gehön vor allen Dingen dasfongesetzte Zerschnei­
den und neue Zusammenlegen der Wahlkreise. " 
(v. Bardeleben, 20.04.58) 

Ökonomische Folgen 

Die Demokratisicrung des Wahlrechts ist gut, weil sie positi­
ve ökonomische Folgen produziert. 
Jedes Argument, welches sich in unspezifischer Weise auf die 
positiven wirtschaftlichen Folgen einer Wahlrechts änderung 
bezieht. 
"Wir wollen weiter die winschaftliche Blüte, nicht durch die 
Herrschaft der Demokratie erschüttern lassen. " 

KulturlKirchelTraditionIBildung 

Alle Argumente, die die Verteilung politischer Rechte in ih­
ren positiven Auswirkungen aut Kultur und Kirche mit 
bertlcksichtigen. 
Die Demokratisierung des Wahlrecht ist gut, weil sie positive 
Auswirkungen auf KulturIKirche hat. 
AUe Argumente. die sich in unspezifischer Fonn auf die p0-

sitiven Folgen einer Wahlrechtsrefonn auf Kultur und Kirche 
beziehen. 
" Die Sache würde jedenfalls vit!lleichter vonstatten gehen, 
wenn wir das volle Bewußtsein haben könnten, daß bei einer 
demokratischen Herrschaft ein ausreichender Schutz auchfür 
diese kulturellen Interessen (von Kirrhe und Schule} zu er­
wanen ist." (poTsch 05./2.17) 

KulturlTraditionIBildung 

Die Dcmokratisierung des Wah lrechts ist gut. weil sie posi­
tive Auswirkungen auf die Kultur hat. 
Alle Argumente die sich auf die positiven Folgen einer 
Wahlrechtsrefonn auf die Kultur beziehen. 
" ... Wir kiimpfen ja gerade deshalb für die Einjiihrung des 
allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts, 
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damit diesen unwü!digen, kulturwidrigen Zuständen ein Ende 
bereitet werde . . , (Ströbel. 25.01.09) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie die 
Traditionen aufrechterhäh. 
Negative Verwendung: Die Demokratisierung des Wahlrechts 
ist schlecht. weil sie die Traditionen zerstön. 

Kirche/Christliche Religiosität 

Die Demokratisicrung des Wahlrechts ist gut, weil sie positi­
ve Folgen für die Kirche hat. 
Alle Argumente die sich auf die positiven Folgen einer Wahl­
rechtsrefonn auf die Kirche beziehen. 
.. Wie weil der Haß der Demokratie gegen die Religion geht, 
haben wir zum Ekel in Frankreich erlebt. Denken sie daran. 
wie da die Krn1.ijixe aus den Schulen verbannt wurden. " (v. 
d. Osten-Warnitz, 07. /2.17) 

KriegIFrieden 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie posi­
tive Folgen auf KriegIFrieden har. 
Argumente. die sich in unspezifischer Form auf die positiven 
Folgen einer Wahlrechts änderung rur die Kriegssituation be­
ziehen. 
.. Wenn der innere Friede gesichert ist, dann kann auch jedes 
ondf!re Kriegsvel erreicht werden. " 

Krieg 

Die Dcmokratisierung des Wahlrechts ist gut, wei l sie einen 
positiven Einfluß auf unsere militärische Bereitschaft haI. 
Alle Argumente, die sich auf die positiven Folgen einer Re­
form für di e Erreichung der Kriegsziele beziehen. 
., ... was die Krone mit dieser Vorlage erreichen will, das ist 
die/este und/estgehaltene Geschlossenheit des ganzen Vol­
kes im Kriege." (Lippmann, 10.12./7) 
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Frieden 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie einen 
positiven Einfluß auf unsere Chance auf Frieden hat. 
Alle Argumente, die sich auf die positiven Folgen einer Re­
form flir die Erreichung des Friedens beziehen. 
"Nicht ohne Genugtuung Iwben wir aus der Rede des Herrn 
Abgeordneten Hirsch entnommen, daß er nicht mehr an der 
Auffassungfesthält, eine Demokratisierung Preußens würde 
unsere Feinde zum Friedensschluß veranlassen." (Grae/. 
/0./2./7) 

Militarismus 

Die Demokratisierung des Wahlrechts führt zu einer Mäßi­
gung des Militarismus und ist daher zu begrüßen. 
"Meine Herren, diesem Bild eines nationalen Chauvinisten 
begegnen wir überall und auch innerhalb dieses Hohen Hau­
ses, und gerade das Dreiklassenwahlrecht Iwt ihm eine große 
Förderung zu Teil werden lassen." (Korfanty, 10.12.17) 

Machtverhä1tnisse 

StaatsgewaltlEfTektive auf staatliche HandJungsfahigkeit 

Demokratisierende Wahlrefonnen führen zu einer besseren 
Organisation und Handlungsrahigkeit des Staates im all­
gemeinen. 
,,[ ... J daß die Differenz zwischen Reichstagswahlrecht und 
Landtagswahlrecht sich hemmend bemerkbar mache in be­
zug au/Gesetzgebung und Verwaltung" [ ... / (Oeser. 23.03.06) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts fUhrt zu einer Stär· 
kung der Exekutive (HandJungsrahigkeit des Staates) und 
ist daher zu rechtfertigen. 
"Ebenso ist aber umgekehn richtig, daß diese Gleiclwnig­
keil die Stellung der Regierung ganz ungeheuer schwächt, 
wenn sie nicht nachzugeben wünscht und im preußischen 
Landtag sonst einen gewissen Rückhalt bei ihrem Widerstande 
finden würde. Also ganz objektiv betrachtet, ist die Homoge-
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nität für die Demokratie ein Vorteil, für die Reichsregierung 
ein Nachteil. " (v. d. OSlen- Wamit<:, 07./2.17) 

Die Dcmokratisierung des Wahlrechts zu einem handlungs­
fahigen Parlament und ist daher vernünftig. 
"Andererseits kann durch Anrwhme der Regierungs-Vorlage 
doch dem Reichstage nur in dem Sinne geschadet werden. 
daß dndurch das Abgeordnetenhaus gekräftigt und gewisser­
maßen dauerhafter gemacht wird." (Stumm. 28.01.69) 

Herrschafts-IKJassenverhältnisse 

Die Demokratisierung des Wahlrechts führt zu einer Abschaf­
fungIMilderung der kapitalistischen Klassenverhä ltnisseI 
sozialen Ungleichheit und Not und ist daher gerechtfenigt. 
"Also Sie wollen politische Mittelstandsretterei treiben zur 
Konservierung der junkerlichen und großindustriellen Aus­
beurungsprivilegien. Das ist der Sinn und Zweck dieses 
Kompromißantrages und der Alterszusatzstimmen. .. (Ströbel, 
1/.06. /8) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts filhn zu einer Abschaf­
fung der traditionellen, preußischen, politischen Herrschafts­
verhältnisse und ist daher vernünftig. 
"Meine Herren, daß die lunker, die Großgrundbesitzer Vor­
rechte haben wollen, ist ja sehr begreiflich. Wenn das allge­
meine, gleiche, direkte Wahlrecht eingefühn würde, und wenn 
man den Unfug der agrarischen Wahlkreisgeometrie been­
den würde, dann wäre es ja mir ihrer Herrschaft zu Ende. " 

Die Demokratisierung führt zu e iner AbschaffungIMilderung 
der ökonomischen Ungleichheit und ist daher vernünftig. 
"Also, Sie (rechts) brauchen das Dreiklassenwahlrecht zum 
Schutze ihrer Portemonnaies, um das Volk zur Ader ZU lassen 
und sich selber vor allen Ausgaben zu drücken. .. (Hoffmann, 
27.6.11) 
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Die Demokratisierung führt zu einer Abschaffung der tradi­
tionellen preußischen Herrschaftsverhä ltnisse und ist daher 
unvernünftig. 
" Wir wollen, daß durch die Anerkennung der politischen 
Gleichberechtigung der Arbeiter diese zurückgewonnen wer­
den für die bestehende bürgerliche Stoats- und Wirtschafts­
ordnung. " (Goldschmidt, 03.04.06) 

PreußenIPatriotismus/Vaterland 

Die Dcmokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie Preu­
ßen, Krone, Vaterland stärkt. 
(Argumcnt nicht verwendet) 

Krone/KönigIMonarchie/Monarchisches System 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie die 
Krone bestätigt/stärkt. 
"Das Streben nach Demokratisierung richtet sich dinkt be­
wußt oder unbewußt gegen die festen monan::hischen Grund­
lagen des pnußischen Staates. " 

VaterlandINation 

Die Demokratisierung des Wahlrechts flihrt zum Wohl des 
Vaterlandes und ist dahcr zu begrußen. 

Preußen 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie Preu­
ßen stärkt. 
Alle Argumentc die sich in unspezifischer Weise auf positive 
Auswirkungen der Wah lrechtsrefonn auf Preußen beziehen. 
.. Wenn wir Zu den Überzeugung kommen, daß der Bestand 
des preußischen Staates gejährdet ist, so würden wir unsen 
Pflicht verletzen, wenn wir einer Vorlage, die eine solche 
Gefährdung enthält, zustimmen würden. " 

4632 Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie das aUe 
Preußen abschafft. 
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" Das alte Preußen wird slünen, aber ein neues besseres Preu­
ßen wird sich aus seinen Trümmern erheben." (Hirsch, 
01.05.18) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts ist gut, weil sie posi­
tive Folgen das preußische Volk haI. 

Deutsches Reich/Deutschland 

Die Dcmokratisierung des Wahlrecht fühn zum Wohl des 
Deutschen ReichesIDeutschJands und ist daher begrüßen. 
"Da wir aber das Reich VOr den nachteiligen Folgen des 
Reichswahlrechts nach Kräften schützen wollen. da wir tkls 
als den Beruf Preußens aner-~nnen, sind wir der Meinung, 
daß wir auch in Preußen die bestehende WahlkreiseinreilUJ'lg 
im wesentlichen aufrecluerhalten müssen, weil sonst nur zu 
leicht eine entsprechende Änderung auch im Reiche eintreten 
würde." (v. ZedJitl.. 27.6./1) 

Die Demokratisierung des Wahlrechts hai positive Folgen für 
das Deutschtum/die Deutschen und ist daher zu begrußen. 
"Die geheime Wahl begünstigt zweifel/os die Polen; das liegt 
daran, daß , ... , die geheime Wahl den Einfluß der katholi. 
sehen Geistlichkeit ganz außerordentlich verstärkt, daß die 
katholische Geistlichkeit in den zweisprachigen Landestei. 
len Paneijür die Polen ergreift, ja, zum Teil die Führung in 
dem Kampfe der Polen gegen das Deutschtum inne hat. ' ... 1 
Die Dritte/ung nach Unvahlbezjrken gewöhn in künstlicher 
Weise gerade denjenigen Teilen der Bevölkernng einen über 
das Maß der Steuerleistung hinausreichenden Einfluß, {. .. ] 
die dem polnischen Teil der Bevölkerung in den zweisprachi. 
gen Landesteilen angehören. " (11. Zedlitz und Neukirch, 
16.3. 10) 
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